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Uneinigkeit bei Abtreibungsgesetz
Gibt es größere Chancen für eine Entkriminalisierung der Abtreibung?

piv Auseinandersetzung über die künftige rechtliche Rege- 
iung *on Schwangerschaftsabbrüchen wird gegenwärtig 
vor allem im rechten Spektrum heftig geführt. Mittlerweüe 
>ind so viele verschiedene Modelle und Vorschläge in der 
hskussion. daß man sich fragen muß, ob es der Bewegung

Noch 1988 hatte die damalige Familien- 
inmisierin Süßmuth mit dem Entwurf 
eines „Beratungsgesetzes“ auf ver- 
<harften Druck auf die Schwangere ge­
setzt. In die „Beratung" einbezogen 
werden sollten z.B. auch der Partner, 
die Eltern und ggf. der Arbeitgeber. 
Aufgrund des Widerstands aus der Frau­
enbewegung, den Gewerkschaften und 
auch der FDP verschwand der Entwurf 
dann aber in der Schublade.

Nach den Protesten gegen die Mem- 
minger und Neuwieder Abtreibungspro­
zesse und vor dem Hintergrund einer 
Bewegung für Selbstbestimmung in der 
DDR und Osteuropa, die, soweit sie sich 
gegen Sozialismus und Kommunismus 
richtete, von der westdeutschen Reak­
tion ja begrüßt und unterstützt wurde, 
fällt es den l^ebensschützern offenbar 
schwer, allein mit staatlicher Verfü­
gungsgewalt, sprich Strafgesetz, Wir­
kung zu erzielen. So hat z.B. der sächsi­
sche Wissenschaftsminister Meyer 
(CDU), Vorsitzender des katholischen 
„Gemeinsamen Aktionsausschusses“ 
«vergleichbar dem ZK der Deutschen 
Katholiken) festgesteilt, daß „es bei uns 
noch eines längeren Weges (bedarf), 
damit hier die ethische Seite des Pro­
blems überhaupt deutlich wird.“ (I)

Also müssen soziale Hilfen für 
Schwangere her, oder wenigstens muß 
man vorgeben, solche zu wollen. Der

Hohe Haftstrafen wegen RAF-Mitgliedschaft bekräftigt

Mit der Verurteilung von Norbert Hofmeier, Thomas Thoene 
und Bärbel Perau wegen RAF-Mitgliedschaft zu acht Jahren 
Haft endete die Revision am 7. Juni vor dem OLG Düsseldorf.

Das Verfahren gegen die drei wegen ihrer Prozeßerklärungen 
stellte das Gericht ein, Verfahren wegen Falschaussage gegen 
die Zeugen lehnte es ab. — (uld)

Mainzer Bischof Karl Lehmann, Vorsit­
zender der Deutschen Bischofskonfe­
renz: „Die Hilfe für die Betroffenen 
(muß) im Vordergrund stehen.“ Und 
der CDU/CSU-Fraktionsvize Heiner 
Geißler meint, daß die Strafrechtsfrage 
nicht das Entscheidende sei.

Weil die Lebensschützer aber sehr ge­
nau wissen, daß ein paar Mark hier oder 
dort das Problem einer ungewollten 
Schwangerschaft in den meisten Fällen 
nicht aus der Welt schaffen können, muß 
gleichzeitig der moralische Druck wei­
ter verschärft werden. Das „Mahnläu­
ten“ am 28.12.89 war nicht so erfolg­
reich. Stattdessen soll künftig jedes Jahr 
eine „Woche für das Leben“ stattfin­
den, mit Gottesdiensten, Großkundge­
bungen, Podiumsdiskussionen und 
Wallfahrten. Damit darüber aber nicht 
die klare Linie in Vergessenheit gerät, 
hat der Papst bei seinem Polenbesuch 
eindeutig Stellung genommen und Ab­
treibung mit dem Holocaust von 
Auschwitz verglichen.

Die CDU-,,Gruppe der 98“ will das 
Vorliegen einer sozialen Indikation 
künftig durch eine öffentlich bestellte 
Kommission feststellen lassen und 
spricht sich für die Abschaffung der 
Krankenkassenfinanzierung und für ein 
Verbot der „Pille danach“ aus. (2)

Weiter sei daran erinnert, daß beim 
Einigungsvertrag zwar die Regelung des

für Entkriminalisierung der Abtreibung gelingen kann, die­
se Uneinigkeit für eine Liberalisierung, wenn nicht gar 
Streichung des § 218 zu nutzen. Neben der erklärten Be­
zugnahme auf das „Recht des ungeborenen Lebens“ ist auf­
fällig oft von der Notwendigkeit sozialer Hilfen die Rede.

§ 218 ausgeklammert wurde, Bayern 
aber dort die „Unverzichtbarkeit des 
Bestandsschutzes des bayerischen Bera­
tungsgesetzes auch bei einer Neurege­
lung“ hineinschreiben ließ. Auch der 
baden-württembergische Ministerpräsi­
dent Teufel will keine „Aufweichung“ 
der bestehenden Regelung und begrüßt 
„im Grundsatz“ den Vorschlag der 
CDU-Parteikommission. (3)

Die liberaleren CDUler bzw. CSUler 
finden sich in der Frauengruppe der Uni­
onsfraktion, in der Fraktionsarbeits­
gruppe und in der CDU-Parteikommis­
sion. Außerdem hat Rita Süßmuth schon 
vor längerer Zeit einen eigenen Vor­
schlag vorgelegt. Auch Frauenministe­
rin Angela Merkel hat schon Positionen 
formuliert: Gegen Fristenlösung, gegen 
ein „Recht auf Abtreibung“. Ebenso 
wie Rita Süßmuth unterstützt sie wohl 
den Entwurf der CDU-Parteikommis- 
sion: Dieser neueste Vorschlag ist der 
Öffentlichkeit bisher noch nicht zugäng­
lich gemacht worden.

Die FDP hat bereits einen eigenen Ge­
setzentwurf ausgearbeitet, der eine Fri­
stenregelung mit Zwangsberatung vor­
sieht. Die Indikationslösung sei in den 
vergangenen 15 Jahren gescheitert. Der 
Rönsch-Entwurf wird deshalb von der 
FDP abgelehnt. (1)
Quellen: (1) Stuttg. Zeitung, 10.6.91; (2) taz, 
21.2.91, Stuttg. Zeitung, 6.6.91 — (anh)

Bei den Sachsenring Automobilwerken Zwickau GmbH wird gestreikt, damit die 
„Sächsische Aufbau- und Qualifizierungsgesellschaft“ Teil des Unternehmens bleibt 
—- und so 3600 wenigstens über Qualifizierungs- und ABM-Maßnahmen „abgefe­
dert“ werden können. Aber die Treuhand lehnt weiterhin jedwede Beteiligung der Un­
ternehmen an „Beschäftigungsgesellschaften“ ab. — (mke)

Hasselfeldt unterstützt Blüm
Konzertierte Aktion beriet über gravierende Maßnahmen

Die Konzertierte Aktion im Gesund­
heitswesen hielt ihre Frühjahrssitzung 
am 6. Juni ab. Auf diesen zweimal im 
Jahr stattfindenden Treffen aller im Ge­
sundheitswesen tätigen Organisationen 
(inklusive Gewerkschaften) findet eine 
Lageeinschätzung und Erörterung kon­
kreter Maßnahmen statt.

Zur Lage stellten sie fest, daß nach 
vorläufigen Ergebnissen die Leistungs­
ausgaben aller Krankenkassen in der al­
ten BRD je Mitglied um durchschnittlich 
8,4% gestiegen sind. Dem gegenüber 
steht eine Steigerung der Einnahmen um 
durchschnittlich 3,3 %. Daraus ergibt 
sich für das erste Quartal ein Defizit von 
1,8 Milliarden DM. Die Entschließung 
der Konzertierten Aktion dazu: „Es muß 
vermieden werden, daß dieser ungünsti­
ge Trend im weiteren Verlauf . . . an­
hält.“ Und die neue Bundesgesundheits­
ministerin Hasselfeldt (CSU) bekräftig­
te, daß die Beitragsstabilität und die 
Ausschöpfung von Einsparpotentialen 
einen zentralen Stellenwert haben. Ge­
plant ist:

Demnächst will Frau Hasselfeldt die 
Negativliste über 2500 weitere sog. 
„unwirtschaftliche“ Arzneimittel veröf­
fentlichen, die die Ärzte nicht mehr ver­
ordnen dürfen. Sie soll ab 1. Juli in Kraft 
treten. Darunter sind z.B. sehr umsatz­
starke Kopfschmerztabletten, die die Pa­
tienten künftig selbst bezahlen müssen.

Das Gesundheitsreformgesetz legt 
fest, daß vom 1. Januar 1992 an für alle 
Medikamente ohne Festbetrag eine 
15 %ige Selbstbeteiligung, höchstens 15 
Mark je Arzneimittel, gezahlt werden 

muß. Frau Hasselfeldt will die Zuzah­
lung auf 10 % und maximal 10 DM je 
Medikament senken, weil erst für weni­
ge Präparate ein Festbetrag besteht. Die 
Krankenkassen wollen eine Verschie­
bung der Regelung um zwei Jahre.

Der Auftrag des Gesundheitsreform­
gesetzes, sog. Richtgrößen für den Um­
fang der von den niedergelassenen Ärz­
ten verordneten Fremdleistungen, vor 
allem von Arzneimittelverordnungen, 
festzulegen, soll jetzt zügig in Angriff 
genommen werden. Im Klartext: Die 
Menge der von den Ärzten verschriebe­
nen Medikamente pro Patient soll be­
grenzt werden. Ein scharfer Angriff auf 
Ärzte und Patienten.

Bis Mitte 1995 soll der Krankenversi­
cherungsschein durch eine Art Scheck­
karte ersetzt werden. Jederzeit möglich 
ist dann, daß darauf die einzelnen Lei­
stungen für einen Patienten abgespei­
chert werden, um seine Inanspruchnah­
me des Gesundheitswesens weit über das 
bisherige Maß hinaus kontrollieren und 
reglementieren zu können. Dies ist übri­
gens eine Methode, um den Spardruck 
gegenüber den Patienten vom Ärzt weg 
hin zu Krankenkassen- oder Staatsorga­
nen zu verlagern.

Was haben die Krankenhäuser zu er­
warten? Konkretisierung der Bestim­
mungen zur Kündigung sog. unwirt­
schaftlicher Krankenhäuser durch die 
Kassen. Entwicklung des Pflegesatz­
rechts zu einem leistungsorientierten 
Vergütungssystem; als erstes soll der 
allgemeine Pflegesatz durch Abteilungs­
pflegesätze abgelöst werden. — (evo)
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Presseerklärung 
von Anwälten

„Zu den jüngsten Meldungen in „Der 
Spiegel“ und „Die Welt“ geben wir, die 
dort namentlich genannten Rechtsan­
wälte, auch im Namen aller anderen 
Anwälte der politischen Gefangenen, 
folgende Erklärung ab :

1. Den Vorwurf, „Anwälte dienen 
RAF als Kuriere“ und Aktionen drau­
ßen würden von den Gefangenen gesteu­
ert, weisen wir schärfstens zurück. Er 
entbehrt jeder Grundlage.

2. Wir protestieren gegen die Art und 
Weise der öffentlichen Vorverurteilung.

Obwohl laut Meldung der Medien 
„Erkenntnisse“ schon teilweise über ein 
Jahr vorliegen sollen, werden wir durch 
Verweigerung von Akteneinsicht daran 
gehindert, die „Beweismittel“ einer 
Prüfung zu unterziehen und inhaltlich 
Stellung nehmen zu können. Stattdessen 
wird von der Bundesanwaltschaft eine 
persönlichkeitsverletzende Rufmord­
kampagne in die Medien lanciert.

Die Kriminalisierung zielt auf die en­
gagierte Verteidigung der Gefangenen, 
weil u.a. die Unterzeichner, auch öf­
fentlich, sich seit Jahren gegen die Isola­
tionshaft und für die Zusammenlegung 
einsetzen. Sie dient ausschließlich dem 

Zweck, die Forderung nach Zusammen­
legung, die im letzten Hungerstreik eine 
breite gesellschaftliche Akzeptanz ge­
funden hatte, zu diskreditieren und die 
Haftsituation wieder und weiter zu ver­
schärfen.
17. Juni 1991, gez. Rechtsanwalt Dieter 
Adler, Hannover; Rechtsanwalt Gerd 
Klusmeyer, Hannover; Rechtsanwalt 
Johannes Pausch, Düsseldorf; Rechts­
anwältin Renate Trobitzsch, Hanno­
ver.“

Faschisten durften 
ungehindert aufmarschieren 

Der Aufmarsch von über 1500 Faschi­
sten, die aus allen Gegenden der BRD 
und aus Österreich anreisten, in Dresden 
ist eine weitere Demonstration nicht nur 
der Konzentration faschistischer Orga­
nisationsbemühungen auf die DDR, son­
dern auch der staatlichen Duldung und 
Förderung faschistischer Umtriebe. Der 
Hitlergruß ist strafrechtlich verboten, 
ebenso die Benutzung anderer Symbole 
des Nationalsozialismus. Die behördli­
che Duldung solcher Gesetzesverstöße, 
ihre öffentliche Dokumentation in Zei­
tungen und Fernsehen fordert den Ge­
brauch solcher Symbole und ist eine un­
erträgliche Entwürdigung der Opfer des 

faschistischen Terrors. Der Zentralrat 
der Juden in Deutschland hat gegen die 
Demonstration heftig protestiert. CDU- 
Gerster will unter dem Vorwand faschi­
stischer Umtriebe den Aufbau des Ver­
fassungsschutzes vorantreiben und er­
wägt ein Verbot einiger Vereine. — (uld)

DS: Bundesverband aufgelöst, 
Weiterarbeit in Niedersachsen

Die Demokratischen Sozialisten haben 
sich aufgelöst. Am 19. Januar hatte der
7. Parteitag der DS die Auflösung be­
schlossen. In der folgenden Urabstim­
mung hätten sich fast drei Viertel der 
Mitglieder der DS für die Auflösung 
ausgesprochen, heißt es in einem jetzt 
verschickten Rundschreiben. In der 
Auflösungserklärung heißt es, die ehe­
maligen Mitglieder wollten auch nach 
der Auflösung der DS weiter „in einem 
langfristigen Prozeß gemeinsamer Dis­
kussionen und Aktionen aus den vorhan­
denen Theorien, Interessenslagen und 
Widersprüchen eine emanzipatorische 
Bewegung neuer Qualität herausbil­
den“. In Niedersachsen, wo die DS noch 
bei den letzten Landtagswahlen kandi­
diert hatten, wollen Mitglieder als „De­
mokratische Sozialisten Niedersachsen 
e.V.“ weiterwirken. — (rül)

VSP: Ergebnisse 
der fortgesetzten ZDK

Am 15. Juni wurde in Köln die ordentli­
che Zentrale Delegierten-Konferenz der 
VSP fortgesetzt. Zum Problem der 
wachsenden Entsolidarisierung von ab­
hängig Beschäftigten und Unterdrückten 
in Ost- und Westdeutschland verab­
schiedete die Konferenz eine Entschlie­
ßung, die unter dem Motto „Verteilung 
von oben nach Osten“ zur Nutzung des 
günstigeren Kräfteverhältnisse im 
Westen aufruft, um z.B. ohne Verzicht 
in den Tarifrunden dem Kapital Geld für 
einen Fonds für Arbeitsplätze und sinn­
volle Bedarfsproduktion in der ex-DDR 
abzutrotzen. Vorausgegangen war eine 
Diskussion verschiedener Aspekte der 
Problematik in Arbeitsgruppen. Die 
Konferenz wählte ein ausschließlich aus 
Genossinnen bestehendes Zentralkomi­
tee, weil die bislang praktizierte Quotie­
rung den gesteckten Zielen nicht gerecht 
geworden war. Manon Tuckfeld von der 
neuen „Ökologischen Linken“ hielt ein 
Grußwort, dem eine erste Aussprache zu 
dieser neuen linken Formierung folgte. 
Hiermit wird sich die VSP in den näch­
sten Monaten intensiv befassen, ange­
fangen bei einem Ortsgruppenratschlag 
im Frühherbst. — (mke, VSP)
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Grün-liberaler Verfassungsentwurf liegt vor
D-Mark-,, Deutsche“

Von 6 auf 10,8 Mio. DM gesteigert, also 
fast verdoppelt hat das Auswärtige Amt 
1991 seine Aufwendungen für die „För­
derung der deutschen Sprache“ und zur 
Förderung „deutscher Vereine“ in Po­
len. Das geht aus einer Übersicht her­
vor, die der revanchistische Vertriebe- 
nenverband veröffentlicht hat („Deut­
scher Ostdienst, 14.6.). Gezahlt wurden 
„deutschsprachige Kindergärtnerin­
nen“ und die Grundausstattung für Kin­
dergärten, „Sprachkurse für deutsch­
sprachige Hilfslehrer“, Mittel für den 
Aufbau von Vereinen, Schulen. Ausstel­
lungen, Konzerte wurden mit weiteren 
3,1 Mio. DM gefördert. „Deutsch- 
Sein“ soll sich wieder lohnen in Polen.

Geld für Golfkrieg
Aufgrund einer kleinen Anfrage der 
PDS/Linken Liste hat die Bundesregie­
rung am 4.6. über ihre Unterstützungen 
für die Anti-Irak-Koalition informiert 
(Ds. 12/535). Der Gesamtwert beträgt 
ca. 12 Mrd. DM. 5,5 Mrd. US-$ wurden 
den USA 1991 überwiesen, 1990 bereits 
450 Mio. Mark für Transportkosten. 
Zugesagt wurden Ägypten 1,15 Mrd. 
Mark, der Türkei 260 Mio., Syrien 160 
Mio., den USA 9,13 Mrd., Großbritan­
nien 800 Mio., Frankreich 300 Mio. 
Hinzu kommen ABC-Abwehrausrü­
stungen, Munition, ABC-Spürpanzer 
(„Fuchs“) usw., unentgeltlich oder als 
Materialdarlehen. Gesondert aufgeführt 
wird: An Israel gingen acht „Fuchs“- 
Panzer, ABC-Schutzbekleidung usw.; 
150 Mio. Mark für die Lieferung von 
US-Patriot-Abwehrrakten und weitere 
880 Mio. für den Bau von U-Booten 
wurden Israel zugesagt.

Steuern: Große Koalition
Nur geringfügige Veränderungen am 
Steuerpaket der Regierung sind das Er­
gebnis des „Vermittlungsausschusses“ 
von Bundestag und Bundesrat, der sich 
mit den Steuergesetzen der Regierung zu 
befassen hatte. Die Gewerbekapital- und 
Vermögenssteuer werden — wie geplant
— in der DDR nicht eingeführt, offiziell 
ist ihre Einführung bis 1993 verschoben
— wenn diese Steuern dann noch beste­
hen. Die 7,5 %-Kolonialzulage zur Fi­
nanzierung der DDR-Annexion bleibt in 
Kraft. Lediglich bei der Mittelverteilung 
zwischen Bund und Ländern gelangen 
der SPD geringfügige Änderungen zu­
gunsten der Länder. Schon angekündigt
— und von der SPD nicht widersprochen
— ist die Anhebung der Mehrwertsteuer 
auf 15 % 1993. „In der Finanzpolitik 
wurde damit die große Koalition einge­
läutet“, resümiert das „Handelsblatt“.

Konversionssteuer abgelehnt
Bündnis 90/Die Grünen hat einen Ge­
setzentwurf (Drucksache 12/74) einge­
bracht, der das Recht der Freistellung 
von Steuerzahlungen für Militär und Rü­
stung aus Gewissensgründen fordert. 
Ein Bundesmilitärfonds und ein Bundes­
fonds zur Rüstungskonversion sollen 

eingerichtet werden, so daß diejenigen, 
die Rüstung nicht finanzieren wollen, 
die Konversion von Rüstungsproduktion 
in ökologisch und sozial verträgliche 
Produktionen finanzieren könnten. 
CDU/CSU, FDP und SPD lehnten den 
Entwurf am 22.5. im Haushaltsaus­
schuß ab — bei Nichtanwesenheit des 
B’90 und der PDS/LL.

Juden: „Einzelfall“-Asyl
Die Bundesregierung will bei Flüchtlin­
gen jüdischen Glaubens aus der Sowjet­
union nach „Einzelfallprüfungen“ ent­
scheiden, ob diese in der BRD Asyl er­
halten. Das erklärte die Regierung Ende 
Mai in einer Antwort auf eine Anfrage 
der Gruppe Bündnis 90/Grüne (Ds. 12/ 
610). Im vergangenen Jahr hatte die 
Bundesregierung noch — in Erwartung 
einer enormen Flüchtlingswelle aus der 
Sowjetunion — mit dem Zentralrat der 
Juden eine Absprache getroffen, keinen 
Aufnahmestopp für sowjetische Juden 
zu verhängen. Diese Praxis ist jetzt be­
kräftigt. Hintergrund der zynischen 
„Einzelfallprüfung“: Das zionistische 
Israel wünscht, die Flüchtlinge mög­
lichst komplett als Siedler gegen die Pa­
lästinenser einzusetzen.

Grenzschutz weltweit
Laut „Spiegel“ hat Innenminister 
Schäuble der UNO den Einsatz von Bun­
desgrenzschutz in der Westsahara ange­
boten. Die UNO will ein Beobachter­
kontigent schicken, um das von der Poli- 
sario durchgesetzte Referendum über 
die Unabhängigkeit des von Marokko 
annektierten Landes zu überwachen. 
1989 erfolgte ein solcher Einsatz von 
BGS anläßlich der Wahlen in Namibia 
(ehemals Deutsch-Südwestafrika).

Zuschüsse gestrichen
In einer Antwort auf eine Kleine Anfra­
ge der SPD hat die Bundesregierung die 
Streichung der Förderung der Verbrau­
cherzentralen (im Westen schrittweise 
ab 1992, im Osten länger gestreckt) da­
mit gerechtfertigt, daß dies Ländersache 
sei. Die Bundesanteile an der Förderung 
der Verbraucherzentralen bewegen sich 
bislang zwischen 250000 Mark (Saar­
land) und 1,1 Mio. Mark (NRW). In den 
Verhandlungen hätten die Länder „im 
wesentlichen“ zugestimmt, aber Kom­
pensationen im Rahmen des Finanzaus­
gleichs gefordert.

Was kommt demnächst?
Am 20. 6. will der Bundestag über den 
Regierungssitz entscheiden. Am 27.6. 
beginnt in Berlin der PDS-Parteitag. Am 
gleichen Tag beginnt die „Sommerpau­
se“ des Bundestags. Am 22./23.6. be­
raten die Finanzminister der G7-Gruppe 
über den Weltwirtschaftsgipfel Mitte Ju­
li in London. Ende Juni findet in Luxem­
burg der EG-Gipfel statt, in Straßburg 
sollen die Verhandlungen EG-EFTA 
über einen „gemeinsamen Wirtschafts­
raum“ abgeschlossen werden. Am 5. 
Juli ist die letzte Sitzung des Bundesrats 
vor der Sommerpause.

Teilweise nützliche

Ca. 500 Verfassungsrechtler, Politiker, Gewerkschafter, 
Kirchenvertreter, Umweltschützer u.a. — vor allem aus 
dem grün-liberalen Spektrum und aus den Bürgerbewegun­
gen der DDR — trafen sich am 15. /16.6. in der Frankfurter 
Paulskirche und diskutierten einen vom „Kuratorium für

ihrer Staatsangehörigkeit. Wichtig in 
dieser Hinsicht ist auch, daß das Diskri­
minierungsverbot des Art. 3 GG ent­
sprechend internationaler Rechtsstan­
dards erweitert werden soll: Niemand 
darf danach auch wegen seiner Nationa­
lität und seiner sexuellen Orientierung 
benachteiligt oder bevorzugt werden.

Weiterhin soll Art. 3 ergänzt werden 
um die Bestimmung: „Bei Maßnahmen 
zur Förderung von Frauen ist eine Be­
vorzugung wegen des Geschlechts zum 
Ausgleich bestehender Nachteile zuläs­
sig.“ Bezüglich Schwangerschaftsab­
brüchen soll ein Art. 3a eingeführt wer­
den: „Jede Frau hat das Recht zu ent­
scheiden, ob sie eine Schwangerschaft 
austrägt oder nicht. Dieses Recht darf 
(bis zum Ende des dritten Monats, hier­
über keine Einigung im Arbeitsaus­
schuß, d. Verf.) nicht beschränkt wer­
den. Wer eine Schwangerschaft ab­
bricht, darf strafrechtlich nicht verfolgt 
werden ...“

Das Verbot von Vereinigungen, deren 
Ziele sich „gegen die verfassungsmäßi­
ge Ordnung“ richten, sieht der Entwurf 
nicht mehr vor. Vereine dürfen danach 
nur verboten werden, wenn sie Strafge­
setzen zuwiderlaufen oder sich „gegen 
den Gedanken der Völkerverständi­
gung“ richten. Zusätzlich sollen Bür­
gerinitiativen entsprechende Vereini­
gungsrechte erhalten und z.B. in Volks­
vertretungen Anspruch auf Gehör erhal­
ten.

Zusätzlich soll das Recht auf Koali­
tionsfreiheit zur „Wahrung und Förde­
rung der Arbeits-, Wirtschaftsbedingun­
gen, insbesondere der Lebensbedingun­
gen abhängig Beschäftigter“ garantiert 
werden. Das Mitbestimmungsrecht, die 
Tarifautonomie und das Streikrecht wer­

Grundrechte
Neu gegenüber der bestehenden Verfas­
sung sind u.a. die Einführung eines 
Rechts auf informationelle Selbstbe­
stimmung. Die Einschränkung dieses 
Rechts (also staatliche Datenspeiche­
rung) darf nur aufgrund eines Gesetzes 
erfolgen, wobei die Betroffenen An­
spruch auf Benachrichtigung über sol­
che Speicherungen haben sollen.

Positiv ist die weitgehende Aufhebung 
der Beschränkung von Grundrechten auf 
Deutsche. So sieht der Entwurf vor, die 
Versammlungsfreiheit, das Recht auf 
Freizügigkeit und die Vereinigungsfrei­
heit allen in der BRD lebenden Men­
schen unabhängig von der Staatsangehö­
rigkeit zu gewähren. Art. 16 (Asylrecht) 
soll ergänzt werden um das Verbot von 
Abschiebungen in Länder, in denen 
Ausländem die Todesstrafe oder die 
Verletzung ihrer Menschenwürde dro­
hen. Nicht nur politisch, sondern auch 
rassisch und geschlechtlich Verfolgte 
sollen Asylrecht genießen. In Art. 116 
soll die Deutschendefinition in bezug auf 
„deutsche Volkszugehörige“ aus ande­
ren Staaten gestrichen werden. Dafür 
sollen Ausländer, die seit mindestens 
fünf Jahren rechtmäßig ihren Wohnsitz 
in der BRD haben, Bürger im Sinne der 
Verfassung sein, was sie auch bezüglich 
anderer, bisher Deutschen vorbehalte­
nen Rechten gleichstellt. Überhaupt 
wurde der Begriff „Deutsche“ im Ver­
fassungsentwurf durchweg gestrichen 
und durch „Bürgerinnen und Büiger“ 
ersetzt. Danach haben dann auch Aus­
länder, die sich fünf Jahre rechtmäßig 
hieraufhalten, nach Art. 33 die gleichen 
staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten, 
also auch Wahlrecht, unabhängig von

Anhaltspunkte für die Verfassungsdiskussion

einen demokratisch verfaßten Bund deutscher limu> 
ausgearbeiteten Entwurf einer neuen Verfassung, der des 
Anspruch erhebt, ökologische Zielsetzungen in die Wrfeu 
sung zu schreiben und Grundrechtspositionen zu starken. 
Nachfolgend einige erste Anmerkungen.

den gewährleistet, die Aussperrung srf 
verboten werden. Das Recht auf Arbeü. 
soziale Sicherung und auf Wohnung sol­
len — allerdings nicht als einklagbare 
Rechte — garantiert wenden.

Staatsschutzartikel
Positiv ist, daß der Art. 18 (Verwirkung 
von Grundrechten wegen Kampfs gegen 
die fdGO) gestrichen werden soll. Der 
Pärteiverbotsartikel 21 soll aber gründ 
sätzlich erhalten bleiben. Vorgesehen im 
ein zeitlich befristetes Verbot von Par­
teien bzw. deren zeitweiliger Ausschluß 
von Wahlen, sofern sie den „Bestand 
des Bundes gefährden“ oder darauf aus­
gehen, die Art. 1-20 der Verfassung zu 
gefährden. Der Kampfbegriff freihert- 
lich-demokratische Grundordnung wur­
de gestrichen.

Art. 139 GG soll in die neue Verei­
sung übernommen werden, ohne dtf 
sich die Verfasser des Entwurfs aller­
dings mit den diesbezüglichen Proble­
men nach Inkrafttreten des Zwei-Plus- 
Vier-Vertrages auseinandersetzen, der 
eine generelle Aufhebung sämtlicher al­
liierter Rechtsvorschriften aus den Jah­
ren nach 1945 vorsieht. Auch entspre­
chende Regelungen zum Verbot faschi­
stischer Organisationen bzw. fechisti- 
scher Propaganda sieht der Entwurf 
nicht vor.

Bundeswehr
Zwar soll Art. 26 neben dem Verbot des 
Angriffskrieges und friedensgefährdeo- 
der Handlungen vorsehen, daß der Staat 
auf Kriegsverhütung und das friedliche 
Zusammenleben der Völker hinwirkeo 
müsse; gleichzeitig soll allerdings durch 
eine Ergänzung des Art. 115a (Einsatz 
der Bundeswehr ausschließlich zur Ver­
teidigung des Bundesgebietes) gewähr­
leistet werden, daß der Verteidigungs­
fall sich auch auf ein Gebiet bezieht, 
„dessen Verteidigung dem Bund auf­
grund völkerrechtlicher Beistands­
pflichten obliegt“. Das gehl über den 
NATO-Vertrag hinaus und kann in Ver­
bindung mit Art. 24 (Teilnahme an kol­
lektiven Sicherheitssystemen) UNO- 
oder WEU-Einsätze grundsätzlich er­
möglichen.

Ersatzlos gestrichen werden sollen 
dem gegenüber sämtliche Bestimmun­
gen der derzeitigen Verfassung, die 
einen Einsatz der Bundeswehr im Innere 
zur „Abwehr einer drohenden Gefahr 
für die freiheitliche demokratische 
Grundordnung“ vorsehen.
Quellenhinweis: Der Verfassungsentwurf ist er­
hältlich über Kuratorium für einen demokra­
tisch verfaßten Bund deutscher linder. Hm 
der Demokratie, Fnednchstr. 165. 0-1080 Ber 
lin — (ulb)

SU-Kredite: Die BRD sammelt Schuldtitel ein
Deutsche Bank stoppt Ostkredite / von Amerongen: Nur noch „projektgebundene“ Kredite

Änderung des Namensrechts
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion eingebracht

Bundesdeutsche Regierungsstellen und Konzerne versu- auszuweiten. Ex-DIHT-Chef von Amerongen will nur noch 
chen, die schwierige Wirtschaftslage der SU auszunutzen, „projektgebundene Kredite“ vergeben, zum Beispiel für 
um ihren Zugriff auf die Rohstoffreichtümer des Landes Erdöl- und Erdgaslieferungen aus Tjumen, Westsibirien.

Am 4. Juni hatte der Chef der Deutschen 
Bank, Hilmar Köpper, verkündet, die 
Deutsche Bank werde den Staaten Ost­
europas vorerst keine neuen Kredite lei­
hen. Die Ankündigung diente dazu, die 
Auflagen für solche Kredite zu verschär­
fen und eine stärkere Einschaltung des 
Staatsapparates in die Ost-Geschäfte der 
BRD-Konzerne zu erreichen. So ver­
langte Köpper auf der gleichen Presse­
konferenz u.a. neue Regierungsbürg­
schaften für Ost-Kredite.

Zwei Tage zuvor hatte Gorbatschow 
mit dem Bonner Finanzstaatssekretär 
Köhler verhandelt. Auch hierbei ging es 
um Konditionen für neue Kredite. Die 
„Welt“ berichtete: Gorbatschow müsse 
„beweisen, daß er willens und zudem 
auch fähig ist, grundlegende Reformen 
im sowjetischen System durchzusetzen. 
Der Rat aus Bonn an ihn ist eindeutig: 
Über einen Abgrund kann man nicht mit 
zwei Schritten springen.“ (3.6.91)

Die BRD-Gläubiger der SU verlangen 
unwiderrufliche Maßnahmen der sowje­
tischen Regierung, um westlichen Kon­
zernen das Eindringen ins Land zu er­
leichtern. Ex-DIHT-Chef von Ameron­

gen will nur noch projektgebundene 
Kredite vergeben, z.B. für Rohstoff­
plünderung: „Als solche einzelne Pro­
jekte könnten beispielsweise Vorhaben 
wir die Erschließung und der Ausbau 
des Erdöl- und Erdgasfeldes Tjumen in 
Westsibirien ausgewählt werden.“ 
(Handelsblatt, 6.6.91). Der Osthan­
delsexperte der BRD-Monopolbour- 
geoisie begrüßte u.a. das Recht der Ein­
zelrepubliken, Kredite im Ausland auf­
zunehmen, sowie Absichten, einzelne 
Regionen wie Leningrad zu „Freihan­
delszonen“ für westliche Konzerne zu 
erklären. Als nächstes müsse die SU das 
Investitionsschutzabkommen für BRD- 
Konzeme verabschieden. Gleichzeitig 
lobte von Amerongen, daß die SU Erdöl 
und Erdgas weiter „wie vertraglich ver­
einbart“ liefere. Dasselbe gelte für an­
dere Rohstoffe.

Derweil brüten andere „Ostexperten“ 
der BRD an Plänen, wie auch auf ande­
ren Gebieten die Vormachtstellung 
westdeutscher Konzerne im SU- und 
Ost-Geschäft weiter ausgebaut werden 
kann. Im Gespräch sind mehrere Maß­
nahmen, die alle darauf hinauslaufen, 

das Vorgehen der BRD-Konzeme im 
Osthandel so eng wie möglich mit dem 
Staatsapparat zu verzahnen, um durch 
gemeinsamen Druck weiter in die SU 
vordringen zu können und dort Liefer- 
und Absatzmärkte zu erobern. Der Vor­
sitzende des Wirtschaftsausschusses des 
Bundestags, der CDU-Abgeordnete 
Ost, schlägt die Einrichtung von „Ver­
rechnungskonten“ beim Finanz- oder 
Wirtschaftsministerium vor, über die 
Lieferungen von BRD-Konzemen an die 
SU mit sowjetischen Lieferungen „ver­
rechnet“ werden können. Zudem solle 
man die Möglichkeit eines „Swing“, 
d.h. eines staatlichen Überziehungskre­
dits für die SU, prüfen. (Handelsblatt.
14./15.6.) Diese bilaterale „Verrech­
nung“ weist viele Ähnlichkeiten mit der 
faschistischen Ost-Wirtschaftspolitik in 
den 30er Jahren unter Reichsbank-Chef 
Schacht auf. Auch damals ging es der 
deutschen Bourgeoisie darum, die 
Schuldtitel der Staaten Osteuropas in ih­
ren Händen zu konzentrieren und durch 
enge Abstimmung zwischen Staat und 
Konzernen den Vormarsch nach Osten 
zu sichern. — (rül)

Das Bundesverfassungsgericht hat am 5. 
März 1991 beschlossen, daß das Na­
mensrecht der Ehegatten geändert wer­
den muß, da die derzeit geltende Rege­
lung nicht mit dem Gleichberechti­
gungsgrundsatz des Grundgesetzes ver­
einbar sei. Demnach kann die Namens­
einheit der Ehegatten nicht mehr zwin­
gend sein. Bisher mußten sich die Ehe­
gatten für einen Ehenamen entscheiden. 
Der Geburtsname desjenigen, dessen 
Name nicht Ehename wurde, konnte zu­
gefügt werden. Der Name des Mannes 
hatte Vorrang.

Die SPD hat nun ihren Gesetzentwurf 
von 1990 in geänderter Form in den 
Bundestag eingebracht. Die erste Bera­
tung fand am 13.6.1991 statt.

Die SPD will, daß die Ehegatten fol­
gende Möglichkeiten bei der Wahl ihres 
Ehenamens haben: 1. Jeder der Ehegat­
ten behält seinen Geburtsnamen bei. Die 
SPD beruft sich dabei auf bestehende 
Regelungen in acht Ländern der Europä­
ischen Gemeinschaft. 2. Sowohl der 
Geburtsname des Mannes als auch der 
Frau können zum Ehenamen werden. 
Derjenige, dessen Geburtsname nicht 
Ehename wird, kann seinen Geburtsna­
men voranstellen oder anfügen. 3. Beide 
Ehegatten können auch einen gemeinsa­
men Doppelnamen wählen. Wenn sie 

sich nicht über die Reihenfolge einiger, 
können, entscheidet der Standesbeamte 
durch einen Losentscheid. Wie dieser 
das Los zu werfen hätte, müßte noch 
durch Verordnung geregelt werden.

Entsprechend können die Eltern be­
stimmen. wie ihre Kinder mit Zunamen 
heißen sollen. Kinder können den Na­
men des Vaters oder der Mutter ertwt 
ten, wenn die Eltern verschiedene Na­
men haben. Wenn die Eltern sich nxw 
einigen, bekommen die Kinder emen 
Doppelnamen. Über die Reihenfoter 
entscheidet das Los.

Die SPD beabsichtigt, diese Regetaa- 
gen auch rückwirkend auf alte berac 
geschlossenen Ehen anzuwenden. Falb 
Ehegatten ihren Geburtsnamen wieder 
annehmen wollen oder ihren Ehenaavs 
anders bestimmen wollen, so sollen Ka­
der. die über vierzehn Jahre all sai 
nicht gezwungen werden, einen oohb 
Namen anzunehmen, wenn sie sich da­
gegen aussprechen.

In der Bundestagsdebatte hieb 
CDU an der Einheit des Familie»» 
mens fest. Abgeordnete von PDS aao 
Bündnis 90/Grüne sprachen sich dam 
aus. daß Kinder ausschließlich den Na­
men der Mutier bekommen.
Quellen. Bundestagsdrucksacbe t2«6T 
deutsche Zeitung. 14.5. — (aal)
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Die Bourgeoisie formiert sich: Gen Osten soll ’s gehen
Die Serlin-Bonn-Diskussion zeigt Differenzen über die Hauptstadt und Vereinheitlichungsbemühungen über die Expansionsstrategie

Heim Erscheinen dieser Zeitung will der Bundestag über die Frage 
Jes zukünftigen Regierungssitzes entschieden haben. Wenige Ta- 
ce mdt der Entscheidung ist zumindest der Öffentlichkeit nicht be­
gannt. worüber konkret abgestimmt werden soll. Die öffentliche 
hskussion ist heftig und chaotisch. Verschiedene sogenannte 
vxnpromißvorschläge tauchen auf und werden verworfen. Ein 
Kompromiß scheint auch schwierig, da die Differenz — auch in­
nerhalb der herrschenden Klasse und ihren Institutionen — darin 

besteht, ob die BRD überhaupt eine Hauptstadt im eigentlichen 
Sinne, Kapitale und Regierungssitz, haben soll. Fest steht, daß es 
eine starke Strömung gibt, Berlin über einen kürzeren oder mittle­
ren Zeitraum und über mehr oder weniger Zwischenschritte zur 
Hauptstadt mit Regierungssitz zu machen. Diese Strömung, die 
von den großen Konzernen wie Daimler-Benz und Siemens getra­
gen wird, wird u.a. von Richard von Weizsäcker politisch geführt 
und von der großbürgerlichen Frankfurter Allgemeinen massiv 

unterstützt. Ihre regionale Basis hat sie v.a. in der Achse Ham­
burg/Berlin. — Dagegen steht die Position, die möglichst viel Tei­
le der Regierungs- und Parlamentsfunktionen in Bonn belassen 
will, einer Stadt also, die die Westbindung der BRD symbolisiert, 
die aber nie Hauptstadt war, sein wird oder zu sein beanspruchen 
kann. Diese Position vertreten z.B. Otto Wolff von Amerongen 
und Arbeitgeberpräsident Klaus Murmann, die nordrhein-westfä­
lische SPD- und die bayerische CSU-Landesregierung.

Hauptstadt oder keine?
Bourgeoisie noch nicht einig 

Daß Bonn keine Hauptstadt ist und sein 
sann, ist ein Hauptgrund dafür, daß die 
Bourgeoisie oder zumindest größere 
Teile die Metropole Berlin zur Haupt- 
qadr will. Ihr wirtschaftlicher Zentralis­
mus und Monopolismus drängt auf die 
Zentralisierung aller politischen und 
Wirtschaftsentscheidungen, drängt des­
halb auf eine Hauptstadt. Die Konzerne, 
die Entscheidungen von größter Trag­
weite für die gesamte Gesellschaft fällen 
und mittels des Staatsapparates von oben 
nach unten durchzusetzen trachten, wol­
len gerade deshalb eine direkte Verbin­
dung zur Regierung, eine Verbindung, 
die nicht durch das politisch-parlamen­
tarische System vermittelt ist, was zu 
Reibungsverlusten führen kann. Der 
Regierungsstandort Bonn konnte und 
kann eine solche direkte Verbindung 
nicht herstellen. Auch deshalb ist z.B. 
im Bundesbankgesetz von 1957 in § 2 
testgelegt, daß die Deutsche Bundes­
bank ..ihren Sitz am Sitz der Bundesre­
gierung“ hat, daß sie aber ihren Sitz in 
Frankfurt am Main habe, solange sich 
der Sitz der Bundesregierung nicht „in 
Berlin befindet“. (1)

Und Berlin? Berlin ermöglicht die di­
rekte Kommunikation zwischen Kon 
zemspitzen und Regierung durch gesell­
schaftliche Verbindung. ....... braucht
eine große Industrienation“, fragte etwa 
die Ze/7 (2). ,,nicht doch die hauptstädti­
sche Begegnung der verschiedenen Eli­
ten aus Wirtschaft. Politik, Kultur und 
Wissenschaft in einer Metropole, um 
weltweite Zukunftsperspektiven richtig 
y.u erfassen? In Berlin begegnen sich. 
wie in keiner anderen deutschen Stadt, 
unterschiedliche Lebensstile, Kulturen 
und Gesellschaftsentwürfe. Die Eliten 
können zusammenkommen, um politi­
sche. ökonomische, wissenschaftliche 
und kulturelle Gedanken auszutauschen

nicht nur im nationalen, sondern auch 
internationalen Rahmen.“

Man braucht nicht einmal sehr zwi­
schen den Zeilen zu lesen. Es geht um 
größere Handlungsfähigkeit für die 
Konzerne, um direkte Einwirkung auf 
die Exekutive, um größere Elastizität, 
Flexibilität bei der Auslegung von Ge­
setzen und der Umgehung des Parlamen­
tarischen. Wenn Berlin zur Hauptstadt 
mit Regierungssitz wird, dann wird dies 
nicht nur zur Schwächung des Föderalis­
mus führen. In der Tendenz wird der ge­
samte Parlamentarismus geschwächt 
und wird eine politische Macht Verschie­
bung hin zur Finanzoligarchie stattfin­
den, die sich selbst bürgerlich-parla­
mentarischer Kontrolle entzieht.

Auf der anderen Seite jedoch, und des­
halb ist die Bourgeoisie auch nicht einig, 
ist die Wirtschaft der BRD polyzentrisch 
geprägt. und die polyzentrische Struktur 
ist für die Wiedererstarkung der BRD 
aach dem zweiten Weltkrieg, für ihren 
Aufstieg zur führenden westeuropäi­
schen Macht auch von Bedeutung gewe­
sen. So beharrt etwa der Bonn-Befiir- 
.orter und NRW-Ministerpräsident 

Rau in der Frankfurter Rundschau (3) 
urauf. ..daß die Vielfalt eigenständiger 
Regionen mit kräftigen Metropolen un­
sere wahre Stärke ausmacht“.

Daimler Benz baut bereits in Berlin: 
oberes gibt auch Kapitalisten, die fürch- 
’ufi. daß ..ihre“ Standorte bei einer Zen­

visierung in und um Berlin in die 
'enfangigkeit absinken. So sorgt sich 

Duo Wolff von Amerongen um die 
Abladung der BRD im allgemeinen 
^die Bedeutung der Rhein-Schiene im 

äderen. Die Geschäftsführung der 
‘«akfurter Börsen AG betont, daß ihr 
' Bonn als „einem Symbol der Westin- 

*aion und an der Aufrechterhaltung 
Jer hohen Dezentralität in Deutsch- 

gelegen“ sei. Der Bayerische Ar- 
utberverband sieht zwei Drittel sei- 

Mitglieder aus gleichgeiagerten 
--xen als Bonn-Befürworter. (4) 

erste Gesichtspunkt der Haupl- 
-'Jukussion hat Auswirkungen vor 
? inneren Verhältnisse der

Die Errichtung einer Hauptstadt 
stärkt den Zentralismus, die

Macht und Allmacht der Konzerne und 
ihres Staates.

Der zweite Gesichtspunkt der Haupt­
stadtdiskussion betrifft vor allem die 
strategische Ausrichtung der deutschen 
Bourgeoisie, ihre zukünftige Rolle in 
Europa und der Welt. Erkennbar wird 
dabei. daß sie den Kampf um die Hege­
monie in Europa verschärft. Auch hier 
ist die Bourgeoisie noch nicht verein­
heitlicht : Noch wägt sie die Chancen 
und Risiken ab.

Hauptstadtdiskussion bereitet 
forcierte Ostexpansion vor

Der kritische Historiker Fritz Fischer 
warnte in der Zeit (5) vor der Hauptstadt 
Berlin, die als ehemalige Hauptstadt 
Preußens und ab 1871 des Deutschen 
Reiches die preußische Staatsidee und 
die Gewalttätigkeit des Reichs (Bis­
marck: „Haut die Polen, daß sie am 
Leben verzagen . . .“) symbolisiere. 
..Die Namen Wilhelm II. und Hitler sind 
mit der Idee von deutschem Herrschafts­
anspruch verbunden, und beide sind mit 
Berlin verbunden. Sollten die Deutschen 
nicht begreifen, daß eine Umsiedlung 
der Regierung — gerade im Zusammen­
hang mit der .Wiedervereinigung4 im 
Jahre 1990 — aus dem ruhigen Bonn in 
das geschichtsbeladene Berlin im ge­
samten Ausland verstanden werden muß 
als ein Bekenntnis zu einer Tradition des 
Militarismus, des Machtanspruchs und 
der Expansion?“

Das wird nicht nur so verstanden wer­
den können, das ist auch so gemeint. 

Angehörigen der „deutschen Volksgruppe“ in Polen marschieren zur Begrüßung 
deutscher Kriegsschiffe in Gdansk auf. Der Text auf dem schwarz-rot-gold 
umrandeten Transparent lautet: „Deutsche Minderheit in Danzig grüßt die
Bundesmarine“.

..Wer damals A(nschluß) meinte, muß 
jetzt auch B(erlin) sagen“, hatte die Zeit 
eine Woche zuvor (6) gefordert. Mit 
dem Anschluß der DDR hat die deutsche 
Monopolbourgeoisie den jahrzehntelan­
gen Status quo in Europa beendet und 
ihren unmittelbaren Herrschaftsbereich 
wieder ein Stück nach Osten vorgescho­
ben. Dies soll, wie in der Hauptstadt- 
Diskussion deutlich wird, nur der Auf­
takt zur Neuauflage jahrhundertelanger 
deutscher Ostexpansion sein.

Die Hauptstadtfrage, schrieb Richard 
von Weizsäcker in seinem im März be­
kanntgewordenen Memorandum (7), 
..hängt . . . zentral mit der Politik zu­
sammen. die Deutschland langfristig 
machen muß und wird . . . (Die politi­
sche Führung) muß . . . dafür sorgen, 
daß im Bewußtsein der großen politi­
schen Herausforderungen entschieden 
wird, vor denen wir stehen, und nicht 
mit bloßem Status-Quo-Denken. Die 
Fragen, um die es geht, lauten: Wie 
sieht die politische Landkarte Europas in 
zwanzig Jahren aus? Welche verant­
wortliche Rolle fällt dem vereinigten 
Deutschland dafür zu? Hat dies Auswir­
kungen auf die Hauptstadt?“ Weiz­
säckers Antworten: Die europäische 
Landkarte werde sich durch Erweite­
rung der EG entscheidend verändern. 
Deutschland komme die treibende Rolle 
zu. ..Die Homogenisierung des größer 
und zentraler werdenden Europas ist das 
historische Gebot der kommenden Zeit 
. . . Die sich in die Mitte des Kontinents 
ausweitende EG wird für ihr langfristi­
ges Zusammenwachsen mit seinen neu­

en Linien und zentralen Bereichen auf 
Berlin überhaupt nicht verzichten kön­
nen.“

Die Zeit (8) führt den Gedanken weiter 
aus: „Berlin stellt die Frage nach Quali­
tät und Zukunft der deutschen Politik. In 
der europäischen Perspektive kann Ber­
lin mit seiner günstigen Lage zu Mittel­
und Osteuropa ein entscheidendes Ver­
bindungsglied der Europäischen Ge­
meinschaft für die Osterweiterung wer­
den. Aus der großen Nord-Süd-Schiene, 
die von London über Paris nach Rom 
reicht, könnte eine über Paris und Berlin 
nach Budapest, Prag und Warschau lau­
fende Linie das neue Europa markieren. 
Deshalb brauchen nicht nur die neuen 
Länder im Osten Deutschlands, sondern 
auch die EG Berlin als Drehscheibe zwi­
schen Ost- und Westeuropa. Gerade 
weil die Bundesregierung sich als weite­
ren Zielpunkt des wiedervereinigten 
Deutschlands das vereinigte Europa ge­
setzt hat, ist eine Hauptstadt mit Ost- 
West-Funktion wie Berlin der richtige 
Sitz für Regierung und Parlament. Ber­
lin könnte eine Dolmetscherfunktion im 
kulturellen, wirtschaftlichen und politi­
schen Bereich übernehmen, wenn das 
größere Europa zusammenwächst. — Es 
ist zu einer Führungsfrage in der deut­
schen Politik geworden, ob die Chancen 
des Neuanfangs, die mit der deutschen 
Einheit verbunden sind, tatsächlich be­
griffen und auch angenommen wer­
den.“

Die Süddeutsche Zeitung (9) will die 
„Verantwortung eines 80-Millionen-

Volkes in der Mitte Europas“ wahrge­
nommen wissen, und zwar in folgender 
Weise: „Das künftige Deutschland kann 
weder Schaukelpolitik zwischen West 
und Ost betreiben noch dem Osten den 
Rücken kehren. Es wird nur auf siche­
rem Grund stehen, wenn es seine Ver­
antwortung dafür erkennt, auch das 
West-Ost-Gefalle zwischen Reichen und 
Armen in Europa abbauen zu helfen. In 
der europäischen Mittler-Funktion liegt 
seine ihm und Berlin auch vom Bundes­
präsidenten zugewiesene außenpoliti­
sche Aufgabe.“

Noch stärker für die deutliche 
Schwerpunkt-Verschiebung deutscher 
Außenpolitik in Anknüpfung an die tra­
ditionelle Expansionsrichtung tritt der 
reaktionäre Historiker Golo Mann ein, 
den die Frankfurter Allgemeine (10) so 
wiedergibt: „Die unbedingt zuverlässi­
ge, gradlinige Politik der reinen Westin­
tegration werde die Bundesrepublik 
Deutschland künftig nicht mehr führen 
können; die Einigung mit dem Staatsge­
biet, das bis vor kurzem DDR hieß, ma­
che es unmöglich. .Deutschland liegt 
nicht so einfach im Westen. Es liegt wie­
der in der Mitte, wie es von alters her 
sein Schicksal war.“‘

Deutsche Konstruktionspläne 
für die „Architektur Europas“

Die Differenzen innerhalb der Bour­
geoisie über die Hauptstadtfrage sind 
keine Differenzen über das Ziel forcier­
ter Ostexpansion, und sie stehen auch 
nicht für ein Gegeneinander von West­
bindung und Ostexpansion. Otto Wolff 

von Amerongen schrieb zwar im Han­
delsblatt (11):

„Es ist heute wichtiger denn je. die 
viel zitierte Westbindung der Bundesre­
publik politisch noch deutlicher zu ma­
chen als vor dem 3. Oktober . . . Wir 
stehen eineinhalb Jahre vor der Vollen­
dung des größten Binnenmarktes der 
Welt. Dieser gewaltige Kraftakt ist nur 
zu schaffen, wenn die Westintegration 
politisch und wirtschaftlich nachhaltig 
unterstützt wird. Eine Verlegung des 
Regierungssitzes nach Berlin schafft 
nicht nur innerhalb Deutschlands, son­
dern gerade im Westen einen neuen Ori­
entierungsfaktor, nämlich ein eindeuti­
ges Signal in Richtung Osten. Deutsch­
land muß mit seiner Regierung weiterhin 
nah an London, Brüssel und Paris sein

Aber er schloß dann auch: „Diese 
Gedanken schließen ein, daß Berlin eine 
Drehscheibe für das östliche Zentral­
europa werden soll — hoffentlich. Al­
lein durch ihre geographische Lage ist 
diese Stadt . . . prädestiniert, diese Rolle 
erfolgreich wahrzunehmen. Sie wird 
damit ein Baustein für die kommende 
Architektur.“

Die Konzernbourgeoisie ist sich des 
Risikos bewußt, das von einer Schwer­
punktverschiebung nach Osten ausgeht. 
Sie fürchtet, daß eine zu drastische Wen­
dung sie in schwere Konflikte zum rest­
lichen Westeuropa bringen und die BRD 
so des Hinterlandes berauben kann, das 
sie für die Ostexpansion natürlich auch 
braucht. Die mit der Hauptstadtdiskus­
sion eng verknüpfte Diskussion über die 
Rolle Deutschlands in Europa dient vor 
allem dem Zweck der Formierung, der 
Vereinheitlichung der Bourgeoisie auf 
eine erfolgsträchtige Expansionsstrate­
gie, die ihr zur unangefochtenen Hege­
moniestellung in ganz Europa verhilft.

In dieser Diskussion zeichnet sich im 
Zusammenhang mit einer Gewichtsver­
lagerung nach Osten auch eine völkisch­
nationale Schwerpunktbildung in Euro­
pa ab.

Vor dem Anschluß der DDR hatte die 
BRD in der Tradition der deutschen Ge­
schichte auch — ein wenig jedenfalls — 
den Charakter von Deutsch-Ländern. 
Dies zeigte z. B. die Verteilung von zen­
tralen Institutionen über die ganze Repu­
blik und die Tatsache, daß der Regie­
rungssitz alles andere als gesellschaftli­
ches Zentrum der BRD war.

Die Errichtung einer Hauptstadt Ber­
lin hebt dies völlig auf zugunsten einer 
wirtschaftlichen, politischen und gesell­
schaftlichen Zentralisierung. Die Befür­
worter knüpfen großteils ganz bewußt 
an die Deutsche-Reichs-Tradition an, an 
die Einigung Deutschlands unter der 
Führung Preußens und Berlins, an eine 
Geschichte also, die untrennbar mit 
deutscher Expansion und Aggression 
verbunden ist.

Schon vor Jahren hatte Richard von 
Weizsäcker, der sich jetzt in der Berlin- 
Diskussion so exponiert, die führende 
Rolle des „Deutsch-Seins“, der Deut­
schen angemahnt. In seiner vielbeachte­
ten und auch in der politischen Opposi­
tion begrüßten, scheinbar beschwichti­
genden, tatsächlich aggressiven Rede 
auf dem Kirchentag 1985 hatte er vor­
ausblickend unter Berufung auf einen 
französischen Dichter ausgerufen:

.„Deutschland ist nicht dazu da, die 
Völker zu spalten, sondern um sie zu 
versammeln. Seine Rolle ist es: Über­
einstimmung zu schaffen — all die unter­
schiedlichen Nationen, die es umgeben, 
spüren zu lassen, daß sie ohne einander 
nicht leben können? Daß sie aufeinan­
der angewiesen sind. Das ist ein großer, 
ein zuversichtlicher Auftrag für uns . . . 
Es ist unsere Sache, dem Begriff 
,deutsch4 einen Inhalt zu geben, mit dem 
wir selbst und mit dem die Welt gern und 
in Frieden leben können.“ (12)

Der Inhalt des Begriffs „deutsch“ 
konkretisiert sich in der aktuellen Dis­
kussion in dem Anspruch, Deutschland 
zur Ordnungsmacht im Osten zu ma­
chen. Dieser mit Macht vertretende Füh­
rungsanspruch wird noch stets unter Be­
rufung auf die Geschichte vertreten :

„Die historischen und kulturellen 

Bindungen der Deutschen an die benach­
barten Völker Mittel- und Osteuropas 
sind jahrhundertealt und waren stets we­
sentliche Gestaltungsfaktoren der euro­
päischen Politik“, schreibt ein Ministe­
rialdirektor des Auswärtigen Amts im 
Europa-Archiv (13) Er zieht daraus un­
ter anderem die beiden Schlußfolgerun­
gen : die deutsche auswärtige Kulturpo­
litik gen Osten zu verstärken (Verbrei­
tung der deutschen Sprache, Aufbau 
deutscher Auslandsschulen) und die 
Entfaltungsmöglichkeiten der deutschen 
Minderheiten in Osteuropa zu fördern.

Es ist hier nicht der Platz, die unselige 
Geschichte der deutschen Volksgrup­
penpolitik zu resümieren. Doch muß in 
diesem Zusammenhang in Erinnerung 
gerufen werden, was aus dem politi­
schen Bewußtsein der westdeutschen 
Bevölkerung heute fast verschwunden 
ist, aber keineswegs aus dem Bewußt­
sein der deutschen Konzernbourgeoisie: 
daß nämlich „Mittel- und Osteuropa“, 
von dem wieder so häufig die Rede ist, 
„der alte Raum der deutschen Kolonisa­
tion“ ist. (14)

Die Errichtung des realen Sozialismus 
in den Ländern östlich der Elbe hatte die 
Tradition deutscher Ostkolonisation für 
mehr als vier Jahrzehnte unterbrochen. 
Der Zerfall des realen Sozialismus 
schafft ihm unter den gegebenen Um­
ständen ziemlich freie Bahn, alte Kolo­
nialfaden wieder aufzunehmen. Den 
Rückschlag, den die deutsche Reaktion 
mit der Anerkennung der polnischen 
Westgrenze hat hinnehmen müssen, 
hofft sie wettzumachen durch die neuen 
Möglichkeiten, sich der „deutschen 
Volksgruppen“ im Osten als Agenten 
des deutschen Expansionismus zu bedie­
nen. Schon zu Zeiten Bismarcks hatte 
das von Berlin aus regierte Reich nicht 
einfach eine „Heim-ins-Reich“-Politik, 
also eine reine Politik der territorialen 
Expansion, betrieben, sondern die 
„deutschen Stämme“ als „Vorposten“ 
und „Bildungsträger in einem großen 
kolonisatorischen Raum“ (14) betrach­
tet, mit deren Hilfe sich das deutsche 
Kapital den gesamten Osten unterzuord­
nen versuchte.

Heute ist immer wieder davon die Re­
de, daß es ein schroffes wirtschaftliches 
und politisches Gefalle zwischen Ost- 
und Westeuropa gebe. Dieses Gefälle 
berge die Gefahr politischer Instabilität. 
Hinzu komme, „daß in vielen dieser 
(ost- und südosteuropäischen — Red.) 
Staaten jahrhundertealte Nationalitäten­
konflikte für große Unruhen sorgen. Die 
Beispiele Rumänien und Jugoslawien 
zeigen, daß sich bürgerkriegsähnliche 
Situationen auch grenzüberschreitend 
auswirken können. Mittel- und Südost­
europa könnte sich zu einer durch be­
waffnete innerstaatliche Konflikte ge­
schüttelten Region entwickeln mit bür­
gerkriegsähnlichem Charakter.“ (15) 
Eine solche Entwicklung paßt, trotz al­
ler Unwägbarkeiten, der deutschen Kon­
zernbourgeoisie nicht schlecht ins Kon­
zept, kann sich Deutschland doch erst 
recht als Ordnungsmacht im Osten ent­
falten.

Die Abstimmung im Bundestag wird 
voraussichtlich keine definitive Ent­
scheidung in der Hauptstadtauseinan­
dersetzung bringen und erst recht nicht 
die Diskussion über die Entwicklung der 
Expansionsstrategie des deutschen Ka­
pitals abschließen. Diese Diskussion 
zeigt gewaltige Aufgaben auf, denen 
sich die revolutionären Kräfte stellen 
müssen.

Quellen: (1) Zitiert nach Frankfurter Allgemei­
ne (FAZ), 11.3.91; (2) Zeit, 29.3.91; (3) 
Frankfurter Rundschau (FR), 12.4.91; (4) 
FAZ, 16.4.91; (5) Zeit, 29.3.91; (6) Zeit, 
22.3.91; (7) abgedruckt z.B. in der FR, 
12.3.91; (8) Zeit, 29.3.91; (9) Süddeutsche 
Zeitung (SZ), 16.3.91; (10) FAZ, 18.4.91; 
(11) Handelsblatt, 21.3.91; (12) zitiert nach 
Politische Berichte 13/85; (13) Europa-Archiv 
7/91, Alte Bindungen und neue Wege nach Mit­
tel- und Osteuropa; (14) Hans Rothfels, Bis­
marck, der Osten und das Reich, Darmstadt 
1960; (15) Gerd Langguth, lange Jahre Bevoll­
mächtigter Berlins bei der Bundesregierung, 
heute Leiter der deutschen Vertretung der EG- 
Kommission, in: Deutschland, die EG und die 
Architektur, Außenpolitik 11/91 — (scc)
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Internationale Umschau

Mehrere zehntausend Ärzte, Apotheker, Heilgymnasten, Hebammen und freiberufli­
che Krankenschwestern demonstrierten am 12.6. in Paris (Bild) gegen die geplante 
Gesundheitsreform der französischen Regierung. Bereits die Woche zuvor hatten die 
Angehörigen freier Berufe im Gesundheitswesen zwei Tage lang gestreikt. Um das 
für 1991 auf 23 Mrd. Francs (ca. 7 Mrd. DM) geschätzte Defizit der Sozialversicherung 
(Kranken- und Rentenkassen) auszugleichen, will die Regierung eine 0,9 prozentige 
Erhöhung der Beiträge beschließen. Gleichzeitig sollen die Honorare für Ärzte, Pri­
vatkliniken und Labors sowie die Verdienstspannen der Apotheker gesenkt oder „ein­
gefroren“ werden. Außerdem ist die Einschränkung der freien Arztwahl geplant. Die 
Maßnahmen werden kritisiert als Einführung der Zweiklassenmedizin, wobei sich gu­
te medizinische Behandlung nur noch Gutsituierte leisten können. — (wje/evo, AGG)

€

Polen: Papst 
gegen Streiks erfolglos

Der Besuch des Papstes in Polen hat der 
Regierung gegen die zunehmenden 
Streiks der Arbeiter nicht geholfen. Re­
signiert berichtet die polnische Nach­
richtenagentur PAP, trotz Aufrufen des 
Papstes zu ,,Mäßigung“ würden die 
Streiks fortgesetzt, und für die kommen­
den Tage hätten weitere Organisationen 
Proteste angekündigt, darunter die Flug­
lotsen des internationalen Flughafens in 
Warschau, die Polizei, die Taxifahrer 
und die Lehrer. Direkt nach der Abreise 
des Papstes seien landesweit Besetzun­
gen von Straßen und Brücken angekün­
digt. Walesa wünscht jetzt Notstands­
vollmachten, damit sein Kabinett not­
falls am Parlament vorbei Wirtschafts­
dekrete verhängen kann.
Quelle: Katholische Nachrichtenagentur, 11. 
Juni 1991 — (rül)

Kuwait: Sechs weitere 
Todesurteile gegen Opposition

Am 15. Juni hat ein Kriegsgericht in 
Kuweit sechs Beschäftigte der Tageszei­
tung „al Nida“ zum Tode und zehn wei­
tere zu je 10 Jahren Haft wegen Unter­
stützung der irakischen Besatzung des 
Landes verurteilt. Unter den zum Tode 
Verurteilten ist auch eine Frau. Die Ver­
teidigung der Angeklagten hatte wäh­
rend des Verfahrens mehrfach beklagt, 
daß viele ,,Beweise“ des als Hauptzeu­
gen geladenen Polizeioffizicrs aus nicht 
bekanntgegebenen „geheimen Quellen“ 
stammten. Gegen die Urteile ist wegen 
des Kriegsrechts in Kuweit keine Beru­
fung mehr möglich. — (rül)

Schweden: EG-Beitrittsantrag 
ohne Neutralitäts-Vorbehalt

Zum 1. Juli wird die schwedische Regie­
rung ihren Beitrittsantrag zur EG einrei­
chen. Der Antrag wird ohne jeden Vor­
behalt gestellt werden, d.h. im Gegen­
satz zu Österreich verzichtet die schwe­
dische Regierung auf jeden Hinweis auf 
die schwedische Neutralität. Minister­
präsident Carlsson begründete dies im 
schwedischen Reichstag so: Nach der 
Auflösung des Warschauer Pakts, dem 
Rückzug der sowjetischen Truppen und 
der „Wiedervereinigung Deutschlands“ 
sei der Beitritt zur EG mit der schwedi­
schen Verteidigungspolitik ohne Vorbe­
halt vereinbar. Man erwarte von der EG- 
Kommission auch keinen Beitrittszwang 
zu einem EG-Militärbündnis, behaupte­
te er. Tatsächlich erwägt die schwedi­
sche Regierung offenbar eine stärker an­
tisowjetische Außenpolitik im Bündnis 
mit der EG. In der Debatte im Reichstag 
betonte Carlsson das Interesse seiner 
Regierung, an der EG-,»Sicherheitspoli­
tik“ mitzuwirken, und warnte vor einer 
„destabilisierenden“ Krise in der So­
wjetunion. Die Linksallianz und die 
Grünen erneuerten ihren Widerstand 
gegen einen EG-Beitritt des Landes, 
während die bürgerlichen Parteien die 
Regierung uneingeschränkt unterstütz­
ten. Ministerpräsident Carlsson und die 
Vorsitzenden der Konservativen und der 
Zentrumspartei erklärten, sie würden 
eine Volksabstimmung über den Beitritt 
zur EG befürworten. - (rül)

Große Demonstrationen am 
Soweto-Tag in Südafrika/Azania 

Zehntausende Azanier gedachten am 16. 
Juni in großen Demonstrationen in über 
80 Orten des Landes des Aufstandes von 
Soweto, mit dem am 16. Juni 1976 eine 
landesweite Aufstandsbewegung gegen 
das rassistische Südafrika begann. Mehr 
als 500 Schüler wurden im Verlauf des 
Aufstands erschossen, führende Mit­
glieder des PAC, darunter der verstor­
bene Präsident Zeph Mothopeng, wur­
den als Verantwortliche für den Auf­
stand zu langen Haftstrafen verurteilt. 
Die Aktionen und Kundgebungen richte­
ten sich auch gegen die aktuelle Politik 
der Rassisten-Regierung, die die Forde­
rungen der Befreiungsbewegungen nicht 
erfüllt. Die Gewerkschaftskongresse 
COSATU und NACTU, PAC und ANC 
wandten sich aus Anlaß des Soweto-Ge­
denktages an die Weltöffentlichkeit und 
fordern dazu auf, an den Sanktionen ge­
gen Südafrika festzuhalten. Noch habe 
die Regierung keinen einzigen Schritt 
getan, der die Änderungen im Land 
wirklich unumkehrbar mache — noch 
immer lehne die weiße Herrschaft das 
Prinzip „ein Mensch, eine Stimme“ für 
die Wahlen ab und beanspruche das poli­
tische Mandat allein und exklusiv für 
sich. Noch immer seien viele politische 
Gefangene in Haft — die Regierung ver­
weigert z.B. die Freilassung derjenigen, 
deren Todesstrafe in eine lebenslange 
Haftstrafe umgewandelt wurde, darun­
ter die Sharpeville Six und die Upington 
14. Alle bisher zugestandenen Rechte 
könnten nur von wenigen genutzt wer­
den, denn ihre Nutzung — wie z.B. das 
Recht für Schwarze, Land zu erwerben 
— sei an Besitz gebunden. Die „Frank­
furter Allgemeine Zeitung“ vermerkt 
befriedigt, daß sich ANC, PAC und 
AZAPO nicht auf eine gemeinsame Ak­
tion einigen konnten und so die Bemü­
hungen um die Bildung einer gemeinsa­
men Front einen Rückschlag erlitten hät­
ten. — (uld)

Mit einem viertägigen Streik haben die 35000 Lohnabhängigen im niederländischen 
Malereigewerbe Lohnsenkungspläne der Kapitalisten und Angriffe auf die Lohnfort­
zahlung zurückgeschlagen. Bis zu 3700 Lohnabhängige beteiligten sich Ende Mai an 
den Streikaktionen, an einer Kundgebung in Utrecht nahmen 2300 Lohnabhängige 
teil (Bild). Die Kapitalisten hatten die Löhne „einfrieren“ und bei der Lohnfortzahlung 
zwei „Karenztage“ sowie eine Senkung der Lohnfortzahlung auf 80% durchsetzen 
wollen. Diese Angriffe wurden zurückgeschlagen. Der jetzt ausgehandelte zweijähri­
ge Tarifvertrag enthält außerdem eine Lohnerhöhung um 4,5% und Verbesserungen 
für Teilzeitbeschäftigte und behinderte Lohnabhängige. — (rül)

Türkei: Kämpfe der
Arbeiter nehmen zu

Die Kämpfe der Arbeiterklasse in der 
Türkei weiten sich immer mehr aus, und 
zahlreiche Anzeichen deuten darauf hin, 
daß die Bereitschaft zunimmt, die Regie­
rung Özal, die zur zunehmenden Ver­
schlechterung der Lage der Arbeiter bei­
trägt und sie immer mehr ins Elend 
drückt, auch mit einem längeren Gene­
ralstreik unter Druck zu setzen und wo­
möglich zu stürzen. In den letzten sechs 
Wochen beteiligten sich nach verschie­
denen Berichten fast 240000 Arbeiterin­
nen und Arbeiter an Aktionen wie Es­
sensboykotten, kollektiven Besuchen 
bei Verantwortlichen, Demonstratio­
nen, Kundgebungen, Sitzstreiks, Ar­
beitsverlangsamungen und Streiks.

In Izmir besetzten am 5. Mai auch 200 
Arbeiter das Gewerkschaftsgebäude. 
Die Gewerkschaft Türk-I§ verhält sich 
ziemlich passiv und vertritt nicht offen­
siv die Interessen der Arbeiter, die in­
zwischen ihre Sache selbst in die Hand 
nehmen. Nach der Kundgebung vom 2. 
Juni in Bursa, an der 60000 Arbeiterin­
nen und Arbeiter teilnahmen, warnten 
die Arbeiter die Türk-I§ davor, in einer 
Nacht- und Nebelaktion, ohne sie zu fra­
gen, eine Einigung im Tarifstreit mit zu 
geringen Forderungen zu beschließen.

Am 4. Juni begannen die Tarifver­
handlungen zwischen Türk-I§-Chef Yil­
maz und dem Staatsminister Qi^ek. Der 
Folgetermin am 6. Juni endete schon 
nach 15 Minuten, weil Qi?ek einfach 
wegging. Trotzdem sprach Türk-I§ noch 
von „Signalen der Einigung“.

Einige Vorsitzende von Einzelge­
werkschaften, wie zum Beispiel Bayram 
Meral von Yol-I§ (Straßenbau), beurtei­
len die Verhandlungen als gescheitert. 
Er erklärte, daß er kein Klima der Ver­
ständigung erkennen kann und er mit der 
Vorbereitung eines Streiks beschäftigt 
ist. Der erste Sekretär der Gewerkschaft 
Harb-I§ erklärte: „Bis 1980 haben die 
Gewerkschaften das gelöst. Nach 80 be­
gannen die Arbeiter das zu lösen. Und es 
werden wieder sie sein, die das lösen 
werden.“

Gewerkschafter, die den nachgiebi­
gen Kurs von Türk-i§ nicht mitfahren, 
werden schnell mit staatlichen Repres­
sionsmaßnahmen und innergewerk­
schaftlichen Disziplinarausschüssen 
konfrontiert. So wurde am Abend des 5. 
Juni der Finanzsekretär Hasan Gülya§ar 
der ersten Abteilung der Yol-I§ von der 
politischen Polizei verhaftet. Arbeiter 
von Yol-i§ äußerten ihre Empörung und 
erklärten, daß die eher passiven Aktio­
nen nicht mehr ausreichen und sie an 
eine Blockade der E-5 denken.

Wie schon beim Streik von Zonguldak 
und dem Marsch auf Ankara sind die 
Arbeiter zum Generalstreik entschlos­
sen und verfolgen mit ihm auch das Ziel, 
die Regierung zu stürzen. Ein Arbeiter 
von Yol-I§: „Es ist genau der richtige 
Zeitpunkt, Özal zu stürzen. Ich glaube 
daran, daß Özal durch die Bewegung der 
Arbeiterklasse gestürzt werden wird. 
Und das wird nicht mehr lange dauern.“ 
Ein städischer Arbeiter aus Ankara: 
„Der Generalstreik ist jetzt keine Utopie 
mehr. Ein fünf- bis zehntägiger General­
streik stürzt die Regierung. Die Arbeiter 
sind entschlossen. Durch den Druck der 
Basis werden die Gewerkschaftsvertre­
ter zum Handeln gezwungen.“ 
Quelle: Kurdistan-Rundbrief 13/91 — (rül)

Gegen Mafsa —
Referendum über Wahlrechtsänderung in Italien

„saubere Politik“?

Die Organisatoren des Referendums 
vom 9./10. Juni jubeln: ein Schlag ge­
gen die Mafia, ein Sieg für die Demokra­
tie. 62,5 % der Wahlberechtigten, er­
heblich mehr als die vorgeschriebenc 
Mindestzahl von 50 %, haben sich an der 
Abstimmung beteiligt. 95,6 % der Ab­
stimmenden haben für die beantragte 
Änderung im Wahlgesetz über die Ab­
geordnetenkammer gestimmt. Bisher 
konnte man neben der Wahlliste einer 
Partei zusätzlich maximal vier Kandida­
ten dieser Liste eine Vorzugsstimme ge­
ben. Diese Vorzugsstimmen zählten 
dann bei der Entscheidung, welche Kan­
didaten die Parteien entsprechend ihren 
Stimmverhältnissen in die Abgeordne­
tenkammer schickten. Mit dem Referen­
dum wurde nun die Zahl der Vorzugs­
stimmen auf eine beschränkt. Angeblich 
sollen damit kriminelle Praktiken bei der 
Stimmabgabe — mafiose Gegenleistun­
gen für bestellte Vorzugsstimmen — be­
kämpft werden. „Saubere Politik“ habe 
triumphiert, erklären die unterschied­
lichsten Parteien und Organisationen — 
von der stark engagierten Demokrati­
schen Partei der Linken (PDS, Ex-PCI) 
über die Gewerkschaften, Unternehmer­
verbände, Christdemokraten, Republi­
kaner, Liberalen bis hin zu den Faschi­
sten. Schon die Aufzählung macht stut­
zig. Es sieht ganz danach aus, als ob eine 
starke Mobilisierung für Ziele erreicht 
worden ist, die mit dem behaupteten

Streik an der „Altstadtschule“
Norwegen: Widerstand gegen Schulschiießungen in Oslo

Seit Mitte April wird an der „Altstadt­
schule“ in Öslo gestreikt. Lehrer und 
Schüler verweigern, unterstützt von den 
Eltern, den Schulunterricht. In einer an­
deren Schule wurde eine Schulbesetzung 
beschlossen. Beide Schulen sollen zum 
nächsten Schuljahresbeginn geschlos­
sen, eine weitere von neun Schuljahren 
auf die ersten drei gekürzt werden. Be­

gründet wird dies mit Sparmaßnahmen. 
Viele Eltern und Lehrer bezweifeln, daß 
dies der wahre Grund ist, zumal in Folge 
der Schließung hohe Kosten für den 
Ausbau der Schulen entstehen, die die 
Schüler der drei Schulen aufnehmen 
müssen.

Auffallend ist, daß die drei von der 
Schließung betroffenen Schulen im Ost­
teil Oslos und dort in „sozialen Brenn­
punkten“ liegen. Insbesondere trifft dies 
auf die „Altstadtschule“ zu. Sie war zu­
nächst nicht in die Liste der betroffenen 
Schulen aufgenommen und ziemlich un­
vermittelt mit einer anderen Schule aus­
getauscht worden, nachdem die rechte 
Mehrheit im Schulverwaltungsausschuß 
(Konservative und Rechtsradikale) den 
Antrag gestellt hatten.

An der HO Jahre alten ,, Altstadtschu­
le“ werden 85 Schüler unterrichtet, au-

Spanien: Staatlicher Terrorismus
Zwei Polizisten wegen mehrerer Morde der „GAL“ angeklagt

Am 11. Juni begann in einem gepanzer­
ten Gerichtssaal in Madrid der Prozeß 
gegen zwei Polizisten. Ihnen wird vor­
geworfen, als Leiter der Terrororganisa­
tion „Antiterroristische Befreiungs­
gruppen“ (GAL) für zahlreiche Morde 
vor allem an Basken verantwortlich zu 
sein. Von 1983 bis 1987 kamen durch 
Aktionen der „GAL“ mindestens 23 
Personen ums Leben. Die GAL soll bis 
in höchste spanische und französische 
Regierungskreise Verbindungen haben. 
Der spanische Regierungschef Gonzales 
und Innenminister Corcuera sind als 
Zeugen geladen.

Die dem baskischen Befreiungskampf 
verpflichtete Partei „Herri Batasuna“ 
hat in einer Presseerklärung zur Prozeß­
eröffnung u.a. erklärt: „So wie das 
„GLADIO“-Netzwerk von der NATO 
eingerichtet war, als eine „schlafende“ 
Terrororganisation in Aktion zu treten 
im Fall eines Wahlsieges der revolutio­
nären Linken oder einer starken Zunah­
me der Massenbewegung, so ist die 
„GAL“ ein konkreter Ausdruck von 
Staatsterrorismus . . . Aber die spani­
schen herrschenden Mächte (die Finanz­
oligarchie, die Armee, der Staatsappa­
rat) haben sich nicht auf die Anwendung 
des Terrorismus in den Jahren 1983 bis 
1987 beschränkt: sie haben ihn vorher 
angewendet, und sie tuen es seitdem.

Kampf gegen die Mafia nichts zu tun h- 
ben. Mafiose Wahlpraktiken 
sich vor allem auf den unteren Wählet- 
nen ab. Eine Änderung des Wahlrede 
zur zentralen Abgeordnetenkammer n- 
dert daran nichts. Aber auch die EntMe 
hungsgeschichte des Referendums w 
in eine andere Richtung: Die jetzige Ge 
setzesänderung war ursprünglich Tet 
eines Vier-Punkte-Pakets. mit dem dk 
Verhältniswahlrecht zugunsten einr 
Mehrheitswahlrechts gekippt werden 
sollte. Aufgrund von Gerichtsentschei­
dungen wurden drei Punkte nicht zum 
Referendum zugelassen, übrig blieb der 
Punkt Vorzugsstimmen.

Die Reaktionen zeigen, daß das Refe­
rendum als Einstieg in undemokratische 
Verfassungsänderungen benutzt werder. 
soll. Über die Einführung eines Mehr- 
heitswahlrechts wird wieder verstarb 
diskutiert. Oppositionelle Kräfte, die 
bisher auch im Parlament eine Chance 
hatten, würden dadurch ausgeschaltet 
Auch die Demokratische Partei der Lin­
ken (PDS) erträumt sich über das Mehr 
heitswahlrecht auf Kosten linker Oppo­
sition eine Stärkung. Andererseits sehr 
die Reaktionäre mit dem Referendum 
auch für ihre Pläne einer Präsidialhen 
schäft Aufwind. So deutete der Staats­
präsident Cossiga das Referendum als 
Beleg, daß er das Parlament eigenmäch­
tig auflösen könne, wie er schon in den 
letzten Monaten behauptet hat. — (rat/ 

ßer drei norwegischen sind dies alles 
Kinder von Einwanderern. Etwa dfe 
Hälfte kommt aus Pakistan, ein weiterer 
großer Teil aus Marokko. Türkei und 
aus Jugoslawien. Es wird Sonderunter- 
richt in Urdu und Arabisch angeboten. 
Diese Leistung, so wird befürchtet 
könnte bei der Verteilung der Schüler in 
andere Schulen entfallen.

Die Vertreterin der Partei der Rechten 
im Schulverwaltungsausschuß hat den 
Antrag auf Schließung dieser Schule 
damit begründet, daß keine reinen Ein­
wandererschulen gewünscht sind. Dem 
hält das Aktionskomitee gegen die 
Schließung der Schule, dem auch An­
wohner ohne schulpflichtige Kinder an­
gehören, entgegen, daß vielmehr dem 
Problem der zunehmenden Slumbildung 
entgegengewirkt werden müsse. Dt> 
Gebiet solle, bspw. durch Verkehrs­
beruhigungsmaßnahmen. wieder attrak­
tiv zum Wohnen gemacht werden. Dis 
Gegenteil wäre der Fall, wenn mit Ufeg 
fall der Schule ein kultureller Mittel 
punkt fehlen würde. Gefordert wird dis 
Recht auf eine wohnortnahe Schule 
— auch für Einwanderer.
Quelle: div. „Kiassekampen“ (Norwcfta» 
April/Mai 1991 — (ccs)

Die Geheimdienste bildeten bereits un­
ter der Regierung des von Franco einge­
setzten Admiral Carrero Bianco (der 
1973 von der ETA hingerichtet wunde: 
die erste faschistische Terrorgruppe. die 
die spanische Linke und baskische fe- 
trioten während der 70er und 80er Jahre 
angriff. Die Tatsache, daß sie vom fa­
schistischen Staatsapparat nicht verfoki 
wurden, ermöglichte diesen Geheim 
diensten und Gruppen, bis heute aktiv zd 
bleiben. Seit 1987 war auch Hem Baü 
suna das Opfer von zwei tödlichen Ae 
griffen Die spanische Regierung» 
ter Gonzales hat alles in ihrer Macht * 
hende getan, um die Aufklärung de: 
Verbrechen der GAL und die Bestrate, 
der Verantwortlichen zu verbinden) 
. . .“ Herri Batasuna ruft dazu auf. ■ 
Protestbriefen und -telegrammen dir 
Aufklärung der Verbrechen der GAL 
und die Bestrafung der Verantwort!: 
chen zu verlangen. Die Telegramme sol­
len gerichtet werden an.
Audiencia National, Secdon Tercemde 
10 Penal, C/ Garcia Gutierrez 1, 290^ 
Madrid, Spain und an
Consejo General del Poder Judicäc. 
Paseo de la Habana 140. 28071 Mqük 
Spain.
Quellen: Neue Zürcher Zeituae. 
Erklärung von Herr Badsunj. 22 . M« 
— (rül)
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Beendigung des Goifkriegs hat die 
jrtadr Regierung ihren Terror gegen 

Bevölkerung in Nordwest-Kurdistan 
oDch mehr verschärft. In der letzten 
j^^beder ..Politischen Berichte“ hat- 
xb wir über die zahlreichen Protestak- 

berichtet, die vor allem in den 
badischen Gebieten gegen die soge- 
□tBDlefi ..Anti-Terror-Gesetze“ und die 
ümbk verbundenen Angriffe auf die kur- 
dsschen politischen Gefangenen berich- 
Kt Die Hungersireikaktionen wurden 
nach letzten Nachrichten am 13. Juni be- 
cÄdet, das Ergebnis ist noch nicht be- 
cwm Wir dokumentieren an dieser 
Sielte einige Berichte aus dem neuesten 
..Kurdistan-Rundbrief'*, die zeigen, daß 
das türkische Regime in dem Versuch, 
den kurdischen Widerstand zu unter­
drücken. auch vor der Ermordung von 
Kindern nicht zurückschreckt. Die 
Massenverhaftungen und die gewalt­
same Entvölkerung ganzer Regionen 
halten unvermindert an. — (rül)

Militär schießt auf Konvoi 
Erklärung der IHD-Delegation 

Die Vorfälle vom 10. Juni 1991 in Hazro 
und den umliegenden Dörfern wurde 
von einer 25-köpfigen Untersuchungs­
kommission an Ort und Stelle unter­
sucht. Der Kommission gehörten an. der 
IHD (Menschenrechtsvereins)-Vorsit- 
zende der Sektion Diyarbakir, Hatip 
Diele und das IHD-Vorstandsmitglied 
Hasan Beksek; der Kreissekretär von 
Diyarbakir der Partei HEP (Partei der 
Arbeit des Volkes), RA Sedat Yurta§ 
sowie eine Parteidelegation des Vor­
stands; der Vorsitzende der Abteilung 
Diyarbakir der Gewerkschaft Petroi-I§ 
(Erdöl) mit einer Gruppe Mitglieder des 
Gewerkschaftsvorstands, in- und aus­
ländische Pressevertreter.

Diese Delegation bittet die Öffentlich­
keit um Aufmerksamkeit fiir folgende 
festgestellte Umstände, die im nachfol­
genden Untersuchungsbericht darge­
stellt werden, der von ihr verabschiedet 
worden ist:

1. Am 8. Juni wurde ein aus zehn 
Fahrzeugen bestehender Konvoi, der 
von Lice Richtung Silvan aufgebrochen 
war, um der Familie eines erschossenen 
Guerilieros einen Beileidsbesuch abzu- 
statten, in der Nähe von Hazro aufgehal­
ten und die Personalien aller Mitfahren­
den registriert. Nachdem dieser Vorfall 
in Hazro bekanntgeworden ist, kam eine 
Gruppe von 300 bis 350 Menschen mit 
Fahrzeugen nach Zergus Qe§mesi, dem 
Ort, an dem die aus Lice Gekommenen 
festgehalten wurden. Sie wurden umzin­
gelt und bis zum nächsten Morgen dort

Nordwest-Kurdistan: Nach dem Golfkrieg 
hat der Staatsterror weiter zugenommen 

Weitere Massenverhaftungen und Deportationen / 8-jähriges Mädchen durch Polizei getötet

festgehalten. Erst nachdem am nächsten 
Morgen Foto- und Videoaufnahmen von 
ihnen gemacht worden waren, wurden 
sie wieder weggelassen. Allerdings wur­
den der HEP-Kreisvorsitzende von Haz­
ro, Mahfuz Mehmetoglu und von der 
Gruppe aus Lice Riza Din?, Cemal izra, 
Samet Akdemir und Seygi Pehlivan fest­
genommen. Daraufhin gingen die Leute 
aus Hazro vor das Präfekturgebäude und 
wollten dort warten, bis die Festgenom­
menen wieder freigelassen werden. Das 
Militär schoß auf die vor dem Gebäude 
Wartenden und verletzte das zehnjährige 
Mädchen Linda Latifeci schwer.

2. Nach Bekanntwerden dieses Vor­
falls brach am 9. Juni 1991 gegen 15 Uhr 
ein Konvoi von 70 bis 80 Fahrzeugen 
aus Silvan und Lice Richtung Hazro auf. 
Ihnen wurde in der Nähe des Dorfes 
Zohbirin von den Wachleuten des ge­
nannten Dorfes der Weg abgeschnitten. 
Auf Befehl der anwesenden Spezial­
teams schossen die Wachleute wild 
durcheinander auf den Konvoi. Dabei 
wurden Vedat Aydin, Ihsan Ülkü, Meh­
met Yagmur und A. Vahap Uyamk ver­
letzt. Danach wurde der Konvoi von Mi­
litäreinheiten umstellt und alle mußten 
bis zum nächsten Morgen im freien Ge­
lände übernachten. Erst nachdem am da­
rauffolgenden Tag um 14 Uhr die Perso­
nalienkontrollen, Foto- und Videoauf­
nahmen abgeschlossen waren, durften 
sie weiterfahren.

3. Als unsere Delegation am 10. Juni 
1991 zu Untersuchungen nach Hazro 
ging, begegnete sie dem gerade freige­
lassenen Konvoi, der nach Silvan zu­
rückkehrte. Wir haben die Einschüsse 
an den Fahrzeugen mit den Nummern­
schildern 21 AD 152 und 21 EA 213 
selbst gesehen. Wir haben auch Schuß­
wunden bei einigen Menschen selbst ge­
sehen. Als wir wegen unserer Untersu­
chungen zu dem Ort gingen, an dem die 
Menschen festgehalten worden waren, 
begegneten auch wir dem gleichen Kli­
ma des Terrors. Nach der Registrierung 
der Personalien, Foto- und Videoauf­
nahmen wurden wir und vor allem die 
Pressevertreter unter uns von den Poli­
zisten und Soldaten schwer beleidigt und 
es wurden uns alle Filme beschlag­
nahmt. Vor unser aller Augen wurden 

Mitglieder unserer Delegation, vor al­
lem eine deutsche Journalistin, entwür­
digend behandelt.

4. Als wir nach Hazro gingen, erleb­
ten wir eine sehr angespannte Lage. Der 
ganze Bezirk war von Spezialteamkräf­
ten eingekesselt. Eine Gruppe von 300 
Menschen, Männern wie Frauen, mach­
ten gerade einen Sitzstreik vor dem 
Kreisbüro der Partei HEP, mit dem sie 
die Freilassung der Verhafteten forder­
ten. Unsere Delegation erfuhr vom 
HEP-Kreisvorstand, daß sich eine Grup­
pe von 1 500 bis 2000 Männern, Frauen 
und Kindern aus den Dörfern Beni, Li- 
cok, Halhal, Mi§rif, Zenge, §im§im und 
Hundrof mit einem Schweigemarsch 
dem Provinzzentrum nähert. Nachdem 
wir erfahren hatten, daß auch Militärein­
heiten in diese Richtung aufbrechen, 
ging unsere Delegation zu diesem Ort. 
Nach drei Kilometern, in der Nähe des 
Dorfes Hundrof, trafen wir auf eine Mi­
litärsperre. Der diese Militäreinheit 
kommandierende Major verlangte unter 
Drohungen, daß wir sofort umkehren. 
Er brachte zum Ausdruck, daß sich die 
Bauern mit Steinen und Stöcken wehren 
würden. Aber unsere Delegation hat 
durch die Unmengen leerer Patronen­
hülsen auf der Straße lebendige Beweise 
fiir den starken Staatsterror gegen die 
Bauern festgestellt. Wir waren gezwun­
gen, nach Hazro zurückzukehren und 
nahmen dabei auch die von Soldaten 
durch Schläge auf den Kopf verletzte 
60-jährige Fatma Qakir?i mit. Unsere 
Delegation ist ernsthaft besorgt, wie es 
für die Bauern weitergeht.

Durch diese Vorfälle zeigen sich die 
neuen Dimensionen der Staatsterrors in 
unserer Region, der durch das so be­
zeichnete Antiterrorgesetz legalisiert 
wird. Das natürlichste Recht unserer 
Menschen, ihr Recht auf Leben, ist 
ernsthaft bedroht. In der Region wird ein 
neues großes Massaker geprobt . . .

Es ist das Recht des kurdischen Vol­
kes, auf seinem eigenen Boden frei und 
menschlich zu leben. Diejenigen, die 
dieses Recht verletzen, müssen wissen, 
daß sie nicht nur ein Verbrechen gegen 
unser Volk, sondern gegen die ganze 
Menschheit begehen. Der Staat muß die­
se illegale und qnmenschliche Politik 

schnell aufgeben und alle Kanäle für 
eine friedliche und demokratische Lö­
sung der Kurdenfrage öffnen.

Die gesamte nationale und internatio­
nale Öffentlichkeit ist zur Solidarität mit 
unserem in die Zange genommenen 
Volk aufgerufen, und wir verurteilen 
diese Art illegaler Maßnahmen aufs 
Schärfste.
Hatip Diele / IHD-Vorsitzender der Sek­
tion Diyarbakir, RA Sedat Yurtda§/ 
HEP-Bezirksvorsitzender, Mehmet 
Yildiz/Gewerkschafisvorsitzender von 
Petrol-I§, 11. 6.1991

Derik: Mädchen bei Polizeiangriff 
auf Hungerstreikende getötet

Am 1. Juni führte in Derik ein Polizei­
trupp einen etwa halbstündigen bewaff­
neten Angriff auf die hungerstreikenden 
Angehörigen und Freunde der politi­
schen Gefangenen durch. Danach wurde 
die achtjährige Aysel Önen bewußtlos 
gefunden. Obwohl sie sofort ins Kran­
kenhaus nach Diyarbakir gebracht wur­
de, konnte sie nicht mehr gerettet wer­
den und starb. Die Polizei nahm vier 
Leute ihrer Familie fest und wollte sie 
damit dazu zwingen, die falsche Be­
hauptung, das Mädchen sei nicht durch 
die Gewalt des Pölizeiangriffs, sondern 
einfach nur an Atemnot gestorben, zu 
bestätigen.

Außerdem wurde bei diesem bewaff­
neten Pölizeiübergriff auch der elfjähri­
ge Junge Mustafa Zeren mit einem 
Schock ins Krankenhaus eingeliefert.

Malatya: Newroz-Prozeß
Am 28. Mai begann vor dem Staatssi­
cherheitsgericht Malatya der Prozeß ge­
gen 30 kurdische Patrioten wegen Betei­
ligung an Newrozfesten. Sie sind alle 
seit dem 20./21. März in Haft. Am er­
sten Verhandlungstag wurden acht An­
geklagte freigesprochen und freigelas­
sen, der Prozeß gegen die anderen 22 
Angeklagten, unter ihnen auch der Be­
zirksvorsitzende der Partei HEP, geht 
noch weiter, sie sind auch weiterhin in 
Haft.

Von Spezialteams ermordet
Am 18. Mai führten Spezialteams in Zu­
sammenarbeit mit drei Konterguerilla­

kräften einen Überfall auf das in Pazar- 
cik gelegene Dorf Roviyan (Tilkiler) 
durch. Sie durchsuchten und verwüste­
ten die Häuser der Bauern und verlang­
ten Lebensmittel von ihnen. Das als pa­
triotisch bekannte Ehepaar Serindag 
weigerte sich, den Spezialteams etwas 
zu geben. Deshalb wurde es mit einem 
Kugelhagel beschossen. Obwohl sie ins 
Krankenhaus gebracht wurden, überleb­
te Mehmet Serindag nicht. Seine Frau 
Zehra liegt noch immer im Koma und 
befindet sich in Lebensgefahr.

Massaker in Pazar^ik
Am 28. Mai ermordete die türkische ko­
lonialfaschistische Armee auf grausame 
Weise in der Gegend zwischen den Dör­
fern Kamikan (Yarba§i) und Dibiyen 
(Sögütlü) eine Gruppe von zehn Men­
schen, die sich neu der ARGK-Guerilla 
anschließen wollten. Die meisten der 
Gruppe waren unbewaffnet, einige von 
ihnen sind erst vor kurzem aus dem Ge­
fängnis gekommen. Augenzeugen be­
richten davon, daß die Toten nicht wie­
dererkennbar waren und vermuten, daß 
Giftgas oder Flammenwerfer eingesetzt 
wurden. Außerdem fehlten ihnen zum 
Beispiel Augen oder Ohren.

Staatsterror gegen 
Nomaden und Hirten

Die Weiden der Nomaden wurden zu 
verbotenen Zonen erklärt. Am 22. Mai 
wurde den Nomadenstämmen in Cizre- 
Botan der Zutritt zu ihren Weiden in den 
Bergen verwehrt, wodurch ihre Tiere 
durch die große Hitze in den Tälern an 
Krankheiten verenden. Damit wird 
zehntausenden Nomaden ihre einzige 
Quelle des Lebensunterhalts genom­
men. Die Kolonialisten wollen sie auf 
diese Weise dazu zwingen, die Region 
zu verlassen. Der Staat befürchtet, daß 
die Nomaden mit der PKK sympathisie­
ren und sie die Befreiungskämpfer in 
den Bergen unterstützen. Diese Maß­
nahme wurde vor allem in Botan ange­
wendet, wo der Befreiungskampf weit­
entwickelt und verankert ist.

Eine IHD-Delegation berichtete über 
Operationen in Kulp, bei denen etwa 
zwanzig Hirten, unter ihnen Kinder zwi­
schen 11 und 13 Jahren, ohne jeden 
Grund festgenommen worden sind. 
Durch diese Verhaftungen haben sie die 
unbeaufsichtigt gebliebenen Tiere verlo­
ren. Außerdem wurde das Haus von Ab- 
dullatif und Sadik Gündüz unter dem 
Vorwand, es könne der Guerilla gehö­
ren, mit sämtlichen Inventar niederge­
brannt und die beiden verhaftet.
Quelle: Kurdistan-Rundbrief 13/91

Süd-Euskadi: BRD-Konzerne unter Druck
Gewerkschaftlicher und politischer Widerstand im Baskenland gegen EG-Kolonialpolitik

Süd-Euskadi (von Spanien beherrschter 
Teil des Baskenlandes) besaß früher den 
Ruf einer Region mit hoch entwickelter, 
eigenständiger Industrie. Doch was hat 
die Politik der EG und der spanischen 
Regierung daraus gemacht.’ Heute 
herrscht hier eine Arbeitslosigkeit von 
23 Prozent mit wachsender Tendenz! 
Der Grund liegt in der drastischen Ver­
ringerung der Industriebetriebe, vor al­
lem in der Schiffsbauindustrie und der 
stahierzeugenden Industrie. In den letz­
ten acht Jahren hat die Anzahl der Me- 
tallbetriebe um 55 Prozent abgenom­
men! Diese De industrialisierung ist 
nicht mit einem Strukturwandel zu ver­
wechseln. denn in Süd-Euskadi werden 
keine anderen Industrien aufgebaut.

Entsprechend den EG-Planungen 
wird Süd-Euskadi die Rolle eines Hin­
terlandes für den Superhafen von Bilbao 
zugedacht. Was sich derzeit in Süd-Eus­
kadi breitmacht, das ist spekulatives Ka­
pital (Versicherungen. Immobilien) und 
das sind die internationalen Konzerne, 
die hier hoffen. Standards an Ausbeu 
ioag diuchzuselzen. die international 
zum Dammbruch bei Arbeitszeit. Löh- 
nea. Flexibilisierung, sozialer Absiche- 
mag usw. führen sollen. Aber es gibt ein 
gnties Hindernis auf diesem Weg: Das 
ist der Jahrhunderte dauernde, aufopfe- 
rwgsvoile Kampf der baskischen Arbei­
ter und des baskischen Volkes fiir politi­
sche und soziale Befreiung, wobei die 
betrieblichen Kämpfe zunehmend mit 
dem weilergehenden politischen Ziel der 
Befreiung verbunden sind

Mercedes-Benz und SEAT
Die fahrenden BRD-Automobilkonzer- 
■e Mercedes-Benz und VW/SEAT sto- 
Un nut ihren Forderungen nach Unter 
"danng unter Konzembedürfnisse wie

Überzeit, Samstagsarbeit und Nachtar­
beit auf wachsende Ablehnung in den 
baskischen Belegschaften. Mercedes- 
Benz unterschrieb letztes Jahr für seine 
vier Werke in Spanien einschließlich der 
Fabrik in Gasteiz einen Haustarifver­
trag, der Arbeitszeitverkürzung bei vol­
lem Lohnausgleich und Lohnerhöhung 
bis 1993 festlegt. Aber es gab auch Kri­
tik an diesem dreijährigen Tarifvertrag 
und an den abgehobenen Verhandlun­
gen, die nur in Madrid geführt wurden. 
So lehnten die Betriebsräte der baski­
schen Gewerkschaft LAB diese Verein­
barung ab. Bei den Betriebsratswahlen 
1990 erhielt dann LAB in Gasteiz dop­
pelt soviel Stimmen wie bei der letzten 
Wähl. In der gewerkschaftlichen und be­
trieblichen Auseinandersetzung haben 
besonders zwei Gruppierungen an Ein 
fluß gewonnen, auch wenn sie heute 
noch in den Betriebsräten die Minderheit 
stellen: Einmal die Linken in den CCOO 
(Arbeiterkommissionen, der KP Spa­
niens nahestehend) und dann LAB (Lan- 
gile Abertzalen Battordeak, Versamm­
lung baskischer Arbeiter).

Bei SEAT in Landaben verlangte die 
Firmenleitung Anfang des Jahres die 
Zustimmung der Gewerkschaftsvertre­
ter zur Samstagsarbeit. .Als diese ablehn- 
ten. fegte die Firma ein neues Angebot 
vor: 40000 Peseten Sonderzahlung 
(circa 635 DM) und Abfeiem der Über­
stunden in zusätzlichen freien Tagen. 
Außerdem sollten dann 170 Arbeiter be­
fristet eingestellt werden, wenn der Ar­
beitstag um eine halbe Stunde verlängert 
wird, also 8,5 Stunden Arbeitszeit pro 
Tag. Dieser Firmenvorschlag richtete 
sich direkt gegen die Tarifforderung 
nach Arbeitszeitverkürzung. Trotzdem 
nahm die Mehrheit des Gewerkschafts­
gremiums (entspricht unserem Betriebs 

rat) das Angebot an.
Dagegen stimmten die Linken in den 

CCOO und die LAB. Ein großer Teil der 
Belegschaft war ebenfalls nicht bereit, 
die Abmachung zu anzunehmen. Dar­
aufhin zog die Direktion ihren Antrag 
zurück, stellte weitere 380 Arbeiter be­
fristet ein und bot Freiwilligen Nacht­
schichten an.

Die Gewerkschafter von LAB streben 
nach Einbeziehung der Belegschaft in 
die Verhandlungen, sind mißtrauisch 
gegenüber der Direktion, wollen die Be­
legschaft zum Kampf anregen und wol­
len die gewerkschaftliche Einheit errei­
chen.

Nach der UGT ist heute LAB die 
zweitstärkste Kraft im Betriebsrat von 
SEAT Landaben, während die offizielle 
CCOO bei den Gewerkschaftswahlen im 
Dezember 1990 stark verloren hat.

Die Bedeutung von LAB
Die Durchdringung der Wirtschaft mit 
multinationalen Konzernen nimmt dem 
baskischen Volk die Möglichkeit, 
Grundlagen für eine wirtschaftliche Er­
holung aufzubauen und zu festigen. Das 
wirtschaftliche Leben wird einseitig aus­
gerichtet auf die EG-weiten Monopol­
interessen. Die Arbeitsbedingungen 
verschlechtern sich. Das derzeitige Ver­
hältnis von Zeitarbeitsverträgen zu fe­
sten Verträgen beträgt 30 Prozent, in 
einem Zeitraum von vier oder fünf Jah­
ren könnten 50 Prozent schon Wirklich­
keit sein.

Der Anpassungsprozeß an die EG- 
Bedürfnisse ruft natürlich Widerstand 
hervor. In Süd-Euskadi hat dieser Wi­
derstand bestimmte Bedingungen, weil 
der Kampf der baskischen Arbeiter und 
hier von LAB die Festigung der Madri 
der Hegemonie behindert. Die anderen

Die baskische Gewerkschaft LAB versteht sich als Teil des Prozesses der nationalen 
und sozialen Befreiung der Basken und setzt sich für die Verstaatlichung der Schlüs­
selindustrien und eine auf die gesamte Volkswirtschaft bezogene vermehrte Planung 
ein. Bei den Gewerkschaftswahlen Ende 1990 (hier ein Bild mit den Kandidaten von 
LAB) errang LAB große Stimmengewinne und wurde in den Werkstätten bei 
VW/SEAT Landaben und Mercedes-Benz Gasteiz zweitstärkste Gewerkschaft. LAB 
setzt sich für Belegschaftsversammlungen und dortige Abstimmungen ein.

Gewerkschaften sind gezwungen, sich 
dem Kampf der gesamten Befreiungsbe­
wegung anzuschließen. Die Madrider 
Regierung ist gezwungen, Fonds zur 
Anhebung der Beschäftigung ebenso an­
zubieten wie vorzeitige Pensionierungs­
regelungen. Die staatliche Befriedungs­
politik ist immer mehr oder weniger be­
schränkt, weil die Politik der Unterord­
nung auch das Staatsdefizit erhöht, die 
Inflation beschleunigt, den Staatshaus­

halt aufbläht usw. Damit hat der soziale 
Konflikt in Süd-Euskadi der Madrider 
Regierung nicht nur zusätzliche wirt­
schaftliche Kosten beschert. Er ist auch 
ein sehr wichtiger Faktor des sozialen 
und politischen Widerstandes im spani­
schen Staat.
Quellen: Informationen von LAB Seclor Meta­
les, Irunea (Navarra) — 31001, C. Nueva, 
2-3. Zeitung „COMBATE“, verschiedene Aus­
gaben. — (ros)
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DDR-Annexion: Auswirkung im öffentlichen Dienst
Diskriminierung der Beschäftigten, Deregulierung der Beschäftigungsverhäitnisse

Das BVG hat die Errichtung einer funktionsfähigen Ver­
waltung in der ehemaligen DDR für so gewichtig befunden, 
daß selbst die Einschränkung von Grundrechten gerecht­
fertig wird. Mit verschiedensten Maßnahmen versucht der 
westdeutsche Staatsapparat, diese Verwaltung zu installie­
ren — wie es scheint, mit mäßigem Erfolg. Die Auswirkun­
gen auf die Beschäftigungsverhältnisse sind bereits spür­
bar. Sie greifen Arbeitsbedingungen und Einkommensni-

Ein wesentliches Mittel, die Diskrimi­
nierung bestimmter Tätigkeiten zum 
Ausdruck zu bringen, besteht in der Be­
zahlung. Im öffentlichen Dienst herrscht 
ein streng hierarchisches Vergütungssy­
stem; für die Höhe des Einkommens und 
das Fortkommen des einzelnen ist es 
nicht nur wichtig, wo er cingruppiert 
wird, sondern auch mit welchen anre­
chenbaren Berufs- / Dienstjahren.

Im März wurde ein Tarifvertrag abge­
schlossen, der ab 1. Juli die Übernahme 
des Vergütungssystems nach dem BAT 
bzw. des Lohnsystems nach dem 
BMT-G vorsieht und zwar in einer Hö­
he von 60% des westlichen Niveaus. 
Seitdem herrscht permanenter Ausnah­
mezustand in den Personalabteilungen. 
Voraussetzung für die Bezahlung nach 
Westtarif ist die vorherige Eingruppie­
rung in eine Vergütungsgruppe bzw. 
Lohngruppe und davor wiederum eine 
exakte Beschreibung der jeweiligen Tä­
tigkeit. Unterschiedliche Auffassungen 
zwischen Beschäftigten und Vorgesetz­
ten bleiben da nicht aus, lautet doch die 
Vorgabe des öffentlichen Dienstherrn, 
daß die Verteilung der Einkommens-/ 
Lohngruppen derjenigen in West­
deutschland zu entsprechen hat. Da die 
Beschäftigten in der ehemaligen DDR in 
der Regel jedoch alle mindestens eine 
Ausbildung als Facharbeiter haben und 
häufig zusätzliche, teils akademische 
Qualifikationen vorweisen können, 
kann dies nur durch einen Gewaltakt, 
sprich Abwertung, geschehen.

Heftige Kritik hat vor allem die Tatsa­
che hervorgerufen, daß die Beschäfti­
gungszeiten in Dienststellen der ehema­
ligen DDR nicht anerkannt werden sol­
len. Die Bundesregierung betrachtet

30000 ABM-Maßnahmen für Ostberlin
Mit der Größe erhält das Programm für die Beschäftigten eine neue Qualität

Noch vor wenigen Jahren waren Aktionen gegen ABM-Maßnahmen selbstverständ­
lich (hier Jugendliche vor dem Sitz der Senatsverwaltung für Arbeit und Betriebe). 
Heute erhoffen sich viele eine solche Stelle — trotz aller Bedenken.

Knapp 170000 Arbeitslose (davon etwa 
80000 in Ostberlin), 90000 Kurzarbei­
ter und rund 30000 Beschäftigte in der 
Warteschleife, das ist die derzeitige Ar­
beitsmarktsituation in Berlin. Nicht we­
nige der Ostberliner Arbeitslosen sowie 
praktisch alle in der Warteschleife sind 
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes 
gewesen. Mit Hilfe eines großangeleg­
ten Arbeitsbeschaffungsprogramms 
(ABM) soll ein Teil der Arbeitslosigkeit 
aufgefangen werden. War in den Koali­
tionsvereinbarungen von CDU und SPD 
noch von 20 bis 25 000 ABM-Stellen die 
Rede, so plant man inzwischen den Ein­
satz von 30 bis 40000 im Ostteil der 
Stadt. Bisher gab es ca. 6000 in West­
berlin.

Bedeutet schon die Anzahl eine neue 
Qualität, so erst recht die geänderten 
Bedingungen für die Bewilligung von 
ABM-Stellen:
— ABM-Stellen können nicht nur von 
Einrichtungen des öffentlichen Dienstes 
sowie Freien Trägern beantragt werden, 
sondern auch von Privatfirmen. Einzige 
Bedingung ist, daß ihnen keine „Wett­
bewerbsvorteile“ daraus entstehen dür­
fen.
— Bisher wurden Arbeitslose erst nach 

sich nicht als Rechtsnachfolgerin des 
DDR - Staates, folglich wird der öffentli­
che Dienst der DDR nicht übernommen, 
sondern die Beschäftigten werden zum 
1. Juli neu eingestellt. Zwar hat das 
BVG in dem sogenannten Warteschlei­
fenurteil hierzu Gegenteiliges testgelegt 
(vgl. Politische Berichte 12/91), es gibt 
aber keine Anzeichen dafür, daß die 
Bundesregierung ihre Haltung ändert. 
Allerdings macht auch die ÖTV keine 
Anstrengungen, Nachverhandlungen 
einzufordern. Da die DDR-Beschäftig­
ten in der Regel auch wesentlich länge­
re, meist ununterbrochene Beschäfti­
gungszeiten haben, wird diese Diskrimi­
nierung im Geldbeutel deutlich spürbar 
sein.

Die Auswirkungen dieses Abschlus­
ses haben für Berlin besondere Bedeu­
tung. Da mittlerweile die Verwaltungs­
einheit besteht, aber geteiltes Tarifrecht 
gilt, führt die Nichtanerkennung von 
Beschäftigungszeiten zu zusätzlicher 
Diskriminierung und unterschiedlichem 
Einkommensniveau in den beiden Stadt­
hälften. Die Reaktion der Beschäftigten 
sowie der Personalräte war entspre­
chend scharf; in Verhandlungen auf be­
zirklicher Ebene wurde erreicht, daß 
wenigstens in Fragen wie Kündigungs­
fristen und Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfall, die nämlich ebenfalls von der 
Beschäftigungszeit abhängen, eine 
Gleichstellung stattfindet.

Auf die Auswirkungen der Nichtaner­
kennung von Beschäftigungszeiten für 
den Bewährungs- und Zeitaufstieg hat 
der Hauptpersonalrat rechtzeitig in 
einem Schreiben an die Senatsverwal­
tung für Inneres hingewiesen: „... 
Wenn es tatsächlich zu solch einer Rege- 

einem Jahr in ABM-Stellen vermittelt. 
Diese Wartezeit entfallt nicht nur, son­
dern es soll sogar ermöglicht werden, 
direkt aus einem Arbeitsverhältnis in 
eine ABM-Stelle zu wechseln. Ganz 
konkret bedeutet dies, daß Beschäftigte
— statt arbeitslos zu werden — ihr Ar­
beitsverhältnis ruhen lassen und ihre bis­
herige Tätigkeit als ABM-Beschäftigte 
(beim selben Arbeitgeber oder bei der­
selben Dienststelle) weiterführei kön­
nen.
— Das Ganze hat natürlich nur Sinn, 
wenn die Bestimmung, daß ABM-Be­
schäftigte keine Planstellenarbeit ver­
richten dürfen, entfallt.
— Neu ist auch, daß die Höchstdauer 
von 2 auf 3 Jahre heraufgesetzt wurde.

Allein 12000 ABM-Stellen pro Jahr 
werden im Bereich der Landschaftspfle­
ge eingesetzt, 1300 im Ostberliner Ge­
sundheitswesen. Weitere Tätigkeitsfel­
der sind Kindertagesstätten und Alten­
heime. (So plant die brandenburgische 
Arbeitsministerin, grundsätzlich jeweüs 
1/3 der Beschäftigten z.B. in Kitas oder 
Beratungsdiensten der Polikliniken über 
ABM-Programm zu finanzieren.) Die 
Ostberliner Bezirksämter erhalten je­
weils 250 ABM-Beschäftigte. Insgesamt

veau der Beschäftigten im öffentlichen Dienst an. In den 
Gewerkschaften führt dies zu Spannungen. So halten die 
einen das ABM-Programm, die Durchmischung der Ver­
waltung und die Übertragung des BAT/BMT-G auf die 
ehemalige DDR für erforderlich, während andere erkämpf­
te Positionen wegbrechen sehen. Am Beispiel Berlins, das 
durch seine Besonderheit die Auswirkungen direkter er­
fahrt, soll auf einige Punkte eingegangen werden. — (har)

Jung im Tarifvertrag kommen sollte, 
weisen wir Sic auf einige Punkte hin, die 
den Beschäftigten im Ostteil der Stadt 
und in den 5 neuen Ländern nicht zu er­
klären wären. Eine 40jährige Kranken­
schwester, die 20 Jahre lang im selben 
Krankenhaus arbeitet, würde nach Kr. 
IV, Fallgr. 1. Lebcnsaltersstufe 8 ein­
gruppiert. Am 1.7.1993 würde sie nach 
2-jähriger Tätigkeit in die Kr. V, Fallgr. 
1 höhergruppiert, nach weiteren 4 Jah­
ren käme sie am 1.7.1997 in die Kr. Va. 
Fallgr. 7. Eine Krankenschwester, die 
am 30.6.1991 60 Jahre alt würde und 
die seit 40 Jahren ihren Beruf im selben 
Krankenhaus als Krankenschwester aus­
führt, käme nach dieser Regel nicht 
mehr in die Kr. IVa . . . Eine 60jährige 
MTA, die ihren Beruf seit 35 Jahren aus­
übt, würde wie eine Berufsanfangerin in 
die Vgr. BAT VII, Fallgr. 27 eingrup­
piert werden . . .

Diese Beispiele könnten von uns für 
alle Berufsfelder im öffentlichen Dienst 
aufgeführt werden. Wir ersparen es uns 
und verbleiben bei den hier aufgezeigten 
exemplarischen Eingruppierungsmu­
stern.

Es ist von niemandem einzusehen, daß 
man eine Tätigkeit über Jahrzehnte er­
folgreich ausübt, und dann von einem 
fiktiven Datum an Tätigkeits- und Be­
währungszeiten erneut ableisten muß 
... Um soziale Spannungen im wieder­
vereinten Berlin und die Abwanderung 
von qualifizierten Kräften aus dem Ost­
teil der Stadt und den 5 neuen Ländern 
zu vermeiden, erwarten wir von Ihnen, 
daß Sie sich ... als Mitglied der TdL 
dafür einsetzen, daß Tätigkeits- und 
Bewährungszeiten vor dem 1.7. voll 
. . . angerechnet werden.“

sind 8 bis 9000 ABM-Stellen in der Ost­
berliner Verwaltung vorgesehen; das 
entspricht einem Beschäftigtenanteil 
von fast 15 % !

Die Kritik am ABM-Programm ist 
verhalten und schwach: Die inhaltliche 
Arbeit leide unter ständigem Wechsel, 
ein Argument, das bei dreijähriger Dau­
er entwertet wird und eher zu noch län­
geren Bewilligungszeiträumen führt. 
Von Seiten der ÖTV kommt Kritik an 
dem geringen Anteil und niedrigen Ni­
veau an Weiterbildung während der 
ABM-Zeit. Sie fördert die Verpflich­
tung der Antragsteller auf Übernahme 
eines bestimmten Prozentsatzes der 
ABM-Beschäftigten in teste Arbeitsver­
hältnisse. Die Forderung nach Abschaf­
fung des ABM-Programms, obwohl Be­
schlußlage in der ÖTV, ist in der gegen­
wärtigen Situation wieder umstritten. 
Insbesondere die Mitglieder im Ostteil 
der Stadt knüpfen größtenteils überhöhte 
Hoffnungen daran.

Die negativen Auswirkungen eines 
solch umfangreichen ABM-Einsatzes 
auf die Arbeitsbedingungen insbesonde­
re im öffentlichen Dienst sind absehbar 
und zum Teil schon eingetreten. Z.B. 
sollen die für die Wohngeldbewilligung 
genehmigten ABM-Beschäftigten in den 
Bezirksämtern im Schichtbetrieb arbei­
ten, ein absolutes Novum für Verwal­
tungsangestellte. Zu befürchten ist aber 
auch Druck auf die Einkommenshöhe. 
Ist es doch erst wenige Jahre her, daß die 
Bezahlung der ABM-Beschäftigten nach 
Höhe und Eingruppierung dem BAT/ 
BMT-G angeglichen worden ist. Und 
noch immer fallen sie nicht unter das 
Berliner Personal Vertretungsgesetz.

Angesichts des Umfangs der Maßnah­
men und der Tatsache, daß 20% der 
ABM-Vergütungen aus dem Berliner 
Landeshaushalt kommen, muß mit An­
griffen auf das Erreichte gerechnet wer­
den. Innensenator Heckeimann hütete 
sich jedenfalls, eine von ihm auf der Ge­
samtberliner Personalrätekonferenz 
diesbezüglich geforderte Zusicherung 
zu geben.
Quellen. Der Tagesspiegel/die taz von April 
und Mai 91; Vorlage für die BV-Sitzung der 
ÖTV Berlin

Innensenator Heckeimann auf Besuch im Grundbuchamt des Berliner Bezirks Pan­
kow. Mit öffentlichen Besuchen und scheinheiligem Mitgefühl für die schlechten Ar­
beitsbedingungen soll dem Unmut der Beschäftigten begegnet werden.

Durchmischung der Verwaltungen
Berliner Senat: „Freiwilligkeit mit begrenzten Anreizen“

Auf vielfältige Weise versuchen Bun­
des- und Länderregierungen derzeit. 
Beamte und Angestellte für einen Ein­
satz im öffentlichen Dienst auf dem Ge­
biet der ehemaligen DDR zu bewegen. 
Doch weder finanzielle Anreize noch öf­
fentliche Appelle haben bisher zu nen­
nenswertem Erfolg geführt. Inzwischen 
wird deshalb offen über Möglichkeiten 
der Zwangsabordnung/-Versetzung für 
Beamte und Angestellte bzw. über gege­
benenfalls notwendige Gesetzesände­
rungen diskutiert.

Seit dem 3. Oktober 90 ist Berlin eine 
Verwaltungseinheit. Obwohl hier be­
stimmte Probleme wie z. B. das der Fa­
milientrennung, doppelten Haushalts­
führung usw. nicht auftreten, hält sich 
gerade hier die Begeisterung für „Pio­
niertätigkeit“ im Ostteil der Stadt stark 
in Grenzen. Ein öffentlicher Aufruf an 
pensionierte Staatsanwälte und Richter 
erbrachte das für die Verwaltung be­
schämende Ergebnis von 2 Interessenten 
aus diesem Personenkreis.

Inzwischen sind es zwar mehr, aber 
für die durch die Überstülpung der Ver­
waltung entstandenen Probleme noch 
lange nicht genug. Deshalb hat der Senat 
am 16.4. Maßnahmen ergriffen, um die­
sen Zustand zu ändern. In einer ersten 
Vorlage steckte sich der Senat das Ziel, 
im Laufe dieses Jahres 10 % aller Mitar­
beiter im Verwaltungsbereich zwecks 
Personalhilfe in den Ostteil Berlins zu 
schicken. Geldprämien von 3000 Mark 
bei sechsmonatiger erfolgreicher Tätig­
keit. wahlweise 3 Wochen Urlaub, bes­
sere Aufstiegschancen (z.B. durch Vor­
weganhebung von Dienstaltersstufen) 
sowie Erleichterung der Abgeltung von 
Überstundenarbeit, die aufgrund des 
fehlenden Personals im Westteil entste­
hen, waren als Anreize geplant.

Von diesen Ziel vorgaben rückte der 
Senat in der nun beschlossenen Fassung 
ab. Jetzt sollen nur noch „möglichst vie­
le Mitarbeiter“, diese allerdings ohne 
direkte finanzielle Anreize, zur Perso­
nalhilfe nach Ostberlin. Alle tarifrecht­
lich fragwürdigen Belohnungssysteme 
(Prämie, mehr Urlaub) wurden wieder 
gestrichen. Lediglich die Aussicht auf 
zügigere Beförderung / Höhergruppie- 
rung („. . . über den Einsatz ... wird 
ein spezieller Dienstleistungsbericht zu 
den Personalakten genommen“) wird 
Beamten und Angestellten versprochen. 
Ausnahme bilden hier allerdings Beamte 
und Richter im Ruhestand. Sie erhalten 
zu ihren Pensionen noch die entspre­
chenden Gehälter zu Osttarifen, insge­
samt dürfen sie jedoch nicht über 120 % 
der .,Aktiv-Bezüge“ hinausgehen.

Zur Organisierung der ^Durchmi­
schung“ wird eine Personalbörse einge­
richtet. Alle Interessierten können sich 
dort informieren, auch außerhalb des 
Dienstweges. Auf diese Weise sollen 
Beschäftigte die Möglichkeit erhalten, 
sich auch gegen den Willen ihrer Kolle­
gen und Vorgesetzten für eine Tätigkeit 
im Ostteil der Stadt zu bewerben. Die 
Bilanz nach einer Woche. 500 Anfragen 

aus beiden Stadthälften, etwa 400 daron 
sind „brauchbar“, nach 14 Tagen waren 
es zwar immerhin 900. seitdem sind kei­
ne Zahlen mehr genannt worden (auch 6 
Wochen nach Einrichtung der Personal­
börse sprach Innensenator Heckehnann 
auf einer Gesamtpersonalrätekonferenz 
noch immer von 900 Freiwilligen). Um 
einen Vergleich mit dem ursprünglich 
angestrebten Umfang zu ziehen: 10% 
der Beschäftigten im Verwaltungsbe- 
reich wären etwa 10000!

Da auch der Senat nicht so recht an das 
„Wir-sind-ein-VoIk“-Gefühl seiner Be­
schäftigten glaubt, hat er sich auch 
gleich Möglichkeiten vorbehalten, 
durch Zwangsmaßnahmen die Verwal­
tungseinheit herzustcllen. „Sollten nicht 
genug Mitarbeiter des öffentlichen 
Dienstes zur Personalhilfe bereit sein, so 
muß auch geprüft werden, in welchem 
Umfange auch ohne Zustimmung des 
Betroffenen ein befristeter Arbeitsplatz­
wechsel vorgesehen werden kann.“ Und 
er hält gleich fest, wer wohin versetzt 
werden kann: ,,a) Angestellte aus dem 
gesamten Geschäftsbereich der Senats­
verwaltung für Inneres und aus den Be­
zirksämtern (West) in ein Bezirksamt 
(Ost), b) Lehrkräfte aus dem gesamten 
Geschäftsbereich der Senalsverwaltung 
für Schule, Berufsbildung und Sport und 
aus den Abteilungen Volksbildung der 
Bezirksämter (West) in ein Bezirksamt 
(Ost).“

Hier setzt dann allerdings die Kritik 
der Gewerkschaften und des Hauptper 
sonalrates ein. Obwohl grundsätzlich 
einer Meinung mit dem Senator in bezug 
auf die Notwendigkeit der Durchmi­
schung, setzen sie ausschließlich auf 
Freiwilligkeit und Befristung. Letztens 
deshalb, weil die benötigten Fachkräfte 
aus dem Bereich des mittleren bis geho­
benen Dienstes kommen müssen und an­
sonsten die Gefahr besteht, daß die Ost­
berliner Beschäftigten auf den unteren 
Rängen der Hierarchie sitzen bleiben.

Was hält nun die Mehrzahl der Bc 
schäftigten in Westberlin ab? Zwo 
Gründe werden — mehr nebenbei — n 
der Scnatsvorlage angesprochen: Der 
eine Grund liegt in der bereits seit lan­
gem knappen Personlausstattung » 
Westberlin. Hierzu heißt es in dem ge­
nannten Papier: ,,. . der Weggang wm

. . Mitarbeitern (kann) die Leistungs­
fähigkeit der Einrichtungen im bisher» 
gen West-Berlin beeinträchtigen 
Bisher wird Verwaltungshilfe in den 
Umfang geleistet, wie es im Hinblickati 
die Arbeitsaufgaben vertretbar ist 
Vorübergehende Verzögerungen oder 
Einschränkungen im bisherigen Wes 
Berlin werden unumgänglich wenies

Der zweite und vermutlich wesetfb- 
chere Grund dürfte in der letztlich noch 
immer ungeklärten Tarifs itualion ife- 
gen. Denn obgleich einerseits dr Vr 
waltungse/nheft besteht, gilt in Berit 
geteiltes Tarifrecht.
Quellen: div. Tageszeitungen vom Apri. Sc 
natsvorlage 225'91
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Hetze gegen Flüchtlinge
Faschisten und CDU nutzten Bürgerschaftswahlkampf

2,3% bzw. 18337 Stimmen 
-heilen die faschistischen Organisatio- 

-öbeiden Wahlen zur Hamburger Bür- 
^ndafi. davon 9966 (1,2 %) die Repu- 
cätaner und 5844 (0.7%) die HLA 
Hanburger Liste für Ausländerstopp). 

Mit weitgehend übereinstimmenden 
Forderungen haben diese Organisatio­
nen und die Hamburger CDU die Bür­
gerschaftswahlen zum Anlaß genom- 
raea. ihre Hetzkampagnen gegen 
Röchtlinge zu intensivieren.

Demagogisch behaupten sie. Ham­
burg werde von einer Asylantenflut*' 
ütaschwemmt. Die ..Flut'* bestand 
1990 aus 20134 registrierten Asylbe­
werbern. das sind unter 1 % der Wohn­
bevölkerung. Selbst wenn sich weitere 
20000 nichtregistrierte Flüchtlinge in 
Hamburg aufhallen würden, wäre das 
immer noch eine lächerlich geringe Zahl 
angesichts der weltweiten Flüchtlings­
ströme. Nach Schätzungen des UN- 
Hochkommissars für Flüchtlinge befan­
den sich 1990 17 Millionen Menschen 
aut der Flucht. Von diesen nahmen und 
nehmen die Staaten der Dritten Welt 
trotz eigener Armut 90 % auf. wobei der 
Anteil der Flüchtlinge an der gesamten 
Bevölkerung teilweise über 20% be­
trägt ; in der BRD sind es insgesamt nur 
0,3%.

Übereinstimmend fordern CDU und 
die faschistischen Organisationen die so­
fortige Abschiebung aller abgelehnter 
.Asylbewerben Das bedeutet, daß sie 
auch den Schutz, den die Genfer Flücht­
lingskonvention bietet (z.B. keine Ab­
schiebungen in Bürgerkriegsgebiete), 
abschaffen wollen. Einig sind sich 
CDU, Reps usw. auch darin, daß die eh 
schon menschenunwürdigen Lebensbe­
dingungen der Flüchtlinge noch uner­
träglicher werden müssen. Sie fordern 
Gemeinschaftsunterkünfte einfachster 
Art, Gutscheine statt Geld, „gemeinnüt­
zige“ Zwangsarbeit.

Die Annäherung des SPD/FDP-Se­
nats an CDU-Förderungen ist erschrck- 
kend weitreichend. Wie die CDU will 
der Senat den Rechtsschutz für Flücht­
linge weiter einschränken, z.B. durch 
Verkürzung des Rechtsweges bei Asyl­
gerichtsverfahren. Der Gesetzantrag 
von Nordrhein-Westfalen, der Asyl ver­
fahren grundsätzlich auf eine Instanz be­
schränken will und damit die Möglich­
keit von Berufung und Revisionsverfah­
ren beseitigt, wird vom Senat unter­
stützt.

Bei den Abschiebungen liegt Ham­
burg ganz vorn: 1990 waren cs 782, in 
diesem Jahren bereits 347. Innensenator 
Hackmann ..Hamburg schiebt damit 
vergleichsweise mehr abgelehnte Asyl­
bewerber ab als andere Bundesländer, 
auch CDU-regierte *. Mit als erster hat 
Hackmann auch die Forderung Stoibers 
(CSU) nach drastischer Einschränkung

der Einreisemöglichkeiten für Flüchtlin­
ge unterstützt.

Gutscheine statt Geld lehnt der Senat 
zwar bisher ab. nicht aber die Kürzung 
der Sozialhilfeleistungen. Die durch­
schnittlichen monatlichen Kosten für 
Lebensunterhalt und Unterkunft pro 
Flüchtling sanken von 417.— DM 1987 
auf 324.— DM 1989. Der leichte An­
stieg im Jahr 1990 auf 367,— DM liegt 
vermutlich an den gestiegenen Unter­
kunftskosten. Seil Anfang letzten Jahres 
wird Flüchtlingen in Hamburg, insbe­
sondere denjenigen, die Asyl folgeanträ­
ge stellen, die Sozialhilfe um 20% ge­
kürzt.

CDU. HLA usw. behaupten, daß fast 
alle Flüchtlinge das Asylrecht mißbrau­
chen. Ais Beleg dafür verweist die CDU 
auf die niedrigen Anerkennungsquoten 
bei den Asyl verfahren. Richtig ist. das 
die Anerkennungsquote seit .Anfang der 
80er Jahre stetig sinkt. Das liegt vor al­
lem daran, daß die Verwaltungsgerichte 
die Kriterien für „politische Verfol­
gung“ in den letzten Jahren kontinuier­
lich verschärft haben.

Beispiel: Die meisten Flüchtlinge, die 
lt. Statistik aus der Türkei kommen, sind 
Kurden. In Hamburg waren sie 1989 und 
1990 die deutlich größte Gruppe, die 
einen Asylantrag stellte. Seit Jahrzehn­
ten werden die Kurden in Nordwest- 
Kurdistan von der türkischen Regierung 
unterdrückt und verfolgt. Dagegen führt 
das kurdische Volk seit 1984 einen be­
waffneten Befreiungskrieg. Wegen die­
ses Widerstandes — so ein Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts — haben 
Kurden in der BRD kein Recht auf politi­
sches Asyl, oder anders ausgedrückt: 
Ihre Verfolgung durch den türkischen 
Staat ist nach Auffassung des Gerichtes 
legitim, weil sie der Herrschaftssiche­
rung dieses Staates dient.

Auch die Tatsache, daß eine Regie­
rung ihren Herrschaftsanspruch gegen­
über der Bevölkerung mit terroristi­
schen Mitteln durchsetzt, ist seit 1983 
nicht mehr asyirechtsrelevant. Damals 
urteilte das Bundesverfassungsgericht, 
daß z.B. drohende oder erlittene Folter 
„nicht stets als politische Verfolgung zu 
qualifizieren“ sei (BVerfG-Urteil vom 
17.5.1983). Bereits 1982 hatte das Ver­
waltungsgericht Karlsruhe Folter zum 
traditionellen Kulturgut mancher Län­
der erklärt und als Asylgrund zurückge­
wiesen : ..Die Folterung Inhaftierter 
stellt eine in der Türkei seit eh und je 
auch unter dem demokratischen Regime 
geübte Praxis dar, die praktisch allge­
mein ist, also auch gewöhnliche* Kri­
minelle trifft“ (Urteil vom 2.3.1982). 
Trotz drohender Gefängnis- und Todes­
strafen wird in die Türkei abgeschoben, 
1990 von Hamburg aus 470 Flüchtlinge. 
— (hab)

ZAST: Flüchtlinge stürmten 
die Ausländerpolizeibehörde

Karlsruhe. Verzweifelte Flüchtlinge 
stürmten am 23.5.91 die Ausländerpo­
lizeibehörde in der ZAST, um eine Ent­
gegennahme ihrer Asylanträge durchzu­
setzen. Die Zahl der wartenden Flücht­
linge war auf mehrere Hundert ange­
wachsen. Viele Flüchtlinge hatten schon 
bis zu zwei Wochen jeden Tag mehrere 
Stunden in der Schlange angestanden, 
ohne soweit zu kommen, ihren Antrag 
stellen zu können. Die Ausländerpolizei 
weigert sich, Nummern an die Flüchtlin­
ge auszugeben. Wer an einem Tag nicht 
mehr drankommt, muß von neuem an- 
stehen. — Die alarmierte Polizei nahm 
zw'ei Albaner fest, eine schwangere Frau 
mußte verletzt ins Krankenhaus. Die Po­
lizei sicherte mit Sperrgittern und Hun­
den die Asylantragstelle. Seither hat sich 
an dem Verfahren der Antragstellung 
nichts geändert, aber neun Polizisten 
sind dauernd in der ZAST. — (bab)

„Besser eins mit dem Gummi­
knüppel als mit der Faust“

Hannover. Diese menschenfreundliche 
Haltung zeigte auf einer „Pressekonfe­
renz“ von Compass und „Anliegerver­
ein Passerelle“ einer der schwarzen 
Sheriffs. Bedrohlich müsse man schon 
wirken. Alle Einsätze dieser Privatar­
mee werden auf Video- und Tonband 
aufgezeichnet, aber nicht nur die, es 
wird auch so verdeckt gefilmt in der Pas­
serelle. Das Bildmaterial wird dann so­
genannten Opfern zur Identifizierung 
von sogenannten Tätern vorgelegt. Die 
Gabi will das rechtswidrige Vorgehen 
der Compass-Leute mit eidesstattlichen 
Erklärungen von Betroffenen nachwei­
sen und fordert die Stadt zu Maßnahmen 
auf. 300 Betroffene nahmen am 31.5., 
etwa 70 am 1. Juni an Kundgebungen in 
der Passerelle teil. Gefordert wurde die 
sofortige Rücknahme der Kündigungen 
von Mecki-Laden (Kontaktladen für 
Wohnungslose) und Cafe Connection, 
die Aufhebung der Passerellenordnung 
und das Verbot des privaten Wachdien­
stes. — (rec)

Solidarität mit dem 
Hungerstreik in Kurdistan

Karlsruhe. Rund 50 kurdische und eini­
ge deutsche Leute von ERNK und Kur­
distan Komitee Karlsruhe führten am 
12. Juni eine fünfstündige Kundgebung 
vor der Hauptpost in der Karlsruher 
Innenstadt durch. Sie unterstützten da­
mit den Hungerstreik der rund 2000 po­
litischen Gefangenen und Kriegsgefan­
genen sowie ihrer Angehörigen in Kur­
distan und der Türkei gegen das neue 
,,Antiterror“-Gesetz in der Türkei. Die 
ganze Zeit über wurden Ansprachen in 
kurdischer, türkischer und deutscher 
Sprache gehalten und kurdische Musik 
und Tänze vorgetragen. Eine Gruß­
adresse wurde an die Angehörigen der 
Gefangenen nach Diyarbakir geschickt. 
— (rub)

6000 Abschiebungen 
in Niedersachsen geplant

Hannover. Im Rahmen der bundeswei­
ten Aktionen gegen die ab 1.7.1991 
vom Bundesinnenminister verfügten 
Abschieberegelungen wurden am 10./
11.6. Aktionen in Hannover durchge­
führt. Der Demonstrationsaufruf des 
niedersächsischen Flüchtlingsrats wur­
de von einem hannoverschen Aktions­
bündnis aus verschiedenen Ausländer­
initiativen unterstützt. Ca. hundert Be­
teiligte — Ausländer und Deutsche — 
forderten uneingeschränktes Asyl recht. 
Eine Delegation der Demonstranten 
setzte sich gegenüber den Beschäftigten 
des Ordnungsamtes für den Erhalt der 
bisherigen Duldungserlasse und für ein 
Bleiberecht nach den Flüchtlingsbestim­
mungen der Vereinten Nationen ein. Am
11.6. protestierten Flüchtlinge vor dem 
Innenministerium. Sie wiesen u.a. mit 
einem Transparent auf einen Hunger­
streik in Salzgitter gegen befürchtete 
Massenabschiebungen hin. Ein Vertre­
ter des Innenministeriums erklärte ge­
genüber den Demonstranten, daß die 
Landesregierung das neue Ausländerge­
setz ablehne. Eine weitere Duldung 
komme insbesondere bei individueller 
Bedrohung durch Folter oder Todesstra­
fe in Betracht. Nicht berücksichtigt wer­
den könne die Verfolgung bestimmter 
Bevölkerungsgruppen. Auch die Gefahr 
einer nach der Rechtsordnung des Hei­
matstaates gesetzmäßigen Bestrafung 
könne die Abschiebung nicht verhin­
dern. Im Juli sollen 2000 bis 3000 
Flüchtlinge verschiedener Nationalität 
und bis Oktober eine ähnliche Anzahl 
Kurden ausgewiesen werden. Der In­
nenminister sieht darin keine Massen­
ausweisungen. Am 28.6. findet in Ol­
denburg die erste Tagung über „kultu­
relle Vielfalt in Niedersachsen“ statt.
— (bee)

Hamburg. Am 6. Juni fand vor der Geschäftsstelle des „Hamburger Abendblatts“ in 
der Dammtorstraße eine Kundgebung statt. Sie richtete sich gegen den Ausschluß 
der Öffentlichkeit im Prozeß gegen Holger Deilke und gegen die mangelnden Bericht­
erstattung über den Prozeß in der bürgerlichen Presse. Es beteiligten sich ca. 50 
Menschen. — (jeh, jes)

AWO-Jugend fordert 
Beibehaltung des Art. 16 GG

Karlsruhe. An die Bürgermeister im 
Kreis wandte sich die AWO-Jugend 
Karlsruhe-Land. In dem Offenen Brief 
heißt es u.a.: „Die Konferenz des Kreis­
jugendwerks . . . fordert Sie einstimmig 
auf, sich über den Gemeinde- bzw. 
Städtetag Baden-Württemberg einzuset­
zen, daß die Landesregierung die vollen 
Kosten für die Unterbringung von Asyl­
bewerbern in unserem Bundesland über­
nimmt, um auch diesen Menschen ein 
würdiges Wohnen zu ermöglichen, und 
sich dabei insbesondere für die Beibe­
haltung des Art. 16 GG einzusetzen .. . 
sprechen wir uns vehement gegen das 
Vorhaben führender Politiker aus, Euro­
pa zu einer Festung gegen Verfolgte aus 
aller Welt auszubauen . . . Menschen 
aus der .Dritten Welt‘ dürfen unserer 
Meinung nicht zu Menschen zweiter 
Klasse degradiert werden . . .“ — (bef)

Trotz Protest-. IGtNl am
Evangel. Kirchentag beteiligt

Essen. Auch die erzreaktionäre Inter­
nationale Gesellschaft für Menschen­
rechte (IGfM) beteiligte sich am Evan­
gelischen Kirchentag. Beim letzten Kir­
chentag war ihr Antrag auf einen Stand 
abgelehnt worden, eine Podiumsdiskus­
sion mit der IGfM wurde gesprengt. In 
diesem Jahr durfte sie beim „Markt der 
Möglichkeiten“ wieder mitmachen. Die 
„Christen für den Sozialismus“ schlos­
sen deswegen ihren Stand und verbreite­
ten Material gegen die IGfM. 23 weitere 
Gruppen protestierten in einer Erklä­
rung. Am Donnerstag, 6.6., räumten 
Besucher den Stand der IGfM vorüber­
gehend ab. Mehrere Gruppen wollen die 
Kritik an der Beteiligung der IGfM am 
Kirchentag weiterverfolgen. — (wof)

Veranstaltung für Zusammenlegung durchgesetzt
Polizei und Regierung von Mittelfranken forderten Stadt Nürnberg zu Verbot auf

Ein Transparenttext hat Folgen
Urteil gegen DFG/VK-Mitglieder wg. Bundeswehrbeleidigung

Nürnberg- An einer Veranstaltung für die Zusammen­
legung der politischen Gefangenen beteiligten sich am 15.6. 
über 200 Leute. Die Regierung von Mittelfranken und die 
Polizei wollten von der Stadt ein Verbot. Das gelang nicht.

Zuvor waren Hausdurchsuchungen wegen der Zusammen­
legungsforderung. Es wird mit § 129 a ermittelt. Im März 
wurde erfolglos versucht, einen der Brandstiftung 
Beschuldigten in der Psychiatrie aussagebereit zu machen.

Seitdem 19.2.91 ist Sven L. in U-Haft. 
Ihm wird vorgeworfen, einen Brandan­
schlag gegen das Nürnberger Einwoh­
nermeldeamt versucht zu haben. Sven 
verweigert die Aussage. Am 28.2. war; 
er überraschend in das berüchtigte Haus 
II] der JVA Straubing (psychiatrische 
Abteilung) verlegt worden. In Straubing 
kam er zunächst in eine ,,Trockenzel­
le’* Er soll sogar viermal gegen seinen 
Willen und unter Gewaltanwendung ge­
spritzt worden sein, angeblich mit Pla­
zebos. Dabei habe ihm der Arzt gedroht, 
dies solange fortzusetzen, bis er rede. 
Ear beantragte Untersuchung seines 
Unns auf Medikamentenrückstände sei 
rgefehnl worden. Später sei er bei Dau- 
rbeieuchtung und Videoüberwachung 

^efaagen gehalten worden. Drei Wo- 
-äen später nach massiven Protesten, 
4t Sven am 20.3. nach Nürnberg zu- 
fadneriegt worden. Hier werden die 
Besuche weitgehend eingeschränkt und 
•eur löst zensiert oder zuriickhaJten. 
Oie Ermittlungen sind abgeschlossen, 
’-ad nm der Anklageerhebung ist dem- 

zu rechnen. Lautet sie auf ,,ver- 
Brandstiftung“, muß Sven frei- 

sfassen werden.

Am 18.4.91 leitete das Oberste Baye­
rische Landgericht Ermittlungsverfah­
ren wegen § 129 a (Werbung für eine 
terroristische Vereinigung) gegen fünf 
Leute aus der Region Nürnberg ein. 
Dies wurde bekannt, als mit dieser Be­
gründung zwölf Tage später insgesamt 
sieben Wohnungen unter Leitung des 
Landeskrimminalamtes (LKA) durch­
sucht wurden. Gegenstand der Ermitt­
lungen gegen drei Personen ist die For­
derung am Ende eines Flugblattes, mit 
dem zur Teilnahme an einer Demonstra­
tion gegen die Zwangspsychiatrisierung 
von Sven aufgefbrdert wurde. Wortlaut 
der Forderung: „Zusammenlegung der 
Gefangenen aus RAF und Widerstand“. 
Die beiden anderen sollen Entsprechen­
des in Beiträgen bei zwei Kundgebungen 
zu Sven vor dem Nürnberger Knast ge­
äußert haben.

Die Veranstaltung am 15.6. wurde 
von über 30 Gruppen unterstützt. Die 
Regierung von Mittel franken schrieb am
29.5. an die Stadt Nürnberg zu der Ver­
anstaltung: „Die Begehung von Strafta­
ten kann nicht ausgeschlossen werden. 
Es wird um Mitteilung gebeten, welche 
Maßnahmen seitens der Stadt Nürnberg 

beabsichtigt sind.“ Und am 4.6. die Po­
lizei: „Die Polizeidirektion Nürnberg 
ist der Ansicht, daß die Versammlung 
im Komm am 15.6.91 gern. § 5 Nr. 4 
VersammlG verboten werden sollte, da 
aufgrund nachfolgend begründeter Tat­
sachen mit hoher Wahrscheinlichkeit die 
Gefahr der Tatbestandsverwirklichung 
nach § 90 a und 129 a Abs. 3 StGB zu 
erwarten ist . . .“ Die Stadt w; r aber 
nicht bereit, Auflagen oder ein Verbot 
zu erlassen. Die Polizei verzichtete auf 
den Versuch, Uniformierte in den Ver­
anstaltungsraum zu schicken.

Auf der Veranstaltung berichte RA 
Rolf Gössner über die Entwicklung der 
Anwendung des Gesinnungsstrafrechts 
nach § 129a. Eine Vertreterin der Ange­
hörigengruppe der politischen Gefange­
nen berichtete, daß die laufende 
Schmutzkampange (Stichworte: „Zel­
lensteuerung“, „legale RAF“, „Kassi- 
ber“-Funde) Wirkung zeige. So hatte es 
die Angehörigengruppe bei ihrem Info­
stand auf dem Kirchentag schwer. Der 
Beitrag aus dem Widerstand erhob die 
Zusammenlegungsforderung als Bedin­
gung für politische Diskussion und als 
Schutz für die Gefangenen. — (mak)

München. Zwei Mitglieder der DFG/ 
VK München standen am 5. Juni zum 
zweiten Mal wegen angeblicher Beleidi­
gung der Bundeswehr vor Gericht. Sie 
hatten vor eineinhalb Jahren an einem 
Werbestand der Bundeswehr in der 
Olympiahalle ein Transparent mit der 
Aufschrift „Soldaten sind potentielle 
Mörder“ hochgehalten, bei dem das 
Wort „Mörder“ mit dem Begriff 
„Kriegsdienstverweigerer“ überschrie­
ben war.

Mit der Wortkombination „Mörder/ 
Kriegsdienstverweiger“ auf dem Trans­
parent sollte ausgedrückt werden, daß 
einem Soldaten nur die Alternative 
bleibt, zum potentiellen Mörder zu wer­
den oder zu verweigern.

Im ersten Verfahren vor dem Amtsge­
richt München am 21. September 1990 
erkannte der Richter in seinem Urteil auf 
Beleidigung. Soldaten, so die Argumen­
tation des Richters, würden zwar tat­
sächlich zum Töten ausgebildet, mit 
Mördern könne man sie aber trotzdem 
nicht vergleichen. Denn ihr Einsatz zur 
Verteidigung des Landes müsse als 
„rechtmäßiges Töten“ angesehen wer­
den.

Am 5. und 7. Juni wurde nun in zwei­
ter Instanz vor dem Landgericht verhan­
delt. Mit dem gleichen Ergebnis: So­
wohl der Einspruch der zwei Pazifistin­
nen als auch der der Staatsanwaltschaft 

wurden abgewiesen, es blieb bei einer 
Strafe von je 750 Mark. Zwei als Zeugen 
geladene Soldaten behaupteten, sie seien 
bei der Bundeswehr nicht zum Töten 
ausgebildet worden, sie verteidigten nur 
tapfer das Vaterland. Der Staatsanwalt 
meinte, daß man Soldaten straflos allen­
falls als „potentielle Töter“ bezeichnen 
könne und riet den Angeklagten, doch 
nächstes Mal diesen Text auf ein Trans­
parent zu schreiben. Mensch fragt sich 
bloß, wo er den Ausdruck „Töter“ ge­
hört haben könnte. Ein Mensch, der ei­
nen oder mehrere andere tötet, heißt nun 
mal Mörder, es gibt in der deutschen 
Sprache — aus gutem Grund — nur die­
ses Wort dafür.

Auch der Richter glänzte in seiner 
mündlichen Urteilsbegründung nicht 
gerade mit Scharfsinn: Die Soldaten, die 
Hiroshima oder Dresden bombardier­
ten, könne man korrekt als Mörder be­
zeichnen, bei Bundeswehrsoldaten sei 
das aber nicht der Fall. Sie töteten im 
Krieg nur aus „Staatsnotwehr“.

Mit dem Gewaltmonopol des Staates 
wird also letztendlich alles legitimiert, 
egal, ob sich die staatliche Gewalt gegen 
einen äußeren oder einen inneren 
„Feind“ richtet. Wer sich als Gewalt­
freier/e bezeichnet, muß daher auch das 
Gewaltmonopol des Staates in Frage 
stellen — und damit die Legitimation 
eines jeden Staates! — (chw, ecg)



Seite 8 Reportagen und Berichte regional Politische Berichte 13/199*

„In Zukunft chronisch krank?“
DAG-Broschüre über Krankheiten bei Angestellten

Mannheimer Stadtwerke im Ostgeschäft
MVV springt für Siemens ein — Gebührenerhöhungen vorprogrammiert

1989 hat die DAG eine Broschüre mit 
dem Titel ,,Angestellte: In Zukunft 
chronisch krank?“ herausgegeben. Die 
Autoren wenden sich entschieden gegen 
Auffassungen, die immer weiter sich 
verbreitenden chronischen Erkrankun­
gen seien Ergebnis individuellen Fehl­
verhaltens wie Rauchen, Trinken, Fres­
sen: „Wohlstandskrankheiten“. Sie ver­
suchen den Nachweis zu erbringen, daß 
für die meisten Erkrankungen wie Herz- 
Kreislauf-Krankheiten, chronische 
Stoffwechsel- und Verdauungserkran­
kungen und die große Gruppe der Ab­
nutzungserkrankungen die Bedingungen 
am Arbeitsplatz ursächlich sind und ge­
rade die Angestellten die Masse der 
chronisch Kranken der Zukunft darstel­
len werden. Da Angestellte selten kör­
perlich schwer arbeiten und weniger Ge­
fahrstoffen ausgesetzt sind, gilt ihre Ar­
beit als „leicht“. Mit diesem Vorurteil 
räumt die Broschüre auf.

Dargestellt wird eine Untersuchung 
aus einem Elektronikkonzern. Dort hat­
te der Betriebsrat, aufgeschreckt durch 
mehrere tödliche Herzinfarkte unter 
Kollegen, eine umfangreiche Fragebo­
genaktion mit den Beschäftigten organi­
siert. Eine zentrale Überlegung war, daß 
die Beschäftigten selbst die sichersten 
Diagnosen liefern und „Befindlichkeit­
störungen“ oder „gesundheitliche Be­
schwerden“ als Vorboten ernsthafter 

Erkrankungen gewertet werden müssen 
und also auch erfragt wurden neben ärzt­
lichen Diagnosen. Weiter wurden zahl­
reiche Fragen nach den Belastungen am 
Arbeitsplatz gestellt, z.B. nach Unter­
brechungen der Arbeit, Monotonie der 
Arbeitsabläufe, Leistungsverdichtung, 
Vorgesetztenverhalten, Angst vor Ar­
beitsplatzverlust, aber auch Lärm, ein­
seitige Körperhaltungen.

Der Betriebsrat hatte die Umfrage mit 
dem direkten Ziel der Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen und unter Einbezie­
hung der Erfahrungen der Beschäftigten 
gestartet, entsprechend hoch war der 
Rücklauf von Fragebögen, nämlich 
92 %. Die Auswertung brachte Schreck­
liches ans Licht. 71 % der Beschäftigten 
klagten über innere Unruhe, Anspan­
nung, 55 % über Reizbarkeit, 53 % über 
Nervosität. Diese Beschäftigten saßen 
an Arbeitsplätzen, die durch Arbeits­
druck und Streß, widersprüchliche und 
ständig wechselnde Anordnungen oder 
extreme Monotonie gekennzeichnet wa­
ren. Die häufigsten Diagnosen der Ärzte 
der Kolleginnen und Kollegen waren: 
Kreislaufstörungen, Allergien, häufige 
Erkältungskrankheiten, Bluthochdruck 
und Magenerkrankungen.

Im Anhang findet man den Fragebo­
gen sowie eine Literaturliste. Zu bezie­
hen ist die Broschüre über DAG, Karl- 
Muck-Platz 1, 2 Hamburg 36. — (mek)

Mannheim. Die Mannheimer Versorgungs- und Verkehrs­
gesellschaft (MVV) wird sich mit einem Pilotprojekt am 
Aufbau einer kommunalen Strom-, Gas-, Fernwärme- und 
Wasserversorgung der Stadt Meißen im Freistaat Sachsen

beteiligen. Die Grundidee der Hilfe ist der Gedanke, da* c. 
mehr kommunale Selbstverwaltung bedeutet, wenn eu* 
kommunale Gebietskörperschaft ihre eigene Energie- um 
Wasserversorgung samt Nahverkehr aufbaut.

Genau das will Meißen tun, hat aber da­
zu nicht genügend Geld und auch keine 
Erfahrung auf diesem Gebiet.

Geld soll nun in Höhe von 7 Mio. DM 
aus Mannheim kommen, samt dem 
know-how.

Wie der Meißener Bürgermeister Dr. 
Bartosch vor dem Hauptausschuß des 
Mannheimer Gemeinderates ausführte, 
kam die Stadt besonders auf dem Gebiet 
der Fernwärme in Schwierigkeiten. Der 
bisherige Produzent und Lieferant der 
Meißener Fernwärme war das dortige 
Kabelwerk. Das wurde von der Treu­
hand an den Siemens-Konzern verkauft. 
Die Konzernleitung aber hat kategorisch 
erklärt, daß Siemens mit Fernwärme 
nichts zu tun haben will. Selbst das Ar­
gument, daß auch das Kreiskrankenhaus 
Meißen dann ohne Fernwärme wäre, hat 
die Manager des Siemens-Konzerns 
nicht beeindruckt.

Der Appell des Meißener Bürgermei­
sters an die Mannheimer Gemeinderäte, 
schnell zu helfen, da schon im Oktober 
kalte Nächte in Meißen die Regel seien, 
hat nun nicht dazu geführt, daß gleich so 
ohne weiteres das Geld von Mannheim 
nach Meißen fließt. Der Gemeinderat in 

Mannheim wollte Sicherheit. Er war 
z.B. nicht damit einverstanden, daß die 
Stadt Meißen nur höchstens 49 % Antei­
le an dem künftigen kommunalen Ver- 
sorgungsuntemehmen besitzen darf. (Im 
Einigungsvertrag ist eine solche Klausel 
enthalten.) Mindestens 51 % fiir Meißen 
(jetzt 65%) und 35 % für die MVV, das 
war die Bedingung der Mannheimer, 
und anscheinend macht die Treuhand 
dieses Zugeständnis, womit sie natürlich 
auch gleich einen Präzedenzfall schafft.

Für den Aufbau von Stadtwerken in 
den anderen Kommunen der ehemaligen 
DDR ist das Projekt Meißen ein Prüf­
stein dafür, ob die Treuhand — trotz 
Eingigungsvertragsklausel — bereit ist, 
den Städten und Gemeinden in den fünf 
neuen Bundesländern beim Aufbau eige­
ner Versorgungsuntemehmen mehr als 
nur 49 % Beteiligung zuzugestehen.

Aus Mannheimer Sicht interessant an 
der Sache ist, daß der Oberbürgermei­
ster bei seinem Eintreten für die Mann­
heimer „Finanzspritze fiir Meißen“ 
total vergessen hat, was er in seiner Rede 
zur Etatberatung Ende Februar diesen 
Jahres zur finanziellen Situation der 
MVV sagte: „Die Verlustabdeckung

(aus dem Bereich Nahverkehr) wwd 
überwiegend durch den Versorgungsbe- 
reich innerhalb der Mannheimer Vtrsor 
gungs- und Verkehrsgesellschaft über­
nommen. Da dem Versorgungsbereich 
nach der Verlustabdeckung des Vtr 
kehrsbereichs keine Finanzmittel zur 
Verfügung standen und die Konzes­
sionsabgabe von der Stadt nur in gerin­
gem Umfang der MVV für zukunftswei 
sende Investitionen zur Verfügung ge­
stellt werden konnte, mußten diese mit 
Fremdkapital finanziert werden. Hier­
aus resultiert eine besorgniserregeode 
Verschlechterung der Eigenkapitalquote 
der Versorgungsbetriebe. Während bet 
den Energieversorgungsuntemehmen in 
der Bundesrepublik die Eigenkapitai 
quote bei ca. 39 % liegt, deckt der Wr- 
sorgungsbereich der MVV sein Anlage­
vermögen nur zu 19,1 % mit Eigenka- 
pital.“

Anscheinend waren die ,,ernsten 
Worte“ des Oberbürgermeisters nur da­
zu gesagt, den Bürgern kommende 
Tariferhöhungen im Bereich ÖPNV und 
Energieversorgung als dringend erfor­
derlich schmackhaft zu machen.

— (Walter Eben, Stadtrat der DKP)

Privatisierungen bei der Stadt: 
OStD Busch will ÖTV isolieren

Essen. Mit der Fremdvergabe der Rei­
nigung des Rathauses ab 1992 will die 
Stadtverwaltung Essen die Privatisie­
rung vorantreiben. Die 57 betroffenen 
Frauen sollen umgesetzt werden. An­
geblich lassen sich 473550 DM ohne 
Qualitätsverlust einsparen. Die ruinöse 
Arbeit führt jedoch heute schon zu ei­
nem Krankenstand von 18 %. Privatfir­
men haben noch härtere Arbeitsbedin­
gungen bei weniger Lohn. Dies küm­
mert Oberstadtdirektor Busch nicht. 
Kritik will er möglichst unterdrücken. 
Heftig hatten die Beschäftigten die Pri­
vatisierungspläne auf ihrer Personalver­
sammlung Anfang Mai angegriffen, un­
terstützt durch die ÖTV. Busch versuch­
te, die ÖTV zu isolieren: Für ihn sei die 
Personal Versammlung „kein Forum 
mehr, wenn die ÖTV dort Regie führt“.
— (syb)

Karlsruhe: 
Warnstreiks im Einzelhandel

Karlsruhe. Im HBV-Bezirk Karlsruhe 
beteiligten sich an sechs Warnstreiks 
über 1000 Leute. In Ettlingen war am 
langen Donnerstag das Kaufhaus 
Schneider ganztägig zu. Am 24.5. 
streikten ganztägig 500 Leute im Lager 
und Versand beim Versandhaus Mona, 
im Warenverteilzentrum beim Versand­
haus Heine und im Zentrallager des Le­
bensmittelfilialisten Pfannkuch. Am
4.6. streikten wieder 200 in den Lagern 
von Mona und Heine. Bei Heine war es 
der dritte, bei Mona der zweite Warn­
streik. Für Arbeiten im Lager und im 
Versand fordert die HBV eine Höher­
gruppierung des Mindestlohnes von 
2 126 DM auf 2 302 DM zuzüglich 10 %. 
Die Kapitalisten boten 6,7%. — (rub)

Hamburg. Zwischen dem 3. und 6. Juni wurden in verschiedenen Hamburger Betrie­
ben des Einzelhandels Urabstimmmungen für Streik durchgeführt, so bei Horten in 
der Mönckebergstraße und im Kaufhof Altona. Mehrheiten von nahezu 100% stimm­
ten für Streik, was angesichts des lächerlich niedrigen Angebots des Einzelhandels­
verbandes von 6,7 bzw. 6,43% fürs Verkaufspersonal nicht verwundert. - (res)

Erzieher: Umsetzung 
des Eingruppierungsvertrags

Stuttgart. Auf den beiden Teilpersonal­
versammlungen des Jugendamtes Stutt­
gart fiir den Erziehungsdienst wurde 
über die Umsetzung des Eingruppie­
rungsvertrags diskutiert: Kinderpfle­
gerinnen, die auch alleinverantwortlich 
arbeiten (also faktisch alle) sollen nach 
einem Jahr in die Fallgruppe VII, 1 und 
nach weiteren fünf Jahren in BAT VIb 
kommen. Bis sie dies erreichen, sollen 
sie Altersstufen vorweg gewährt bekom­
men. Frühdienste ohne sozialpädagogi­
sche Ausbildung kommen von BAT IX 
in VII. Große Debatten gab es um die 
Stigmatisierung von Kindern, laut Tarif­
vertrag wird bei besonderen Erzie­
hungsschwierigkeiten in BAT Vb ein­
gruppiert. Diese Besonderheiten sind 
nicht festgelegt, damit Sache des Ortes. 
Abgelehnt wurde, die Kinder auf Stö­
rungen überprüfen zu lassen. Die Ten­
denz ging dahin, bestimmte Wohngebie­
te festzulegen, in denen es viele Kinder 
mit Erziehungsschwierigkeiten geben 
soll. Viele wollen sich auf diese Stigma­
tisierung gar nicht einlassen. Ein Kom­
promiß wäre, anhand der Wohndichte, 
die den Lebensraum einschränkt, beson­
dere Aufgaben im Auffangen dieser Pro­
bleme geltend zu machen. Auf Empö­
rung stieß, daß die Vorzeiten, die zur 
Höhergruppierung nötig sind, nur aner­
kannt werden, wenn die vorherige Tä­
tigkeit nach BAT bezahlt wurde, das 
heißt vor allem für alle Beschäftigten der 
ehemaligen DDR, fiir die der Vertrag 
mit finanziellen Einschränkungen ab 
Juli 1991 gilt, daß sie die Bewährungs­
zeiten neu abarbeiten müssen. Von der 
Sozialbürgermeisterin wurde gefordert, 
schnellstens für Kinderpflegerinnen 
Kurse zur Ausbildung zur Erzieherin 
einzurichten. — (unb)

Warnstreik bei Ikea
Urabstimmungsergebnisse

Hannover. Am verkaufsoffenen Sonn­
abend, dem 1.6.91, kam es zu kurzen 
Warnstreiks der Beschäftigten in drei 
hannoverschen Kaufhäusern. Während 
die HBV Strukturverbesserungen und 
300 DM mehr Lohn für die im Einzel­
handel Beschäftigten fordert, haben die 
die Arbeitgeber 6,5%, d. h. 160 DM 
mehr, angeboten. Am 5.6.91 beteilig­
ten sich bei Ikea in Großburgwedel 50 
der anwesenden 70 Beschäftigten an 
einem viereinhalbstündigen Warnstreik 
der HBV. Die Warenannahme und Teile 
des Verkaufs waren unbesetzt. Nach 
einer Demonstration durch Großburg­
wedel gingen die Ikea-Beschäftigten um 
11.00 Uhr zur Arbeit. Am 13.6.91 spra­
chen sich nach einer Urabstimmung bei 
Horten mit 82,1 % auch die in der HBV 
organisierten Beschäftigten von Kar­
stadt (78,6%), Kaufhof (76,9%) und 
Quelle (79,6%) für Streik aus. — (anr)

Ausländische Arbeitskräfte 
sollen in die Pflege 

Heidelberg. Der Direktor der Orthopä­
dischen Klinik machte sich auf der Per­
sonalversammlung im letzten Jahr stark 
für den Pflegenotstand. Er wolle seine 
internationalen Kontakte pflegen und 
Krankenschwestern aus dem Ausland 
anheuern. Über zehn jugoslawische 
Krankenschwestern sollten zu Jahresbe­
ginn anfangen, vier kamen. Die Aufent­
haltsbestimmungen und die Form der 
Arbeitserlaubnis blieb im Dunkeln, bis 
jetzt einer Schwester in der Probezeit 
gekündigt werden soll. Die Arbeitser­
laubnis bezieht sich nur auf die Orthopä­
dische Klinik und beträgt analog der 
Probezeit ein halbes Jahr. Ist der Dienst­
herr mit der Leistung nicht zufrieden, 
verliert sie die Arbeitsstelle bzw. die 
Klinik hat sich verpflichtet, die Rück­
fahrkarte zu zahlen. Mit Ablauf der 
Probezeit wird die Krankenschwester 
jetzt zurückverfrachtet. Die anderen 
drei Schwestern werden vorläufig bis 
1992 übernommen, dann endet ihre Auf­
enthaltserlaubnis. — (irs/AGG)

Weiter Warnstreiks 
im Einzelhandel NRW

Köln. Bei den Tarifverhandlungen für 
den Einzelhandel in NRW am 13.6. hat 
der Einzelhandelsverband sich nicht 
bewegt. Die Verhandlungen wurden auf 
den 20.6. vertagt. Noch immer wurden 
nicht mehr als 6,8 % Erhöhung von 
Löhnen und Gehältern angeboten. Vor 
allem gab es keinerlei Angebot zur 
Öffnung der Gehaltsgruppe II für Ver 
käuferinnen mit erhöhter Verantwor 
tung und Belastung. Einige Kaufhäuser 
wie Hertie sind auf Empfehlung ihres 
Verbandes dazu übergegangen, schon 
jetzt einen Teil der zu erwartenden Ta­
riferhöhung zu zahlen. Die Beschäftig 
ten ließen sich dadurch aber nicht von 
Warnstreiks abhalten, um eine bessere 
Eingruppierung durchzusetzen — (anl)

RSI — Verschleißkrankheit
Bei PC-Beschäftigten auf dem Vormarsch

In fast allen englischsprachigen Staaten 
hat diese Krankheit sich lawinenartig 
ausgebreitet, in Australien sprechen Ge­
werkschaften und Gesundheitsministe­
rium von einer Epidemie, in den USA ist 
sie mit 48 % die häufigste aller Berufs­
krankheiten — aber bei uns ist das alles 
ganz anders. RSI, nie gehört, antworten 
Orthopäden, viele Arbeitsmediziner und 
die Berufsgenossenschaften. RSI ist die 
englische Abkürzung für repetitiv strain 
injury. Das läßt sich schlecht direkt 
übersetzen, bezeichnet ganz allgemein 
schmerzhafte Erkrankungen, die durch 
leichte, sich aber ständig wiederholende 
Bewegungen im Bereich der Hände und 
Arme hervorgerufen werden. Bekannt 
sind sie eigentlich schon lange, Frauen 
können sie durch ständiges Stricken, 
ebenso bekommen wie durch Maschi­
nenarbeit, viele Musiker leiden darun­
ter, aber nur bei Tennisspielern oder 
Golfern hat sie einen Namen: Tennis­
arm, Golfergelenk. Nachdem die Zahl 
der Erkrankungen im industriellen Be­
reich in den 70er Jahren zunächst infolge 
Automatisierung zurückging, steigt sie 
jetzt rapide im Bürobereich an, und zwar 
parallel zum Masseneinsatz von PC.

Nur zu einem kleinen Teil lassen sich 
bekannte Grundkrankheiten diagnosti­
zieren wie Sehnenscheidenentzündung, 
Gewebeschwäche. RSI-Forscher ver­
muten, daß es sich um eine schleichende 
Degeneration einzelner Muskelfasern 
handelt. Ursache dafür könnte sein, daß 
durch die Daueranspannung z.B. beim 
Tippen die Muskelfasern nicht mehr die 
nötige Erhoiungszeit haben und dadurch 
ihre Funktionsfähigkeit verlieren.

RSI tritt lawinenartig im englischspra­
chigen Raum seit etwa zehn Jahren auf, 
betroffen sind hauptsächlich Schreib­
kräfte, Sekretärinnen und Journalistin­
nen und Journalisten (z.B. leiden 30% 
aller Redaktionsarbeiter der Financial 
Times unter RSI-Symptomen), zuneh 
mend auch Programmierer. Die BRD 
ist, was den Masseneinsatz von PC an 
geht, ungefähr zehn Jahre hinter den 
übrigen Staaten zurück. Außerdem ist 
das Entschädigungssystem für berufsbe­
dingte Erkrankungen in der BRD so ge­
staltet, daß es Jahrzehnte braucht, bis 
eine Krankheit überhaupt als Berufs 
krankheit anerkannt wird. So erklärt 
sich die unglaublich große Ignoranz ge­
genüber der Zunahme von Hand- und 
Armgelenkserkrankungen bei PC-Be 
schäft igten.

RSI ist ja nur eine von vielen Krank 
heiten, die durch die Arbeit am PC be­
dingt sind. Augenfällig und deswegen 
auch bereits früh im Blickpunkt gewerk­
schaftlicher Kritik war der Verschleiß 
der Augen durch schlechte Bildschirme, 
fehlende lausen etc. Daß auch schlechte 
Büromöbe! wie zu niedrige Tische, fal­
sche Stühle oder falsche Raumgestal 
tung krankmachen können, ist inzwi­
schen wohl auch bekannt Daß werter 

das vom PC erzwungene ewige Sitzen 
die Wirbelsäule schädigt, ist leicht nach­
zuvollziehen. RSI aber ist eine Erkran­
kung, deren Ursache in der Intensivie­
rung der Arbeit im Bereich Schreiben, 
Programmieren liegt. Ihr ist nicht mit ir­
gendwelchen ergonomischen Maßnah­
men beizukommen, sondern nur mit ei­
ner drastischen Einschränkung der Ar­
beitsintensität.

Diese Krankheit ist tückisch, denn sie 
läßt sich, da Gewebe- und Weichleile 
betroffen sind, durch Röntgenaufnah­
men nicht feststellen. Oft beginnt sie mit 
harmlosen Symptomen wie nicht­
schmerzenden Überbeinen. Dann stellen 
sich Schmerzen im Handgelenk oder 
Ellbogenbereich ein bei bestimmten Tä­
tigkeiten wie Heben einer vollen Kaffee­
tasse, Lochen von Schriftstücken, Gang­
schalten beim Autofahren, Kartoffel­
schälen, Dosenöffhen etc., also meist 
leichte Dreh- oder Hebebewegungen der 
Hände. Beim Tippen selbst hat man zu­
nächst keine Schmerzen, deswegen ist 
der Zusammenhang auch nicht sofort 
klar. Die Schmerzen können im An­
fangsstadium auch wieder verschwin­
den, z.B. in weniger arbeitsintensiven 
Phasen oder auch durch Krankengymna­
stik oder im Urlaub Schließlich werden 
sie aber chronisch und dann geht nichts 
mehr. Wird die Krankheit nicht recht­
zeitig richtig diagnostiziert und die Ar 
beitssituation verändert, verlieren Men­
schen für ihr ganzes restliches Leben dr 
Bewegungsfähigkeit der Hand. Es wirt 
geschätzt, daß nach ungefähr fünf Jahre 
intensiver PC-Arbeit die ersten Schmer 
zen auftreten und nach insgesamt zehn in 
vielen Fällen Berufsunfähigkeit eintritt

In den USA, England. Japan und Au­
stralien ist die Berufsunfähigkertsrar 
von PC-Arbeitern dramatisch ange 
schwollen, die Versicherungskanal 
drohten zusammenzubrechen. Des­
wegen werden zT. radikale Maßmh 
men ergriffen. So haben .lusfraitsdr 
Mediziner festgestellt, daß bei einer Aa- 
schlagzahi von mehr als 14000 Zacta 
pro Stunde bei tast 40% aller PC-Be 
schäftigten schwere Verspannungen ® 
Bereich Nacken. Arme und Hande äF 
treten. Inzwischen ist in Australien per 
Gesetz die Anschiagzahl auf ü 000 An­
schläge pro Stunde begrenzt Für reue 
Schreibarbeit ist eine Begrenzung sf 
drei Stunden am lag in der Diskttssm. 
In der BRD gibt es keinerlei (Jbergrc» 
zen. aber das australische Niveau istiaa 
das PTÜfungsmseau für BeruiM»ift 
gerinnen Als erste Gewerkschaftna- 
tung hat jetzt die IG Medien sich dreso 
Themas angenommen, nahehegeaü 
denn auch im Ausland smd (he uaa 
großen Kampagnen wn Beschäftigtes: 
der Zeitungskonzume ausgegangen. ia 
Grunde aber muß die RSI Dtskussxas 
allen Gewerkschaften aufgraooo® 
werden — (mek
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Himburg. Am 29.5. bekam Senator Runde Besuch von einer ÖTV-Delegation. Ca. 
20 Vertrauensleute und Reinigungskräfte brachten 3200 Protestunterschriften ge­
gen die Privatisierungspläne des Landesbetriebes Krankenhäuser. Runde erklärte, 
noch nie für die Privatisierung der Reinigung gewesen zu sein, aber um die Privatisie­
rung der übrigen Bereiche würde man auf Dauer nicht herumkommen. — (hm/AGG)

Aus Ländern und Gemeinden

PDS-Bürgermeister sichert Arbeitsplätze
Gewerbegebiete — gegenwärtig ein Zauberwort für die Gemeinden in den neuen Ländern

Frauenveransialtung:
Kein § 218 in Ost und West

Berlin. ..Kein § 218 in Ost und West“, 
an dieser Veranstaltung von verschiede­
nen Frauenorganisationen nahmen am 8. 
und 9. Juni ca.lOOO überwiegend Frau­
en teil. Mit Sketchen, Liedern und Be­
richten von Frauen wurde auf einem Tri­
bunal Anklage gegen den Staat und Ab­
treibungsgegner erhoben. Bei der Dis­
kussion um Positionen zur künftigen 
Regelung des Schwangerschaftsab­
bruchs fanden Positionen der SPD Poli­
tikerinnen für eine mehrheitsfähige Lö­
sung im Parlament keine große Unter­
stützung. Die Mehrheit war für die er­
satzlose Streichung des § 218 und für 
den verstärkten Kampf außerhalb des 
Parlaments. Die Auseinandersetzung 
mit den ,,Lebensschützern“ wurde von 
vielen als wichtig erachtet. „Die Ent­
scheidung für oder gegen eine Schwan­
gerschaft kann nur von Frauen selbst ge­
troffen werden.“ heißt es in einer Erklä­
rung, in der auch die Forderungen des 
Frauenpolitischen Runden Tisches u.a. 
nach ..Streichung der §§ 218 und 219

. . . die jeweils schonendste Abbruch­
methode ... ein ausreichendes Angebot 
von kostenlosen Abbruchmöglichkei­
ten“ erhoben werden. — (msb)

WRW: Roma-Familie 
aus Kirchenasyi abgeschoben

Lüdenscheid. Erstmals wurde in NRW 
ein Kirchenasyl unter Polizeieinsatz am
31.5. in Herscheid geräumt. Der 
Flüchtlingsrat protestierte gegen die Ab­
schiebung der Roma-Familie nach Za­
greb. Entgegen gängiger Praxis wurde 
die Abschiebung nicht ausgesetzt, ob­
wohl über den Asylantrag der Frau noch 
nicht entschieden war. Das Vorgehen 
signalisiert, daß die Landesregierung 
anstehende Massenabschiebungen mit 
Gewalt durchsetzen will. Auf dem 
Kirchentag bekräftigte Minister Cle­
ment. daß es in NRW kein Bleiberecht 
für die 3 200 jugoslawischen Roma ge­
ben wird. Die Duldungen laufen am
30.6. ab. Nur die am ..Reintegrations­
programm“ beteiligten Roma dürfen 
bleiben, bis das Programm steht. — (syb)

OVG: Abwicklung an 
der Höß rechtswidrig

Berlin. Das OVG Berlin hat am 10.6. 
entschieden, daß die von Seiten des Se­
nats durchgeführte Abwicklung an der 
Humboldt-Universität teilweise rechts­
widrig ist. nämlich dann, wenn weiter­
hin Lehr- und Forschungsaufgabcn er­
füllt werden. Die Richter beriefen sich 
dabei auf das ..Warteschleifen-Urteil“ 
des BVG. das Abwicklung nur im Sinne 
der Auflösung anerkennt. Die auch vom 
Gericht für notwendig befundene Neu­
ordnung der Wissenschaftslandschaft 
könne auch anders als durch Abwick­
lung erfolgen. Instrumente zur personel­
len Erneuerung seien im Einigungsver­
trag vorgesehen. Der laut Rektor Fink 
erforderliche Personalabbau soll nun 
über Einzelkündigungen — im wesentli­
chen aus betriebsbedingten Gründen, 
wie im Einigungsvertrag erlaubt — er­
folgen. Die Rede ist von über 700 Be­
schäftigten. Man werde sich an die Emp­
fehlungen der Personalstrukturkommis­
sionen halten. Diese haben in letzter Zeit 
mit selbstgebastelten rechtswidrigen 
Fragebögen Anhörungen von Beschäf­
tigten durchgeführt und aufgrunddessen 
Vorschläge zur Entlassung oder Weiter­
beschäftigung abgegeben. — (har)

Keine Wohnförderung — Verkauf 
städtischen Bodens rächt sich

Konstanz. Keine Chance hatte die Stadt, 
in ein vom Land Baden-Württemberg 
aufgelegtes , .Wohnungsbau-Schwer­
punkt-Programm“ aufgenommen zu 
werden. Damit hätte sofort der Bau von 
mindestens 500 Wohneinheiten geför­
dert werden können. Der Stadt fehlte je­
doch „das benötigte Gelände“, so Bau­
bürgermeister Fischer. Nicht zum ersten 
Mal rächt sich damit die Politik der Ver­
waltung, städtischen Grund und Boden 
zu verschleudern, um Finanzlöcher zu 
stopfen. Allein in den letzten zwei Jah­
ren wurde für 4,2 Mio. DM städtischer 
Boden verklopft. Der Verzicht auf 
Nobelprojekte und Subventionen für 
Großunternehmen hätte nicht nur mehr 
gebracht, sondern jetzt auch einen wich­
tigen Schritt gegen die Wohnungsnot er­
möglicht. — (jüg)

Aktion der „Initiative für 
kulturelle Stadtgestaltung“

Stuttgart. Am 6. Juni führte die Initiati­
ve, die an einer Vernetzung örtlicher 
kultureller Einrichtungen arbeitet, vor 
dem Rathaus eine Aktion gegen die Mit­
telstreichungen, die verschiedenen Ein­
richtungen drohen, durch. Gefährdet 
war vor allem die Fortexistenz des ge­
werkschaftlichen stadtteilbezogenen 
Kulturzentrums „das WERK“. Eine 
„Jury“ lehnte alle nicht markgerechte 
Kultur ab, Gefällen fand das „bürgerna­
he und marktgerechtc“ deutsche Volks­
lied. Einige Tage später teilte das Kul­
turamt mit, der jährliche Zuschuß von 
20000 DM an das WERK werde vorerst 
weiter bezahlt. — (evc)

Eckpunkte für ein 
niedersächsisches Kitagesetz

Hannover. Nach Befassung mit den ver­
schiedenen Kindertagcsstätten-Gesetz- 
entwürfen der Landtagsparteien auf 
einem Seminar am 25. 5. hält die provi­
sorische Landeselternvertretung für den 
Elementarbereich in Niedersachsen in 
einem Brief an Kultusminister Wern­
stedt noch einmal fest, worauf es ihr an 
Inhalten für ein niedersächsisches Kin­
dertagesstättengesetz ankommt:
— Kindertagesstätten müssen einen 
eigenständigen Bildungs- und Erzie­
hungsauftrag haben. Daraus folgt, daß 
sie nicht in ihrem Zweck auf die „Ergän­
zung und Unterstützung der Familiener­
ziehung“ (SPD-Gesetzentwurf) einge­
schränkt werden dürfen.
— Ganztagseinrichtungen im Elemen­
tarbereich müssen Regeleinrichtungen 
sein. Dazu gehört, daß das Recht eines 
jeden Kindes (auch der Kinder unter drei 
Jahren) auf einen Kita-Platz garantiert 
wird. Eine vorrangige Aufnahme von 
Kindern „aus besonderen sozialen und 
pädagogischen Gründen“ — wie im 
SPD-Entwurf vorgesehen — gehört 
nicht in ein Gesetz, bestenfalls in eine 
Übergangsregelung.
— Die gemeinsame Erziehung von be­
hinderten und nicht behinderten Kindern 
in Regeleinrichtungen muß gesetzlich 
garantiert sein.
— Wird der Elementarbereich als Be­
standteil des Bildungswesens betrachtet, 
muß der Besuch beitragsfrei sein.
— Es kann nicht ausreichen, jetzt „Plät­
ze“ zu schaffen, ohne einen verbesser­
ten Standard gesetzlich zu sichern.
— Die Elternrechte sind mindestens ana­
log zu den Rechten der Eltern im Schul- 
bereich zu sichern. — (ree) 

„Er ist ein gefragter Mann. Paul Rei­
necke. Bürgermeister der 950-Seelen- 
Gemeinde Gallinchen. Landkreis Cott­
bus, Mitglied der PDS. Geschäftsleute 
— sowohl aus den neuen als auch aus den 
alten Bundesländern — geben sich im 
Rathaus die Klinke in die Hand. Print- 
und elektronische Medien bemühen sich 
bei ihm um Interviews und Reportagen. 
Paul Reinicke kennt keinen geregelten 
Feierabend und der Tag müßte für ihn 36 
und mehr Stunden haben.

Seit Dezember 1978 bekleidet er un­
unterbrochen das Bürgermeisteramt in 
Gallinchen. Klar war das Votum der 
Wählerinnen in Gallinchen bei den 
Kommunalwahlen am 6. Mai 1990 so­
wie der im Ergebnis gewählten Gemein­
devertretung für ihn.

Neben vier Mandatsträgern der PDS 
gehören der Vertretung vier Abgeordne­
te des dfd e.V., drei der CDU (vormals 
Demokratischer Aufbruch) und jeweils 
zwei des Neuen Forum, der SPD und der 
FDP an.

Der Bürgermeister von Gallinchen 
stellt in seinem Handeln klar Bürger­
interessen über Parteiinteressen. Und 
die Ergebnisse, die er und die weiteren 
Gemeindevertreter aufzuweisen haben, 
sind beachtlich und verlangen Respekt. 
In Gallinchen wird kräftig investiert, die 
Auftragsbücher einheimischer Unter­
nehmen der Bau wirtschaft und des Bau­
nebengewerbes sind voll und deren Be­
schäftigtenzahlen ständig im Steigen be­
griffen. Arbeitslose gibt es in der Ge­
meinde nicht. Das kleine Dorf ist zu ei­
ner riesigen Baustelle geworden. Gallin­
chen weist eine wahrhaft magische An­
ziehungskraft auf Investoren aus. (. . .) 
Kernpunkt der Gallinchener Konzeption 
zur Errichtung eines großen Industrie- 
und Gewerbeparks, zu dem die Polster­
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Ein guter Beschluß — wenig dahinter
Die Stadtverwaltung unternimmt nichts zur Beseitigung der Kindergartenmisere

Norderstedt. Schon seit ungefähr einem 
Jahr wird von der Stadtverwaltung die 
Kindergartensituation untersucht. Ziel 
ist, eine genaue Analyse zu erstellen, 
wie sich der Bedarf an Kindergartenplät­
zen in den kommenden Jahre entwickeln 
wird und wo dringender Handlungsbe­
darf besteht. Berücksichtigt werden da­
bei Kriterien wie die Entwicklung der 
Einwohnerzahl, Anteil der Kinder, 
Frauenberufstätigkeit, Scheidungsrate 
usw. Erste Ergebnisse wurden im Fe­
bruar bekannt.

Zu diesem Zeitpunkt fehlten in Nor­
derstedt gemessen am Bedarf laut War­
telisten etwa 50 % der vorhandenen Kin­
dergartenplätze (1376). Bekannt ist seit 
langem, daß vor allem Krippen- und 
Hortplätze fehlen, auf der Warteliste 
stehen 160 Krippen- und 58 Hortkinder.

In der letzten Zeit wurden zwar viele 
Einrichtungen erweitert, tatsächlich 
konnten damit aber nur verhältnismäßig 
wenige Kinder neu aufgenommen wer­
den. Schon allein der interne Bedarf er­
forderte in den meisten Einrichtungen 

möbelinvestition gehört, war die völlige 
Umgestaltung der vorher total vernach­
lässigten Infrastruktur.

Im Grunde ging und geht cs um die Er­
richtung eines ganzen Systems von Stra­
ßen zu den künftigen Gewerbestandor­
ten. Mit dem Bau des Straßennetzes zu 
Beginn der Produktionsinvestitionen 
wird nach den Worten von Paul Reinicke 
die in der Ex-DDR vielerorts übliche 
Praxis im Herangehen an Investitions­
vorhaben nunmehr endlich vom Kopf 
auf die Füße gestellt.

Jetzt, Mitte Juni 1991, sind in Gallin­
chen bereits mehrere Kilometer asphal­
tierter Straßen zur künftigen Polstermö- 
belfabrik, aber auch zu anderen Gewer­
beobjekten, fertiggestellt. Weitere Stra­
ßenbaumaßnahmen sowie die Umgestal­
tung des Wasser- und Abwassersystems 
in der Gemeinde werden vorbereitet. 
. . .“ (aus „kommunalpolitisches fo- 
rum ‘ ‘ Informationsblatt, Heft 6)

Soweit das Fazit aus einem Besuch 
von Mitarbeitern des PDS-Partei Vor­
standes in Gallinchen und einer Bera­
tung der Arbeitsgruppe Kommunalpoli­
tik der PDS in Berlin. Doch so glatt wie 
ein Erfolgsbericht aus der sozialisti­
schen Presse ist die Sache nicht. Auch in 
der Beratung blieben Fragen offen.

1. Geht man von dem Bericht aus, 
könnte man folgendes denken: Gebt in 
jede Gemeinde einen PDS-Bürgermei­
ster und wir machen aus dem Kapitalis­
mus ein „Schlaraffenland“, in dem kei­
ner mehr Arbeitslosigkeit und ähnliches 
kennt.

Ohne Zweifel leisten die ca. 300 Bür­
germeister mit dem PDS-Mandat, vor 
allem wenn sie auch heute noch zur PDS 
stehen, Beispielhaftes, und ihnen sollte 
durch die Pärtei jede nur mögliche Un­
terstützung zukommen. Es ist aber si­

eine Erweiterung, weil entweder die 
Gruppenräume zu klein sind oder Mehr­
zweckräume fehlten. Hinzu kommt, daß 
in fast allen Einrichtungen in letzter Zeit 
der Anteil der Schulkinder erheblich an­
gestiegen ist. Die Anzahl der Hortplätze 
ist aber begrenzt, die Schulkinder blei­
ben dann also in ihren alten Gruppen, die 
dann in „familiennahe“ umgewandelt 
werden. Das schafft Probleme, die das 
Ganze bald zum Platzen bringen, weil 
die Einrichtungen dafür nicht ausgestat­
tet sind, und Schulkinder haben nun ein­
mal andere Interessen als 3-Jährige. 
Weitere Folge: Es können keine neuen 
Kindergartenkinder mehr aufgenommen 
werden. Das Problem zieht sich dann 
durch bis zu den Krippenkindern.

Der Sozialauschuß faßte im Februar 
den zunächst lobenswerten Beschluß, 
bis 1995 den Versorgungsgrad im Krip­
pen- und Hortbereich auf jeweils 15 % 
(z. Z. 3,6 % bzw. 5,3 %) und im Kinder­
gartenbereich auf 85 % zu erhöhen. Er­
reicht werden soll dies langfristig mit 
neuen Einrichtungen in ökologischer 

cherlich verfehlt, sie zum Vorzeigebei­
spiel der PDS-Politik zu machen.

2. Worin liegt das eigentliche Pro­
blem? Die Mehrzahl der Kommunen 
sieht in der Schaffung von „Gewerbe­
parks“ eine Möglichkeit, um langfristig 
die Finanzen aufzubessern. Ging früher 
ohne „Segen“ von oben nichts, versucht 
heute jede Gemeinde, ihr Selbstverwal­
tungsrecht auszunutzen, mit dem Ergeb­
nis, daß man vom Gewerbegebiet der 
Gemeinde A in das der Gemeinde B be­
quem zu Fuß gehen kann, wenn es ge­
baut wird. Der Berater aus dem Westen 
und auch Projektanten gibt es genug, 
daran haben schon jetzt genügend ver­
dient. Das Problem ist nur, wo kommen 
die Gewerbetreibenden und Unterneh­
mer in diesen Größenordnungen her. 
Wer hilft den Gemeinden, wenn sie sich 
beim Aufbau eines Gewerbeparks hoch 
verschuldeten, ohne daß dann auch das 
Gewerbe sprießt?

3. Den großen Gewinn machen die 
Unternehmen aus den alten Bundeslän­
dern, die sich rechtzeitig ein Stück Land 
besorgt und ein Zelt gemietet haben. Sie 
nutzen das bisher ungenügende Han­
delsangebot aus, bleiben zwar unter den 
Preisen der einheimischen Händler, aber 
trotzdem noch über den sonst in ihren 
Läden üblichen.

Zeltstätte wie auf dem Foto prägen 
gegenwärtig nicht wenige Gegenden der 
ehemaligen DDR. Und sie sind prak­
tisch. Ist die Neugier der „Ossis“ auf die 
vielen neuen Produkte erst einmal ge­
stillt und das Gesparte aufgebraucht, 
kann man immer noch entscheiden, ob 
sich eine dauerhafte Investition lohnt. 
Außerdem kann man natürlich bei der 
hohen Arbeitslosigkeit auch noch mit 
der Lohnpolitik und Teilzeitbeschäfti­
gung Gewinn machen. — (sta)

Schlichtbauweise, kurzfristig soll der 
nötigste Bedarf (Wartelistenabbau) per 
„Container“ gedeckt werden.

Immer offensichtlicher wird aber in­
zwischen, daß dieser Beschluß auf dem 
Papier hängen bleibt. Die Beschlußfas­
sung über laufende Anträge der Träger
— fast alle stammen aus dem letzten Jahr
— zur Erweiterung von bestehenden 
Einrichtungen wird in die Länge gezo­
gen. Im Haushalt und offensichtlich 
auch im ersten Nachtragshaushalt sind 
keine Gelder für neue Einrichtungen 
vorgesehen. Selbst für die billige Con­
tainerlösung soll offensichtlich kaum 
mehr Geld locker gemacht werden. Das 
Subsidaritätsprinzip — die Stadt sucht 
und sucht nach Trägern — bietet die be­
ste Entschuldigung, nichts tun zu müs­
sen.

Hinzu kommt, daß für den Öffentli­
chen Dienst inzwischen ein Einstel­
lungsstopp verhängt wurde, damit wird 
fraglich, ob für neue Gruppen in städti­
schen Einrichtungen überhaupt Erzie­
herinnen eingestellt würden. — (aid)
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Chile: Kampf um Demokratie, Gerechtigkeit, Freiheit
Interview mit Manuel Cabieses Donoso, Chefredakteur der chilenischen Zeitschrift PUNTO FINAL

Manuel Cabieses Donoso, Chefredakteur der Zeitschrift PUNTO 
FINAL aus Santiago de Chile, 59 Jahre, war in den Jahren 1973 
bis 1975 in verschiedenen Gefangenenlagern in Chile inhaftiert, 
ging dann ins Exil nach Cuba. Anfang 1989 kehrte er nach Chile 
zurück und arbeitete an der Wiederherausgabe der Zeitschrift 
PUNTO FINAL, die seit dem Militärputsch 1973 verboten war. 

PUNTO FINAL ist eine 14tägig erscheinende Zeitschrift, es gibt 
sie seit 1965. Sechs ihrer Redakteure wurden während der Dikta­
tur in Chile ermordet bzw. starben im Exil; einige weitere wurden 
verhaftet und gefoltert; fast alle Überlebenden des ursprünglichen 
Redaktionsrates lebten lange Jahre im Exil. PUNTO FINAL ver­
steht sich seit der Gründung als eine „Tribüne des revolutionären 

Denkens“ und bringt als solche die auf eine Änderung der Gesell­
schaft zielende Meinung verschiedener politischer Strömungen in 
Chile und Lateinamerika zum Ausdruck, von marxistischen Ten­
denzen bis hin zu solchen christlicher Prägung. Das Interview 
wurde im Mai 1991 für die Zeitschrift der deutsch-cubanischen 
Freundschaftsgesellschaft CUBA LIBRE durchgeführt. — (M.D.i

Frage: Wie stellt sich die politische Si­
tuation in Chile nach einem Jahr Aylwin- 
Regierung dar ?

Antwort: Hinter der Fassade augen­
scheinlicher institutioneller Stabilität 
und Solidität verbirgt sich ein überhaupt 
nicht festgefügtes tragfähiges Gebäude. 
Die Zivilregierung stützt sich auf ein in 
sozialer und politischer Hinsicht sehr 
wackliges Fundament. Auf der einen 
Seite auf die Verfassung von 1980 mit 
einer ganzen Reihe von Gesetzen, De­
kreten und Vorschriften, ausgearbeitet 
in Anlehnung an das bekannte nordame­
rikanische Modell für Lateinamerika, 
das sich aus der Doktrin der „Nationalen 
Sicherheit“ ableitet, auf der anderen 
Seite steht da das orthodoxe und streng 
neolibcrale Wirtschaftsmodell, das die 
Freiheit des Marktes über alle Freiheiten 
und Rechte des Volkes stellt. Im Span­
nungsfeld zwischen diesen beiden Stütz­
pfeilern — einer zur institutionalisierten 
Unterdrückung des Volkes geschaffenen 
Verfassung und einem auf die erbar­
mungslose Ausbeutung der Arbeitenden 
zielenden Wirtschaftspolitik — bewegt 
sich die gegenwärtige Regierung. Der 
politisch-soziale Pakt, welcher den 
„Übergang zur Demokratie“ möglich 
gemacht hat, schreibt der Aylwin-Re- 
gierung die Rolle des Verwalters eines 
undemokratischen, repressiven Systems 
zu, der an der Substanz desselben nicht 
rütteln darf, will er nicht in eine Kon­
frontation mit den Streitkräften und der 
Monopol- und Finanzbourgeoisie gera­
ten, den Schöpfern dieses Systems.

Die Instabilität des politischen Sy­
stems ist also vorgezeichnet und wird 
anhalten. Bei verschiedenen Gelegen­
heiten ist sie in diesem 1. Regierungs­
jahr offenbar geworden; so z.B. im De­
zember letzten Jahres, als Pinochet die 
Mobilmachung des Heeres anordnete, 
um seine Nicht-Übereinstimmung mit 
einigen Maßnahmen der Zivilregierung 
zum Ausdruck zu bringen. Oder jetzt im 
April, anläßlich der Ermordung des 
(ultrarechten) Senators Jaime Guzman. 
In beiden Fällen rettete die Aylwin-Re- 
gierung die Situation, indem sie sich 
dem Druck des Heeres und der äußer­
sten Rechten beugte und ihre Distanz 
zum Volk verdeutlichte.

Frage: Welchen wirtschaftspolitischen 
Kurs verfolgt die Aylwin-Regierung, und 
welche Auswirkungen hat dieser auf die 
breiten Massen ?

Antwort: Die Wirtschaftspolitik jetzt ist 
dieselbe wie unter der Diktatur, und al­
les, was auf diesem Gebiet durchgesetzt 
wird, richtet sich diametral gegen die In­
teressen des Volkes und einen tatsächli­
chen Übergang zu demokratischen Ver­
hältnissen. In gewisser Hinsicht erfüllen 
die für die Wirtschaftsführung zuständi­
gen Minister der Aylwin-Regierung ihre 
Aufgabe noch gewissenhafter als ihre 
Vorgänger, die Anhänger der Chicagoer 
Schule und ihres Meisters Milton Fried­

man. Im Parlament sind der christdemo­
kratische Finanzminister Alejandro 
Foxley und der sozialistische Wirt­
schaftsminister Carlos Ominami, insbe­
sondere der letztere, von den Parteien 
der Rechten wie RN (= Nationale Er­
neuerung) und UDI (= Unabhängige 
Demokratische Union) ausdrücklich ge­
lobt worden, weil diese Minister die 
Wirtschaftspolitik Pinochets nach neoli­
beralem Schema klarer und konsequen­
ter betreiben als ihre früheren Ressort­
kollegen. Die Auswirkungen dieser Po­
litik auf die breiten Massen sind allge­
mein bekannt. Es mag an die 5 1/2 Mil­
lionen Menschen in Chile erinnert wer­
den (bei einer Gesamtbevölkerung von 
ca. 12 Mio.), die unterhalb der Armuts­
grenze leben. Für etwa 2 Mio. von ihnen 
ist nicht einmal das Existenzminimum 
gesichert.

Frage: Welchen Zweck verfolgt der so­
genannte „Rettig‘‘-Bericht ?

Antwort: Das war der Versuch der Re­
gierung, das Problem der Aufklärung 
der Verletzungen der Menschenrechte 
aufzugreifen und sich gleichzeitig des­
selben zu entledigen. Ansatzweise wur­
de ein Scheibchen Wahrheit ans Licht 
gefördert, und man ließ ein Häppchen 
Gerechtigkeit walten, um dann sogleich 
zur Versöhnung zu schreiten, zur Ver­
siegelung der durch die Verbrechen der 
Diktatur in die Gesellschaft geschlage­
nen, offenen Wunden. Aber der Rettig- 
Bericht ist von der Aylwin-Regierung 
schon längst begraben und vergessen, 
nachdem er von den Streitkräften nach­
drücklich und eindeutig zurückgewiesen 
worden war. Sehr bald nach seinem Er­
scheinen wurde der ultrarechte Senator 
Jaime Guzman auf bisher ungeklärte 
Weise umgebracht, was dem Heer als 
Vorwand diente, vor der nach wie vor 
andauernden „subversiven Gefahr“ zu 
warnen, die die Streitkräfte 17 Jahre 
lang unter Opfern bekämpft hätten. So 
rechtfertigten sie erneut die in dieser 
Zeit begangenen Grausamkeiten. Einige 
demokratische Kräfte, unter ihnen die 
Vereinigung der Familienangehörigen 
der Verschwundenen Politischen Gefan­
genen, bemühen sich noch darum, den 
Rettig-Bericht, der zwar unvollständig, 
aber doch ansatzweise die unter der Dik­
tatur begangenen Verbrechen benennt, 
in einer breiteren Öffentlichkeit zu dis­
kutieren.

Frage: Welcher Perspektive sehen die­
jenigen politischen Gefangenen entge­
gen, die — von der Diktatur und der jet­
zigen Zivilregierung — beschuldigt wer­
den, „Bluttaten“ begangen zu haben? 
Wieviele „neue“ politische Gefangene 
gibt es ?

Antwort: Die Streitkräfte setzen die 
Aylwin-Regierung dahingehend unter 
Druck, daß kein einziger politischer Ge­
fangener freigelassen wird, der der Teil­
nahme an bewaffneten Aktionen mit To­

desfolge für Angehörige der Streitkräfte 
und Sicherheitskräfte unter der Diktatur 
angeklagt wurde. Aus Anlaß der Ermor­
dung von Guzman hat Aylwin bekräf­
tigt, daß er keinen der besagten Gefan­
genen begnadigen wird; ebensowenig 
die gefangenen Aktivisten derjenigen 
Organisationen, die nach wie vor an der 
Gültigkeit des bewaffneten Kampfes 
festhalten, d.h. die FPMR — die Patrio­
tische Front Manuel Rodriguez, die 
MJL Lautaro und der MIR — Militäri­
sche Kommission. Die Mehrheit der po­
litischen Gefangenen gehören den ge­
nannten Organisationen an, deswegen 
besteht keine Hoffnung, daß die Regie­
rung sie freiläßt, wie viele noch vor 
einem Jahr glaubten. Ein zäher Kampf 
wird nötig sein, um die Freiheit der 220 
politischen Gefangenen zu erreichen, 
die heute in chilenischen Gefängnissen 
inhaftiert sind. In der schlechtesten Lage 
befinden sich die 45 Frauen und Män­
ner, die unter der jetzigen Regierung 
verhaftet worden sind. Niemand erkennt 
sie als politische Gefangenen an, weder 
die Kirche, noch die Menschenrechts­
organisationen, geschweige denn die 
Regierung. Sie sind in der Penitenciaria 
(Zuchthaus) von Santiago zusammen 
mit sozialen Gefangenen inhaftiert, ih­
nen wird nicht einmal das gemeinschaft­
liche Besuchsrecht gewährt wie den „al­
ten“ politischen Gefangenen im öffent­
lichen Gefängnis von Santiago und in 
anderen Haftanstalten. Für ihre Belange 
setzen sich ausschließlich die Angehöri­
gen und das Komitee zur Verteidigung 
der Rechte des Volkes (CODEPU) ein; 
eine breitere öffentliche Mobilisierung 
zur Situation der politischen Gefange­
nen gibt es nicht mehr.

Frage: In welcher Situation befindet sich 
die chilenische Linke (die parlamentari­
sche wie auch die außerparlamentari­
sche) ?

Antwort: Sie ist außerordenlich zer­
splittert, gespalten und hat die politische 
Fähigkeit verloren, die Bedürfnisse und 
Forderungen des Volkes zu artikulieren 
und die Massen dafür zu mobilisieren. 
Es gibt 28 linke Gruppierungen und Or­
ganisationen. Einige Parteien haben sich 
mehrfach gespalten. Die jetzige Situa­
tion ist das Resultat einer komplexen 
Vielfalt von Bedingungsfaktoren; einer 
von ihnen ist die Krise des sogenannten 
„realen Sozialismus“ in Osteuropa. Die 
Hauptursachen liegen jedoch in den 
zahlreichen Irrtümern und der fehlerhaf­
ten Vermittlung/Verbindung zwischen 
der Untergrundarbeit und dem Wider­
stand gegen die Diktatur einerseits und 
den neuen politischen und gesellschaftli­
chen Bedingungen andererseits, die 
neue Kampftaktiken und veränderte Or­
ganisationsformen erfordern.

Frage: Gibt es im linken Lager Versu­
che, eine Machtalternative zu den beste­
henden Herrschaftsverhältnissen zu ent­
wickeln ?

Antwort: Ja. es gibt Anstrengungen in 
dieser Richtung, z.B. das „Komitee für 
die Einheit der Linken“ (CUI) wurde am
3. November vergangenen Jahres ge­
gründet. Zum damaligen Zeitpunkt wur­
de ein Papier mit dem Titel ..Aufruf an 
das Volk von Chile“ veröffentlicht, un­
terschrieben von führenden Mitgliedern 
der Kommunistischen Partei, der Christ­
lichen Linken, der Sozialistischen Partei 
..Salvador Allende“, der Sozialistischen 
Volkspartei, Teilen der Bewegung der 
Revolutionären Linken — MIR und von 
anderen sozialen Organisationen. Der 
ehemalige Wirtschaftsminister der Uni- 
dad Populär, Pedro Vuskovich Bravo, 
tritt als Koordinator dieses Komitees 
auf. Das CUI versucht, der Tendenz zu 
weiterer Spaltung und Zersplitterung 
der Linken entgegenzuwirken, indem es 
zur Sammlung auf der Grundlage eines 
gemeinsamen Programms aufruft, das 
sich als alternativ zum herrschenden 
Wirtschaftsmodell und zur von der Dik­
tatur geprägten Institutionalität begreift. 
Das CUI arbeitet jedoch ungeheuer 
langsam, weil unter anderem bei einigen 
Parteien wie der KP noch Zweifel beste­
hen und gezögert wird im Hinblick auf 
die im Juni 1992 anstehenden Kommu­
nalwahlen. Die KP hat sich bisher noch 
nicht entschieden, ob sie einen Bündnis­
block mit der außerparlamentarischen 
Linken bildet und sich von der Regie­
rungskoalition „Concertation por la 
Democracia“ abwendet oder ob sie mit 
diesem Parteienbündnis — das die KP 
seinerseits jedoch ablehnt — ein Bünd­
nisabkommen zu treffen versucht. Ähn­
liche Überlegungen stellt der sogenannte 
„MIR politico“ an, der nach seiner Ab­
spaltung vom MIR vor drei Jahren eine 
politische Wende vollzogen hat. den 
bewaffneten Kampf ablehnt und sich 
ganz der parlamentarischen Arbeit im 
derzeitigen institutionellen Rahmen 
widmet. Eine andere Strömung orien­
tiert sich in diesem Bemühen um einen 
stärkeren Zusammenschluß der Linken 
eher auf die Bildung einer politischen 
und sozialen Bewegung hin. die die radi­
kaleren Teile der Linken umfaßt.

Frage: Es gibt einige Gruppierungen, 
die den bewaffneten Kampf — auch ge­
gen diese Regierung — weiterführen. 
Was für Aktionen machen sie und wel­
chen Widerhall finden sie damit im Lan­
de ?

Antwort: Ja, es gibt drei Organisatio­
nen. die den bewaffneten Kampf befür­
worten und führen. Das sind die FPMR. 
die MJ Lautaro und der MIR — Militä­
rische Kommission. Die beiden erstge­
nannten sind die aktiveren. Die FPMR 
hat gerade eine Umfrage und Diskussion 
an ihrer Basis durchgeführt und ist zu 
dem Ergebnis gelangt, daß gegenwärtig 
die politische, soziale und die ideologi­
sche Auseinandersetzung in den Vorder­
grund tritt und die bewaffneten Aktionen 
die sozialen Kämpfe und Forderungen 
unterstützen müssen. Der MIR — Mili­

tärische Kommission vertritt eine ähnli­
che Position. Die MJ Lautaro dagegen 
ist für uneingeschränkte Fortsetzung des 
bewaffneten Kampfes und teilt nicht die 
Einschätzung, daß die Bedingungen und 
Umstände sich wesentlich geändert hät­
ten.

Die Reaktion der Gesellschaft auf die 
sporadischen bewaffneten Aktionen ist 
im allgemeinen so. daß diese Formen 
des Kampfes gegenwärtig nicht befür­
wortet werden. Dem politischen und so­
zialen Kampf wird derzeit der Vorrang 
gegeben.

Frage: Welche Auswirkungen haben die 
in Osteuropa stattgefundenen Ereignisse 
und Prozesse auf die chilenische und la­
teinamerikanische Linke (gehabt) ?

Antwort: Sie haben in der Krise, in der 
die lateinamerikanischen kommunisti­
schen Parteien — so auch die chilenische 
KP — stecken, eine wichtige Rolle ge­
spielt und wirken sich auch auf das Be­
finden der Aktivisten und Mitglieder an­
derer linker Organisationen aus. Ich 
meine aber, daß im Fall Chile die Krise 
der sogenannten realsozialistischen Län­
der kein ausschlaggebender Faktor ist. 
Diese Krise wird letztendlich positive 
Konsequenzen für die lateinamerikani­
sche revolutionäre Bewegung haben. Sie 
zwingt uns. unser eigenes revolutionä­
res Projekt auszuarbeiten, das gewiß vor 
allem einen lateinamerikanistischen und 
„3. Welt “-Charakter haben wird.

Frage: Inwieweit hat die Perestroika 
Einfluß genommen auf die chilenische 
KP?

Antwort: Mir scheint, insofern, als sie 
hauptsächlich interne Differenzen zuge­
spitzt und verdeutlich hat. was zum Aus­
scheiden zahlreicher Mitglieder gefuhn 
hat. Einige von ihnen sind der an der Re­
gierungskoalition beteiligten Sozialisti­
schen Partei beigetreten und verteidigen 
dementsprechend heute das neoliberate 
Wirtschaftsmodcll. Andere haben skh 
in einer neugebildeten Organisation zu­
sammengefunden. Die Perestroika hx 
allerdings die Intellektuellen innerhalb 
der KP beeinflußt, sehr viel weniger de­
ren Basis in der Arbeiterschaft und im 
Volk. Das gilt auch für andere Parteien 
der chilenischen Linken.

Frage: Man spricht von einem ..Demo- 
kratisierungsprozeß“ in Lateinamerika 
und meint damit das offizielle Ende wh 
diktatorischen Regimen wie zB m Chi­
le, Paraguay. Brasilien usw. Wie ist Ihn 
Meinung zu dieser Frage

Antwort: Obwohl in dieser Behauptung 
ein Körnchen Wahrheit steckt, beson­
ders was die formalen .Aspekte der „de­
mokratischen Regierungen“ angeht, so 
sind dennoch die besagten ..Demokrati­
sierung sprozessc“ eher fiktiv. Sie Müt­
zen sich auf eine undemokratische Ord­
nung in politischer, wirtschaftlicher und
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Hinsicht. Deswegen stehl der 
für eine tatsächliche Demokratie 

_ nerstmden als eine Regierungsform, 
,jr die Gerechtigkeit und umfassende 
Beteiligung des Volkes an den Entschei- 
.nesprozessen auf allen Ebenen ge- 
MÄridstet, beginnend mit der souverä­
ne* Entscheidung des Volkes über seine 
'L'tnutionelle Ordnung — immer noch 

auf der Tagesordnung Der Kampf um 
Demokratie. Gerechtigkeit und Freiheit 
i« eine uns alle angehende Aufgabe in 
Ländern wie Chile, in denen sich der 
Übergang von den alten Militärdiktatu­
ren zu neuen Zivilregierungen vollzieht, 
die aber immer noch dieselben Interes­
sen sertreten

Frage: Wisfür eine Bedeutung hat Cuba 
für die chilenische und lateinamerikani­
sche Linke ?

Antwort: Die Bedeutung und der Ein­
fluß der cubanischen Revolution auf die 
lateinamerikanische Linke haben — ge­
messen an ihrem Grad in den 60er und 
70er Jahren — beträchtlich abgenom­
men. Das hat selbstverständlich mit dem 
Niedergang des sogenannten Sozialis­
mus in Osteuropa zu tun. Dennoch ist 
die cubanische Revolution auch heute 
noch für breite Bevölkerungsschichten 
in Lateinamerika eine Hoffnung und ein 
Orientierungspunkt, hat eine tatsächli­
che Bedeutung, die zur Kenntnis genom­
men und besser verarbeitet werden müß­
te. ich glaube, viele Menschen in Latein­
amerika machen sich große Sorgen hin­
sichtlich einer möglichen Krise in Cuba. 
Sie wissen, daß der Imperialismus der 
cubanischen Wirtschaft allmählich die 
Schlinge um den Hais zuzieht und daß 
Cuba nach dem Zusammenbruch des eu­
ropäischen Realsoziaiismus mehr denn

je isoliert und in die Enge getrieben 
wird. Aktive Solidarität mit Cuba zu 
üben, ist eine weitere, in letzter Zeit 
ziemlich vernachlässigte Aufgabe in La­
teinamerika. In Chile z.B. ist ein Jahr 
vergangen, ohne daß die Aylwin-Regie- 
rung die diplomatischen Beziehungen zu 
Cuba wiederhergestellt hätte. Dahinter 
steckt natürlich die Tatsache, daß die 
USA diesbezüglich Druck ausüben, was 
eine Schande für die chilenische Zivil­
regierung und eine Herausforderung für 
die chilenische Linke ist.

Frage: Hat der bewaffnete Kampf, wie 
er 1956-59 in Cuba und später u.a. von 
den Sandinisten in Nicaragua geführt 
worden ist, nicht seine Gültigkeit in La­
teinamerika ?

Antwort: Der bewaffnete Kampf wird 
insofern weiterhin eine Gültigkeit ha­
ben, als der Befreiungskampf auf unse­
rem Kontinent unausweichlich die Kon­
frontation mit dem Imperialismus und 
seinen lokalen militärischen, polizeili­
chen, wirtschaftlichen und politischen 
Statthaltern impliziert. Die andere Frage 
ist, zu welchem Zeitpunkt und wie der 
bewaffnete Kampf angewendet wird. Es 
erscheint zweifelhaft, ob er unter den 
gleichen Bedingungen geführt werden 
kann/wird, wie es die „Bewegung 26. 
Juli“ in Cuba und die Sandinistische Be- 
freiungsfront in Nicaragua getan haben.

Aber in einer fortgeschrittenen Etappe 
des Kampfes um die Befreiung Latein­
amerikas müssen bewaffnete Formen 
der Auseinandersetzung angewendet 
werden; da gibt es gar keinen Zweifel.

Frage: In Cuba ist vor einigen Jahren 
ein Prozeß der „rectification“ (= Be- 

i richligung von Fehlem) eingeleitet wor­

den. Zum Teil basiert er auf den Gedan­
ken und der Praxis des Che Guevara. 
Welche Perspektiven hat Ihrer Ansicht 
nach der Prozeß der „rectification“ in 
Cuba, und übt er Einfluß aus auf das po­
litische Selbstverständnis und die Hand­
lungsweise der Linken in Lateinameri­
ka?

Antwort: Selbstverständlich hat der 
Prozeß der „rectification“ Auswirkun­
gen, und zwar erhebliche. Für uns ist die 
Art und Weise, in der Cuba versucht, 
Fehler und Schwächen des Sozialismus 
zu überwinden, von größter Bedeutung. 
Die lateinamerikanische Linke befindet 
sich — wenn auch in nicht sehr organi­
sierter Form — in einem notwendigen 
Reflexionsprozeß, um eine, sagen wir 
mal, eigene „revolutionäre Theorie“ zu 
entwickeln, die dem aktuellen Kräfte­
verhältnis Rechnung trägt und den 
lateinamerikanischen Standpunkt bzw. 
den der „3. Welt“ reflektiert.

Der Prozeß der „Berichtigung von 
Fehlem“ in Cuba und die zu erwarten­
den Resolutionen des augenblicklich 
verschobenen 4. Kongresses der KP 
Cubas sind wichtige Beiträge bei der Su­
che nach einer neuen volksdemokrati­
schen und revolutionären Alternative 
auf unserem Kontinent. Cuba ist, um es 
so auszudrücken, „unsere“ Revolution, 
die lateinamerikanische Revolution 
selbst. Cubas Erfahrungen und Lehren 
aus Irrtümern sind für uns in Latein­
amerika von fundamentalem Interesse.

Frage: Eine der Haupteinnahmequellen 
Cubas ist gegenwärtig der Tourismus. 
Welche Konsequenzen hat er Ihrer Mei­
nung nach ?

Antwort: Nach Ansicht mancher Leute
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birgt die Weiterentwicklung des Touris­
mus in Cuba Gefahren für Cuba in sich. 
Ich teile diese Ansicht nicht. Die cubani­
sche Revolution ist stark genug, um 
einen großen Touristenstrom aufneh­
men zu können, ohne daß die „Rein­
heit“ der Revolution Schaden erleidet. 
Ebensowenig sehe ich eine Gefahr in der 
Tatsache, daß Cubanerlnnen ermöglicht 
würde, als Touristen Reisen ins Ausland 
zu unternehmen.

Die cubanische Revolution wird jeden 
ernsthaften, tiefergehenden Vergleich 
mit jeder beliebigen Regierung aushal­
ten und als Gewinnerin daraus hervor­
gehen. Aber die cubanischen Bürgerin­
nen müssen dazu die Gelegenheit erhal­
ten, diese Realität mit ihren eigenen 
Augen zu betrachten.
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Dokument: PDS/LL im Bundestag zu Bundeswehreinsatz im Ausland
Deutsche Soldaten an die Front? — 
Nein! Gegen jegliche Grundgesetz­
änderung zur Erweiterung des militä­
rischen Handlungsspielraums!

(Erklärung der Abgeordnetengruppe 
PDS Linke Liste im Bundestag vom 
31.5.1991)

Kurz nach dem Bremer Parteitag der 
SPD hat die PDS/LL im Bundestag eine 
Erklärung veröffentlicht, in der sie ihre 
prinzipielle Ablehnung jeglichen Bun­
deswehreinsatzes im Ausland festhält. 
Im folgenden veröffentlichen wir das 
Dokument im Wortlaut. — (rül)

„Die PDS/LL lehnt jegliche Erweite­
rung des militärischen Handlungsspiel­
raums der BRD ab. Weder die Beteili- 
‘^ung der Bundeswehr an sog. Biauhelin- 
Missionen und anderen Einsätzen der 
UNO noch viel weniger die Beteiligung 
an multinationalen bzw. europäischen 
Eingreiftruppen dienen einer friedliche­
ren Entwicklung, sondern ausschließ­
lich einer weiteren Militarisierung der 
Außenpolitik.

Die Gruppe PDS/Linke Liste im Bun­
destag fordert vielmehr ein Verbot des 
Einsatzes deutscher Soldaten außerhalb 
des deutschen Territoriums.

Allenthalben ist die Rede von der neuen 
Atitpolilischen Verantwortung der Bun­
desrepublik. Nach der Wiedererlangung 
der vollen Souveränität durch den An- 
chloß der DDR und den 2 + 4-Vertrag
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ist ausgerechnet die erhebliche Auswei­
tung des militärischen Handlungsspiel­
raums der BRD zentrales Objekt der Be­
gierde. Tatsächlich wird eine neue Ära 
deutscher Großmachtpolitik eingeleitet. 
Die wirtschaftliche und politische Vor­
machtstellung der BRD in Europa soll 
nun demnach durch militärische Mög­
lichkeiten unterfüttert werden.

Der Bundesregierung geht es um zwei­
erlei: Die weltweite Einsatzmöglichkeit 
der Bundeswehr unter UNO-Ägide wie 
auch die Beteiligung der Bundeswehr im 
europäischen Rahmen an multinationa­
len Eingreiftruppen — und zwar hier ab­
gekoppelt von den USA mit der Mög­
lichkeit ihres weltweiten Einsatzes.

Die SPD hat sich auf ihrem Bremer Par­
teitag mehrheitlich für die scheinbar sof­
te Variante einer Ausweitung der Bun­
deswehreinsatzmöglichkeiten über 
UNO-Biauhelm-Missionen ausgespro­
chen. Das ist weniger, als maßgebliche 
Politiker der Führungsriege unter dem 
Stichwort „mehr UNO wagen“ — die 
Zustimmung zur Beteiligung an allen 
möglichen, auch kriegerischen UNO- 
Einsätzen — durchzusetzen versuchten, 
aber immer noch mehr als genug, um die 
Tür zu künftiger Beteiligung an kriegeri­
schen Aktionen ein Stück weit aufzusto­
ßen.

Die Gruppe PDS/Linke Liste lehnt die 
deutsche Beteiligung an Blauhelmtrup­
pen ab, weil
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Mit hochmobilen, technologisch perfekt 
ausgerüsteten Spezialeinheiten, teilwei­
se in binationalen, teilweise in multina­
tionalen Truppen sollen deutsche Solda­
ten künftig den Vorwurf, Drückeberger 
zu sein, Lüge strafen und sich an der 
Durchsetzung der „neuen Weltord­
nung“ als deutsche Wüstenstürmer 
beteiligen.

Bereits während des Golfkrieges wurden 
Fakten geschaffen: Bundeswehr an der 
türkisch-irakischen Grenze, Waffenlie­
ferungen in Kriegsgebiete, massive fi­
nanzielle Beteiligung am Golfkrieg und 
nun ein WEU-koordinierter Minen­
suchbooteinsatz.

Die Schließung zahlreicher Truppen­
standorte in der BRD bedeutet eine zwar 
quantitative Verringerung, gleichzeitig 
wird aber an der qualitativen Erhöhung 
einer flexiblen Einsatzfähigkeit gearbei­
tet. Die Reduzierung der Bundeswehr 
auf 370000 Mann geht einher mit einer 
technischen und personellen Umstruktu­
rierung, die künftig prognostizierten 
Konflikten und Kriegen besser gerecht 
werden soll. Das gilt sowohl für einen 
weltweiten Einsatz — unter welchem 
Kommando auch immer — als auch für 
europäische Konflikte insbesondere im 
osteuropäischen Raum. Nicht übersehen 
werden darf, daß die Bundeswehr im 
Falle der Mobilmachung auf ca. 900000 
Mann aufgestockt werden kann.

Die Gruppe PDS/Linke Liste im Bun­
destag wird sich konsequent jeder Er­
weiterung des militärischen Handlungs­
spielraums verweigern, ob dieser Ver­
stoß nun als UNO-Friedensmission oder 
europäische Sicherheitspolitik bezeich­
net wird.

Die Gruppe PDS/Linke Liste im Bun­
destag fordert vielmehr eine verfas­
sungsrechtliche Regelung, die

♦ den Einsatz deutscher Soldaten 
außerhalb des deutschen Territoriums in 
welcher Form auch immer verbietet,

♦ die Verankerung einer strikten Frie­
denspflicht,

* das Verbot jeglichen Rüstungsex­
ports wie auch der Rüstungsproduktion,

* das Verbot von ABC-Waffen.“ 
Quelle: PDS/Linke Liste im Bundestag, 31. 
Mai 1991

* die Prämisse, einer weltpolitischen 
,, Verantwortung ‘ ‘ Deutschlands durch 
Erweiterung des militärischen Hand­
lungsspielraums gerecht werden zu wol­
len, grundsätzlich falsch ist, einem mili­
tärischen Denken entspricht, und sie 
völlig außer Betracht läßt, daß aus der 
Verantwortung Deutschlands für zwei 
verheerende Weltkriege in diesem Jahr­
hundert völlige Zurückhaltung in militä­
rischen Fragen und Pflicht zur Abrü­
stung resultieren und geboten sind,

* die Zulassung von Blauhelmtruppen 
Türöffnerfunktion für weitere militäri­
sche Möglichkeiten der Bundeswehr bie­
tet,

* eine Trennung zwischen friedens­
sichernden und kriegerischen Einsätzen 
in der Vergangenheit und noch mehr in 
der Zukunft kaum oder schwer möglich 
war und sein wird,

* die Bundesrepublik einer der ökono­
misch und politisch mächtigsten Staaten 
der Welt ist, dessen Einfluß in Kriegs­
und Krisengebieten eskalierend statt de­
eskalierend wirkt, deshalb aus gutem 
Grund bislang kleine und neutrale Staa­
ten die Blauhelmtruppen gestellt haben,

* friedenspolitische Verantwortung 
nicht in weiterer Militarisierung, son­
dern nur in radikaler Abrüstung und 
Entmilitarisierung bestehen kann.

Ein Junktim zwischen UNO-Reform 
und Blauhelmeinsätzen, wie es von Tei­
len der SPD und Vera Wollenberger 
vom Bündnis 90/Grüne vorgeschlagen 
wird, übersieht, daß

* eine UNO-Reform in weiter Feme 
ist, da bislang alle Vorschläge vor allem 
von Ländern aus der sog. Dritten Welt 
von den bestimmenden Staaten abge­
lehnt wurden,

* mit diesem Junktim die Stimmung 
zugunsten einer Akzeptanz neuer militä­
rischer Möglichkeiten der Bundeswehr 
gefördert wird, ohne daß die Türöffner- 
funktion für weitere militärpolitische 
Ambitionen berücksichtigt wird.

Deutsche Wüstenstürmer 
in der „Kaserne Europa“

Unter dem Deckmantel der Beteiligung 
an UNO-Einsätzen wird zudem eine 
weitaus gefährlichere Entwicklung in 
die Wege geleitet:
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Nach Erscheinen des Bestsellers 
,,Nicht ohne meine Tochter“ 
von Betty Mahmoudy im Sep­
tember 1988 erschien nun die 
Leidensgeschichte dieser Frau 
auch im Kino. Daraus wurde ein 
spannungsgeladcner US-Thriller 
folgenden Inhalts:

Betty (gespielt von Sally Field) 
ist seit sieben Jahren mit dem ira­
nischen Arzt Moudy (gespielt 
von Alfred Molina) verheiratet. 
Sie haben eine fünfjährige Toch­
ter, Mahtab, und leben in Michi­
gan. Dort arbeitet Moudy in ei­
nem Krankenhaus als Arzt. Er 
muß hier den Spott einiger Kolle­
gen ertragen, die ihn wegen sei­
ner Nationalität nicht akzeptie­
ren. Ihm wird schließlich gekün­
digt und er überredet seine Frau,

Rassismus auch im Kino?
mit ihm und der Tochter zu sei­
nen Verwandten nach Teheran 
zu fliegen. Dabei enthält er ihr 
aber die Information vor, daß 
ihm gekündigt wurde, und läßt 
sie in dem Glauben, es handle 
sich um einen 14-tägigen Urlaub.

Von Anfang an unternimmt 
Betty keinen Versuch, die ihr 
fremde Kultur kennenzulemen; 
sie sieht nur die Straßen Tehe­
rans während der Chomeini- 
Ära. So kommt es zu keiner Ver­
ständigung zwischen seinen Ver­
wandten und Betty. Als er ihr 
dann die Wahrheit sagt, daß er 
im Iran bleiben wolle, wird das 
Leben für sie zur Qual. Weil sie 
wieder in die USA will, sperrt 
ihr Mann sie ein, überwacht sie 
und schickt die Tochter in eine 

Koranschule. Durch Zufall be­
kommt Betty Kontakt zu einer 
Fluchthilfeorganisation. Von da 
ab versuchte sie, jede Gelegen­
heit zur Flucht zu nutzen. Eines 
Tages gelingt sie. Die Flucht 
führt über das kurdische Gebirge 
bis in die Türkei, wo sie glück­
lich ankommen.

Der Film selber ist technisch 
perfekt gemacht, fast schon ste­
ril. Es wird bewußt eine Span­
nung aufgebaut, die sich langsam 
entlädt. Sieht man den Film, hat 
man den Eindruck, daß iranische 
Ehemänner nichts anderes zu tun 
haben, als ihre (z.B. amerikani­
schen) Frauen zu schlagen. Es 
werden grauenhafte Verletzun­
gen gezeigt. Daß aber Männer 
ihre Frauen schlagen, ist doch 

kein Spezifikum des islamischen 
Kulturkreises, dieses Phänomen 
ist uns doch leider allzu geläufig. 
Der Film erzeugt jedoch ein Vor­
urteil gegenüber allen iranischen 
Männern; durch diese unerlaubte 
Pauschalisierung kommt der ge­
samte islamische Kulturkreis in 
Mißkredit. Somit wird die Kluft 
zwischen der westlichen Kultur 
und der islamischen ständig grö­
ßer und eine Völkerverständi­
gung schwerer möglich.

Betty hält anscheinend die 
amerikanische Kultur für die 
höchste und interessiert sich 
demzufolge für die dortige nicht. 
Hochmut ist hier aber nicht ange­
bracht, denn eine fremde Kultur 
ist insgesamt nicht besser oder 
schlechter als die eigene, son­
dern insgesamt eben vollkom­
men verschieden. Man kann 
zwei Kulturen pauschal nicht

miteinander vergleichen, weil es 
kein übergeordnetes Kriterium 
gibt. Es ist zwar richtig, daß spe­
ziell die amerikanische Kultur 
nicht nur aus Hamburgern und 
Cola besteht, aber es muß die 
Frage erlaubt sein, ob westliche 
Wertvorstellungen. die den 
Menschen nicht immer, dafür 
Luxus und Egoismus oft in den 
Mittelpunkt stellen, auf andere 
Kulturkreise übertragen werden 
können. Vergleicht man den 
Film mit dem Buch, so betreibt 
das Buch die Hetze gegen den 
islamischen Kulturkreis in voller 
Schärfe, während im Film doch 
auch auf die Schwierigkeiten von 
Menschen anderer Nationalität 
in den USA kurz eingegangen 
wird. Man kann Bettys Mann am 
Anfang des Films durchaus ver­
stehen, daß er in seine Heimat

möchte, die er lange Jahre »er 
gesehen hat.

Abschließend ist zu sagen 
das Problem der Manneraew 
gegen Frauen gar nicht expit# 
berührt wurde, sondern be^ 
falls in ein Verständigung^», 
blem zwischen zwei verschiebe 
nen Kulturkreisen transfonnier 
wurde. Die Frage der Gewah s 
in allen Kulturkreisen ein Pro­
blem. Die persönliche Ertahnisc 
ist Betty nicht abzusprechen 
aber mußte sie wegen ihres M® 
nes eine ganze Kultur angreifen 
Der Film paßt natürlich gut in die 
jetzige Stimmung in den westh 
chen Ländern, ein Kassenschla­
ger mit dem Etikett „selbst er 
lebt“. — Aber sollte ein Hirn 
nicht einen höheren Anspruch 
haben als nur die Kassen zu fei­
len? — (joe)

Fiktive Psychopathen
Der Titel „Das Schweigen der 
Lämmer“ deutet auf einen hin­
tergründigen Film hin. Hauptfi­
guren des Films sind eine junge 
FBI-Agentin und zwei Psycho­
pathen, die jeweils — gelinde ge­
sagt — sehr eigenwilligen Mord­
praktiken nachgehen. Die Psy­
chopathen unterscheiden sich je­
doch grundlegend, der erste, ein 
Arzt, ist sehr intelligent und 
kann mit seinen Umgangsformen 
auch durchaus höflich sein, wäh­
rend der zweite eher den her­
kömmlichen Vorstellungen eines 
„Irren“ entspricht.

Die FBI-Agentin versucht, 
dem zweiten Täter auf die Spur 
zu kommen, während sie mit 
dem einsitzenden Arzt tiefe 
Gespräche führt. Sie hatte den 
Auftrag, mehr über ihn heraus­
zufinden. Ihm gelingt es aber 
von Anfang an, eher in die FBI- 
Agentin zu dringen, als sie in 
ihn. Trotzdem erhält sie durch 
die Gespräche Stück für Stück 
Hinweise auf den zweiten, wei­
ter mordenden Täter. Am Schluß 
gelingt es ihr sogar, ihn im Al­
leingang zu überwältigen.

Green Card
Green Card — so heißt in den 
USA das Papier, das Einwande­
rern die Tür zur Existenzsiche­
rung öffnet, weil es Aufenthalts­
und Arbeitserlaubnis gewährt. 
Wie in allen reichen Ländern ist 
diese Erlaubnis für Einwanderer 
nur schwer zu bekommen. Eine 
Möglichkeit, die auch bei uns 
praktiziert wird, ist das Einge­
hen einer Scheinehe mit einem 
Partner, der die gewünschte 
Staatsbürgerschaft besitzt. Im 
Film ist er Franzose, (glänzend 
gespielt von Gerard Depardieu), 
sie Amerikanerin, die nur des­
halb einen Trauschein braucht, 
um eine von ihr gewünschte 
Wohnung zu erhalten.

Geschildert wird auch die 
Schnüffelpraxis der Ausländer­
behörde, die bis in die intimsten 
Angelegenheiten kontrolliert, ob 
eine Ehegemeinschaft besteht. 
Da wird die Wohnung inspiziert 
und ein getrenntes Verhör durch-

Homo
Der Film des Regisseurs Volker 
Schlöndorff wurde nach dem 
Roman von Max Frisch gedreht. 
Es ist 1957, die Zeit beginnender 
Technologisierung. Für den er­
folgreichen Schweizer Ingenieur 
Walter Faber, der keine Romane 
liest und nie träumt, ist alles, 
auch menschliches Verhalten 
und gesellschaftliches Leben, 
technisch regulierbar und stati­
stisch meßbar. Er läßt sich durch 
nichts, auch nicht durch einen 
Flugzeugabsturz, dessen Wahr­
scheinlichkeit sich ja berechnen 
läßt, aus der Fassung bringen 
außer durch eine Verkettung von 
Zufällen. An einer solchen schei­
tert er dann. Faber will zunächst 
an „Zufälle im Bereich des 
Wahrscheinlichen“ glauben,

Der Film ist technisch und 
schauspielerisch von hoher Qua­
lität. Eine Schwäche ist aber, daß 
über die beiden Psychopathen zu 
wenig bekannt wird, wie sie dazu 
werden konnten. So ist es unver­
meidlich, daß FBI, Justiz und 
Polizei in positiven Licht er­
scheinen, auch trotz einiger 
zweifelhafter Methoden. Die 
Handlung läuft nur auf den einen 
Weg hinaus: die mordenden Psy­
chopathen müssen isoliert oder 
eliminiert werden. Angesichts 
der fast nicht schilderbaren 
Mordpraktiken in diesem Fall 
unterstützt auch der Zuschauer 
zwangsläufig diese „Lösung“, 
die aber an sich keine ist. Denn 
wer verhindert das Auftauchen 
von neuen Massenmördern?

Die beiden Massenmörder 
werden nur als Einzelproblem, 
nicht als gesellschaftliches Pro­
blem gesehen. Das ist schade, 
wird ansonsten doch durchaus in 
den Abgründen der Seele ge­
wühlt. So reduziert sich der Film 
letztendlich auf eine lediglich 
spannende und etwas inter­
essante Geschichte. — (chl)

geführt, bei dem Einzelheiten 
über den anderen ausfragt wer­
den: Eigenheiten, Schlafge­
wohnheiten, Körpergröße, Kos­
metika . . .

Der Film endet zwar mit seiner 
Abschiebung, aber — wie er­
wartet — mit happy-end. Für 
einen Franzosen, dem das bür­
gerliche Milieu offensichtlich 
vertraut ist, und der genügend 
Geld für eine spätere Rückreise 
mit Touristenvisa zu haben 
scheint, sind das auch keine 
Probleme. So ist es denn ein an­
genehmer, schöner und witziger 
Film, der mit der Wirklichkeit 
nur so viel zu tun hat, wie er auf 
die Problematik hinweist. Wür­
de er die tatsächlichen Probleme, 
die auftauchen können, wenn 
eine Scheinehe eingegangen 
wird, schildern, wäre er gewiß 
nicht von der leichten angeneh­
men Art, die ihn zum Kassen­
schlager gemacht hat. — (ccs)

Faber
wenn die Statistik nicht weiter­
hilft, bleibt ihm nur die Religion, 
und er beginnt über „Fügung“ 
nachzudenken.

Zufällig erfahrt er von seinem 
20 Jahre nicht gesehenen Freund 
Joachim, besucht ihn und wird 
mit dessen Selbstmord konfron­
tiert. Dann begegnet er seiner 
Tochter, hat eine Liebesbezie­
hung mit ihr, lernt während einer 
gemeinsamen Reise auch, sich 
für Geschichte und Kultur zu in­
teressieren. Oft erinnert er sich 
während der Reise an seine 1936 
gescheiterte Beziehung zu der 
Jüdin Hanna, die damals 
schwanger war, während Faber 
einen Staudamm bauen wollte 
und die dann Joachim heiratete. 
Kurz nachdem ihm klarwird, daß

Notlandung von Walter Faber

Sabeth seine und Hannas Tochter 
ist, stirbt das Mädchen nach ei­
nem Schlangenbiß. Die Statistik, 
daß Schlangenbisse nur zu weni­
gen Prozenten tödlich sind, nützt 
ihm nichts; Todesursache ist 
nicht das Gift, sondern ein Sturz 
infolge des Schlangenbisses.

Faber steht der wissenschaft­
lich-technischen Entwicklung.

Kanada: „Unter Fremden“
Sie wollte keinen Film über „alte 
Leute“ machen, sondern „über 
Menschen, die alt sind“, sagt die 
kanadische Regisseurin Cynthia 
Scott über ihren Film „Unter 
Fremden“. Sie suchte ihre Dar­
stellerinnen, sieben alte Frauen, 
in Altersheimen. Gestützt auf 
ihre Erinnerungen, ihre Erfah­
rungen und Wünsche und ihr 
Nachdenken über ihr Leben, hat 
sie sie in eine ungewöhnliche fil­
mische Umgebung versetzt. Bei 
einem Ausflug bleibt der Bus 
mitten in der Wildnis stecken. 
Die alten Frauen und ihre junge 
schwarze Fahrerin finden ein 
leerstehendes Haus und begeben 
sich an die Arbeit, ihr Überleben 
zu sichern. Dabei erweisen sie 
sich als sehr erfindungsreich und 
tüchtig. Sie bauen Angelzeug 
und Reusen, fangen Frösche und 
Fische und sammeln Gras für 
Betten. Um Hilfe herbeizuholen, 
geben sie sogar Rauchzeichen 

Rauchzeichen

an der er teilhat, einerseits und 
grundlegenden Problemen ge­
sellschaftlichen Lebens anderer­
seits hilflos gegenüber. Er 
wünscht sich schließlich „nie 
gewesen zu sein“. Insgesamt 
eine gelungene Literaturverfil­
mung; ein Besuch lohnt sich 
auch dann, wenn man den Ro­
man gelesen hat. — (evc) 

unter Anleitung von Alice, einer 
Mohawk-Indianerin. Eine von 
ihnen, eine Nonne, versucht, den 
Bus zu reparieren. Als das miß­
lingt, macht sie sich zu Fuß auf. 
um Hilfe zu holen.

Bei ihrer Arbeit und in ihren 
Pausen befragen sich die Frauen 
gegenseitig über ihr Leben. Nur 
selten erscheinen die Darlegun­
gen über ihre Erfahrungen, ihre 
Ansichten und ihre jetzigen Er­
wartungen als geplante Inter­
views. Ihre menschlichen Emp­
findungen haben immer Vor­
rang. Die Regisseurin vermeidet 
alle sentimentalen Naturerleb­
nisse, indem sie die Frauen über 
die Tiere, die sie hören und se­
hen, sprechen läßt, aber diese nie 
deutlich vor die Kamera bringt. 
Die Frauen gehören unterschied­
lichen gesellschaftlichen Schich­
ten an. Das wird sichtbar, ist 
aber nicht Thema des Films. 
— (anl)

Informationen über Zenzl Mühsam
Zu dem Artikel „Das Schicksal der Zenzl Mühsam1' (Politische Be 
richte 12/91, S. 12, haben wir die Zuschrift eines Genossen der 
Redaktion der Zeitschrift „Schwarzer Faden" erhalten, durch die 
einige der offen gebliebenen Fragen beantwortet werden, Hfr 
drucken den Brief daher hier ab. — (anl)

Kreszentia Eifinger
In dem begrüßenswerten Artikel aus den Politischen Berichten Nr. 
12/1991 über Zenzl Mühsam blieben einige Fragen offen, und es 
wurden zum Teil fehlerhafte Informationen weitergegeben. Es ist 
durchaus nicht so, daß Zenzl (quasi typisch für ein Frauenschicksail 
in der anarchistischen Bewegung heute in Vergessenheit geraten ist 
So wurde ihre Broschüre „Der Leidensweg von Erich Mühsam' 
schon in den 50er Jahren durch die Überlebenden der anarchosyndi- 
kalistischen Freien Arbeiter Union (FAUD), die sich unter dem Na­
men Föderation Freiheitlicher Sozialisten (FFS) neu organisiert hal­
ten, wiederveröffentlicht. (Verlag Die Freie Gesellschaft, Darm­
stadt). Mit der neuen Rezeption des Anarchismus nach 1968 wurde 
auch diese Broschüre neu entdeckt, erweitert und unter dem Namen 
„Der Leidensweg von Erich und Zenzl Mühsam“ neu veröffentlicht 
(Anarchia Verlag, Wetzlar).

Auch der Jugendname Zenzls ist geläufig. Sie hieß vor ihrer Henn 
mit Erich Mühsam am 15. September 1915 Kreszentia El finger und 
wurde am 28.7. 1884 in Haslach. B. A. Rottenburg, geboren. Ais Be­
ruf lernte sie Näherin. Von 1909 bis 1914 war sie mit dem Kunstma­
ler Ludwig Engler befreundet, ebenfalls ein Bekannter Mühsams aus 
der Schwabinger Boheme. Als sie Mühsam heiratete, konnte sie ihren 
dreizehnjährigen Sohn Siegfried El finger, der bei den Großeltern ge­
lebt hatte und dessen Vater ihr Geheimnis blieb, zu sich nehmen.

Zu der Amnestie von 1924, mit der Erich Mühsam frei kam, sollte 
nicht vergessen werden, daß es sich um eine Lex Hitler handelte. Um 
die Freilassung Adolf Hitlers zu kaschieren, wurden auch die gefan­
genen Räterepublikaner amnestiert.

Zenzls Aktivitäten in der Roten Hilfe während Mühsams Haftzeit 
und danach führten auch zu Mühsams Vortragsreisen für diese Orga­
nisation und zum Streit mit einigen anarchistischen Genossen, die 
eine Betätigung für die Rote Hilfe ablehnten, solange russische Anar­
chisten bei den Bolschewiki in Gefängnissen oder Lagern saßen. 
Mühsam hat sein Engagement lange verteidigt, weil es ihm um alle 
revolutionären Gefangenen ging und nicht um die Organisation. 
Auch versuchte er (erfolglos), in Gesprächen mit Lunatscharski in 
Berlin die Freilassung der russischen Anarchisten zu erreichen. Ais 
die Rote Hilfe mehr und mehr ihren überparteilichen Charakter auf­
gab und Wahlaufrufe für die KPD verfaßte, sah sich Mühsam ge­
zwungen, von der Organisation abzurücken. Wenn Zenzl. die sich 
weiterhin engagierte, sich 1934 enttäuscht über die Mehrheit der an­
archistischen Freunde äußerte, so mag diese Vorgeschichte eine nicht 
unwichtige Rolle gespielt haben. Für manchen puristischen Anar­
chisten war Zenzl gerade nicht das weibliche Anhängsel Mühsams. 
sondern dafür verantwortlich, daß er sich nicht ausschließlich für die 
anarchistische Bewegung einsetzte, sondern — ohne Verleugnurg 
seiner Identität als Anarchist — auch mit Kommunisten zusammenir 
beitete, ob im Schutzverband Deutscher Schriftsteller (SDS), in der 
Roten Hilfe, ob an der Piscator-Bühne oder als Redner bei politischer 
Versammlungen.

Dennoch ist der Eindruck, daß Zenzl nach Mühsams Ermordung 
seitens der anarchistischen Bewegung völlig im Stich gelassen wor 
den wäre, wie er in dem Artikel erweckt wurde, nicht ganz zutref­
fend. Zenzl wurde nach 1933 mit Geldbeträgen wn der illegalen 
FAUD unterstützt und erhielt die erwähnte Unterstützung durch 
Emma Goidmann und Rudolf Rocker. Diese „Doppelunterstüt 
zung“, so wenig es auch gewesen sein mag, erregte unter den extre­
men Bedingungen von 1934 sogar den Neid anderer (international 
unbekannter) geflohener FAUD-Aktivisten. die ohne Arbeitserlaub­
nis in Holland oder Paris lebten und von der knappen Unterstützung 
der dortigen anarchosyndikalistischen Organisationen abhängig wa­
ren.

Als letzte Korrektur oder offene Frage soll es noch um den Nachlaß 
gehen (die Rechte im deutschsprachigen Bereich liegen momencv 
übrigens bei der Erich-Mühsam-Gesellschaft in Lübeck), den Alfred 
Kantorowicz als Mikrofilm nach Berlin geholt hat. Im Artikel sieht 
daß dort „u.a. die vollständigen Tagebücher " Mühsams enthafte« 
seien. Nun bestünde die Möglichkeit, daß EuerE Autorin den Nach­
laß zu einem sehr frühen Zeitpunkt gesehen hätte, dann wurde es sehr 
spannend. Denn lange Jahre war der Nachlaß für westliche Historiker 
unzugänglich. Heute können wir feststellen, daß gut em Viertel der 
Tagebuchblätter fehlt! Da die Blätter von Mühsam durchnumenert 
worden waren, kann sogar genau gesagt werden, welche fehlen.

Es stellen sich spannende Fragen. Wer ließ hier frühzeitig ,se®t 
Aktennotizen“ verschwinden . . (Auslassung durch die Red.. ®1). 
und ist dies — was wahrscheinlicher ist — schon vor der Mikroverfil­
mung am Original in Moskau vorgenommen worden oder erst spä­
ter9 Zuletzt: Gibt es heute eine Chance, den Nachlaß wm Maxine 
Gorki-Institut zurückzubekommen, das ihn unter so fragwünhp® 
Bedingungen erworben hat. wie dies richtig im Artikel dargaaett 
wurde? — (W.H., Redaktion Schwarzer Faden)
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„Deutschland wieder handlungsfähig machen“
ischen Wehrkunde“ (seit 1. 1. 1991 
„Europäische Sicherheit“!) vom Okto­
ber 1990 in einem Artikel von General 
Gerd Schmückte; so auch im Europa- 
Archiv (Folge 24, S. 727 ff) in einem 
Artikel des früheren Mitglieds des Poli­
tischen Planungsstabes des State Depart­
ment der USA, E S. Wyle, der es als ei­
ne „Tatsache“ bezeichnet, „daß die 
Vereinigten Staaten neben der von ande­
ren Mittelmächten gewährten Unterstüt­
zung auch den Beistand der größten Mit­
telmächte, Japans und Deutschlands, 
brauchen ... Mit dem Trittbrettfahren 
ist es so gut wie vorbei“.

Wyle geht auch ausdrücklich auf das 
neue Verhältnis zwischen „Legalität 
und Realität“ ein, nennt die „verfäs- 
sungsbedingten Hindernisse“ (obwohl 
so von ihm selbst bezeichnet) „vorge­
schoben“ und hebt lobend hervor, wie in 
der japanischen Verfassung das Verbot 
der Unterhaltung von Streitkräften „in 
den 50er Jahren . . . neu interpretiert“ 
wurde mit der Folge, daß die japani­
schen Streitkräfte heute mit dem „wahr­
scheinlich drittgrößten Verteidigungs­
haushalt der Welt“ finanziert werden. 
So bestreitet er auch für Deutschland 
nicht verfassungsrechtliche Begrenzun­
gen für den Streitkräfteeinsatz in der 
oben beschriebenen Art, zieht daraus je­
doch folgenden Schluß: „Alle derarti­
genjuristischen Probleme können gelöst 
oder interpretiert oder durch Gesetzes­
änderung aus der Welt geschafft werden. 
Es geht um eine politische Frage . . .“

Solche Gedanken finden sich zuneh­
mend auch in den Massenmedien. Die 
FAZ und andere Zeitungen, überdies 
zahlreiche Kommentatoren in Rundfunk 
und Fernsehen nennen die juristischen 
Hindernisse bereits „Spitzfindigkeiten“ 
und zeigen dabei mit erstaunlicher Klar­
heit, welch radikalen Umschwung im 
Verhältnis zu „Rechtspositionen“ die 
Bundesregierung seit dem Anschluß der 
neuen Bundesländer einnimmt; bis 1990 
galten die insbesondere deutschlandpoli­
tisch aufgebauten Rechtspositionen auch 
dann als unumstößliche Grundlage der 
Politik, wenn sie völkerrechtlich auf 
dünnste Weise gestrickt und internatio­
nal überhaupt nicht anerkannt waren.

Immer unverblümter wird in der BRD 
auch die Begründung für die Notwen­
digkeit weltweit möglicher militärischer 
Maßnahmen genannt: Ein Staat mit so 
weltweitem ökonomischen Engage­
ment, so weltweit gestreuten Investio­
nen und massiven Handels- und anderen 
wirtschaftlichen Engagements muß für 
den Schutz dieser weltweiten Verflech­
tungen sorgen — es geht also um Interes­
sen, um die notfalls militärische Vertei­
digung von Interessen.

Immerhin hat diese Diskussion ge­
klärt, was der ..Verteidigung“ bedarf, 
was ein „Verteidigungs“-Auftrag ist 
und was ein „Verteidigungs“-Ministe- 
rium.

II.

Umso wichtiger mag es sein, einige 
rechtliche Festlegungen zu klären. Für 
die Frage des Einsatzes deutscher Trup­
pen sind vor altem bedeutsam
— die Charta der Vereinten Nationen
— der NATO-Vertrag
— der Vertrag über die Westeuropäi­
sche Union (WEU)
— das Grundgesetz.

Die UNO-Charta sieht im Kapitel VII 
Maßnahmen im Sinne eines kollektiven 

Mit freundlicher Genehmigung der Re­
daktion der Marxistischen Blätter ver­
öffentlichen wir im folgenden einen Ar­
tikel von Martin Bennhold aus den Mar­
xistischen Blättern 2/91.

I.

Am 4. März, wenige Tage nach der Waf­
fenruhe im Golfkrieg, hat die SPD über 
die Vorlage „In Frieden leben“ debat­
tiert: es ging nicht mehr um das Ob, son­
dern nur noch um den Umfang der Betei­
ligung deutschen Militärs an UN-Aktio- 
nen — entgegen dem noch strikt ableh­
nenden Parteitagsbeschluß von 1988.

Ebenfalls am 4. März ging der Gene­
ralsekretär der CDU, Volker Rühe, 
noch einen Schritt weiter. Zum Schutze 
,,europäischer Interessen“ sollten deut­
sche Militäreinheiten auf keinen Fall nur 
als Blauhelme eingesetzt werden, son­
dern innerhalb einer „reformierten 
UNO“ auch an weitreichenden Einsät­
zen teilnehmen, so für „europäische In­
teressen“ innerhalb einer europäischen 
Organisation.

Nach sechs Wochen Krieg gegen den 
Irak haben Kriege, so soll die Lehre 
sein, einen neuen Charakter bekommen: 
Sie sind wieder führbar geworden, sie 
sind legitimierbar geworden, und sie 
sind wieder einfugbar geworden in die 
Normalität des täglichen politischen Ge­
schäfts. Davon profitiert die politische 
Klasse in der BRD; zum ersten Mal nach 
dem Zweiten Weltkrieg ist die Militär­
macht der BRD gefragt, erwünscht, po­
litisch aufs höchste aufgewertet. Es trifft 
nicht zu. daß die BRD-Politik in den 
letzten Wochen dilettantisch, schwan­
kend und unberechenbar gewesen sei; 
sie war vielmehr zielstrebig auf militäri­
schen Einsatz ausgerichtet, nur diesmal 
noch etwas zurückgehalten durch Rest­
bestände einer Vorsicht gegenüber der 
Weltöffentlichkeit und gegenüber dem 
damals noch laufenden Verfahren der 
Ratifikation der Zwei-Plus-Vier-Verträ­
ge in Moskau. Keineswegs nur mit mil­
hardenschweren finanziellen Unterstüt­
zungen wurden die Alberten von deut­
scher Seite gestärkt, nicht nur durch 
massenhafte Lieferungen von Kriegsma­
terial auch außerhalb bestehender völ­
kerrechtlicher Verpflichtungen — nein, 
die BRD hat deutsche Einheiten in die 
Türkei, in die Nähe der irakischen Gren 
ze verlegt — ohne Rechtsgrundlage, 
nämlich ohne daß dabei ein Fall der 
„Verteidigung“ im Sinne des Grundge­
setzes vorgelegen hätte; zum ersten Mai 
nicht zu Übungs-, sondern zu Kriegs­
zwecken; sie hat gemäß dem Wartime- 
Host-Nation-Support-Abkonimen von 
1982 die USA massiv unterstützt und 
diese Unterstützung unvermindert fort­
gesetzt in den Schlußlagen des Krieges, 
in denen die Militäraktionen der Alliier­
ten ihre rechtliche Deckung durch Si­
cherheitsratsbeschlüsse immer mehr 
verloren hatten — bei weiterer Fortset­
zung des Krieges wäre sie somit voll un­
ter die Aggressionsdefinition der Ent- 
diließung der UN-General Versamm­

lung vom 14. 12. 1974 gefallen, gemäß 
■*ren Art. 3 Buchstabe f.

Gleichzeitig mit der rechtlichen Legi- 
^nienjng des Krieges — und seine Ein- 
ritung entsprach dem formalen UNO- 

Hecht — wurde eine rapide Militarisie- 
der Kommentierung des Rechts 

-ingeleitet. Vorbereitet war dies freilich 
-hon m den vorangegangenen Monaten 
des Jahres 1990. so z.B. in der ..Europä­

Sicherheitssystems (im strengen Sinne) 
vor, d.h. eines Systems von Staaten und 
anderen Völkerrechtssubjekten, das un­
ter anderem bei Friedensbruch eines der 
an dem System teilnehmenden Staaten 
dessen Disziplinierung durch die Ge­
meinschaft selbst ermöglicht. Nur in 
Anlehnung an diese Bestimmungen wur­
de die Resolution vom 29. November 
1990 im Sicherheitsrat beschlossen und 
wurden daraufhin die militärischen 
Maßnahmen ergriffen; die Resolution 
sah nicht die UNO selbst als Träger der 
Militäraktionen vor, sondern nur eine 
„Ermächtigung“ an bestimmte Staaten 
und ein „Ersuchen“ an weitere Staaten.

Vom 10. bis 12. Mai 1991 fand in Bonn 
der 11. Parteitag der DKP statt. Allein 
diese Tatsache ist keine Selbstverständ­
lichkeit, lagen doch noch auf dem 10. 
Parteitag im März 1990 Anträge auf 
Überführung der DKP in die PDS, Auf­
lösung bzw. Umbenennung vor. Eine 
solche Diskussionsrichtung war auf dem
11. Parteitag nicht mehr feststellbar. 
Angesichts der Situation der Linken be­
stand vielmehr Übereinstimmung darin, 
die DKP nicht aufzugeben und „als 
Kommunistinnen und Kommunisten in 
die Zukunft zu gehen“, wie es in einem 
Antrag hieß. 146 Kreiskonferenzen hat­
ten 298 Delegierte nach Bonn geschickt, 
die etwa 9000 zahlende sowie eine 
schwer quantifizierbare Anzahl am Ran­
de der Organisation stehender Mitglie­
der vertraten..

Während andere kommunistische Par­
teien in Europa aufgrund ihrer schwieri­
gen Lage zur Zeit ohne internationale 
Gäste tagen, nahmen am DKP-Parteitag 
Delegationen von 22 kommunistischen 
Parteien sowie eine von der stellvertre­
tenden Vorsitzenden Marlies Deneke 
geleitete Abordnung der PDS teil. Statt 
der früher üblichen Grußworte wurden 
an zwei Abenden Diskussionsforen des 
Parteitages mit den Gästen veranstaltet.

Das Referat der Sprecherinnen, vor­
getragen von Rolf Priemer, analysierte 
zunächst die „reaktionäre Wende in der 
Weltpolitik“ nach dem Zusammenbruch 
des realen Sozialismus, die sich in der 
Offensive zur Schaffung einer „Neuen 
Weltordnung“ ausdrücke, bei der es um 
vollständige Wiederherstellung der 
Macht des Imperialismus in alten Teilen 
der Welt gehe. Gerade der Golfkrieg 
mache deutlich, daß die globalen Men- 
schheitsprobleme „in einem untrennba­
ren Zusammenhang stehen mit einem 
globalen gesellschaftspolitischen Pro­
blem, nämlich dem imperialistischen 
Streben nach weltweiter Beherrschung, 
Unterdrückung und Ausbeutung anderer 
Völker“. Die ökonomische Katastrophe 
in der ehemaligen DDR sei nicht auf das 
Versagen einzelner Personen oder In­
stanzen zurückzuführen, sondern auf 
das Wesen des Kapitalismus, „daß nicht 
die Interessen der Menschen, sondern die 
Interessen einer möglichst profitablen 
Kapitalverwertung, die Interessen des 
Maximalprofits den Ausschlag geben“.

Ansatzpunkte einer sozialistischen 
Gegenstrategie sah Priemer vor altem 
dort, wo sich „reale Widersprüche und 
Konfliktpotentiale zwischen dem Kurs 
der Herrschenden und größeren Teilen 

Für die Frage des Einsatzes deutscher 
Truppen, insbesondere die nach einer 
Verpflichtung der BRD, ist der Unter­
schied zwischen dem Verfahren nach 
Kapitel VII und der Praxis im Golf- 
Krieg von erheblicher Bedeutung.

Aus drei Gründen ist es rechtlich falsch, 
von einer Verpflichtung — wie sie häufig 
behauptet wird — von UNO-Mitglied- 
staaten auszugehen, Truppen z.B. für 
den Golfkrieg zur Verfügung zu stellen:

a) Art. 42 der UNO-Charta sieht vor, 
daß die UNO selbst, über einen Be­
schluß ihres Sicherheitsrats, die militäri­
schen Maßnahmen durchführt — gemäß 
eben den Prinzipien eines kollektiven 

11. Parteitag der DKP
der Bevölkerung tatsächlich entwic­
keln“. Die DKP halte an einem grund­
sätzlich antikapitalistischen, revolutio­
nären Standpunkt fest, spreche sich aber 
gegen Konkurrenzverhalten und Allein- 
vcrtretungsansprüche innerhalb der Lin­
ken aus: „Eine Gegen Strategie kann es 
unserer Meinung nach heute mehr denn 
je nur im Zusammenwirken aller kommu­
nistischen, sozialistischen und anderen 
linken Kräften in Deutschland geben — 
oder es wird sie überhaupt nicht geben.“

Ohne eine gründliche Analyse des 
Scheiterns des realen Sozialismus, so 
Priemer, könne es „nicht gelingen, uns 
eine neue politische Identität als revolu­
tionäre Partei zu erarbeiten und der Idee 
des Sozialismus in unserem Land neue 
Glaubwürdigkeit und Anziehungskraft 
zu geben“. Erklärungen wie „ideologi­
sche Aufweichung“, „imperialistische 
Verschwörung“ oder „politischer Ver­
rat“ greifen laut Priemer zu kurz und 
„würden nur darauf hinauslaufen, daß 
wir den ganzen Umfang und die Tiefe 
der in den sozialistischen Ländern ent­
standenen wirtschaftlichen und politi­
schen Krisenprozesse verdrängen“. Es 
handele sich vielmehr um ein ganzes 
Bündel von Ursachen, die von Unfähig­
keit zur ausreichend raschen Entwick­
lung der Produktivkräfte durch eine von 
Entfremdung des sozialistischen Eigen­
tums geprägte administrative Komman­
dowirtschaft bis zu einer deformierten 
Art und Weise der Beziehungen zwischen 
Partei, Staat und Bevölkerung reichen. 
Über all diese Fragen müsse in der Partei 
weiter umfassend diskutiert werden.

Die Frage der politischen Macht und 
die Eigentumsfrage blieben weiterhin 
„zwei unverzichtbare Eckpfeiler einer 
marxistischen Sozialismus-Konzep­
tion“, doch müsse erkannt werden, daß 
eine auf diese Punkte reduzierte Sicht 
„zugleich auch eine beschränkte und 
verengte Sicht ist“.

Der DKP sei es noch nicht gelungen, 
sich „wirklich zu stabilisieren und ihre 
politische Handlungsfähigkeit wieder­
zugewinnen“. Sie gehe von einem „not­
wendigen Prozeß der Neuformierung 
der kommunistischen, sozialistischen 
und anderer linker Kräfte in Deutsch­
land“ aus und halte dabei eine kommu­
nistische Partei für notwendig, wobei es 
nicht um den Namen, sondern um die 
Inhalte gehe. Erstens sei notwendig die 
Stabilisierung der DKP dort, wo es sie 
gebe, zweitens biete das vorläufige Sta­
tut alten, die in Deutschland leben, die 
Möglichkeit zur Mitgliedschaft, drittens 

Sicherheitssystems. Dem entspricht der 
Einsatz am Golf nicht; die Sicherheits­
rats-Resolution Nr. 678 vom 29. No­
vember 1990 nimmt zwar Bezug auf Ka­
pitel VII der Charta, wendet aber keine 
seiner Bestimmungen direkt an: Es wird 
nicht das Tätigwerden des Sicherheits­
rats gemäß Art. 42 beschlossen, sondern 
nur eine Ermächtigung an „die Mit­
gliedsstaaten, die mit der Regierung 
Kuweits kooperieren“, und ein Ersu­
chen an „alte Staaten“ ausgesprochen, 
die entsprechenden Maßnahmen „zu un­
terstützen“. Aus diesem Beschluß kann 
also keine Verpflichtung hervorgehen.
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gehe es um Überarbeitung und Neube­
stimmung der Programmatik der DKP, 
viertens müsse das Erscheinen der UZ 
gesichert werden, fünftens solle geprüft 
werden, mit wem ein Zusammenwach­
sen möglich sei, und sechstens gehe es 
um „Aktionseinheit und die Intensivie­
rung der Kontakte mit der PDS und an­
deren Linkskräften“.

In der anschließenden allgemeinen 
Diskussion gaben eine Reihe von Dis­
kussionsbeiträgen wertvolle Hinweise 
für weiteres theoretisches Nachdenken, 
so der Beitrag von Yves Dorestal (Ham­
burg) über die Beziehungen zwischen 
Zentrum und Peripherie im imperialisti­
schen Herrschaftssystem oder die Rede 
Leo Mayers (München) über Struktur 
und Bedeutung der modernen Arbeiter­
klasse.

In der Debatte vorherrschend war je­
doch die Auseinandersetzung um Forde­
rungen, auf dem Parteitag organisati­
onspolitische Festschreibungen über 
den Charakter der Partei zu treffen.

Die Ergebnisse
Welche Ergebnisse hatte nun die Dis­
kussion?

Erstens beschloß der Parteitag eine 
„Aufgabenstellung für die Erarbeitung 
eines neuen Parteiprogramms“ (Antrag 
1-01) und gab diesem Antrag den Vor­
rang vor der Behandlung eines Antrages 
1-09, der organisationspolitische Fest­
schreibungen vorsah. Die Delegierten 
lehnten dabei ab, wesentliche Formulie­
rungen dieses Antrages 1-09 in die Prä­
ambel zu übernehmen, formulierten al­
lerdings mit 133 zu 124 Stimmen, daß 
angesichts der Folgen des Anschlusses 
der DDR und des Zusammenbruchs der 
sozialistischen Länder sowie angesichts 
einer drohenden imperialistischen Welt­
ordnung deutlich werde, „wie dringend 
die arbeitenden Menschen in Deutsch­
land eine kommunistische Partei brau­
chen“, was eine Reihe Delegierter als 
für die offene programmatische Diskus­
sion schädliche Vorwegnahme betrach­
teten, da ihrer Meinung nach die im er­
sten Teil des Satzes genannten Sachver­
halte eine Überprüfung auch des bisheri­
gen organisationspolitischen Selbstver­
ständnisses notwendig machen.

Zweitens wurde eine politische Hand­
lungsorientierung für 1991 /1992 verab­
schiedet und dabei abgelehnt, einen von 
H. P. Brenner (Bonn) vorgeschlagenen 
Punkt 5, „Stärkung und organisatori­
sche Weiterentwicklung der DKP“ auf- 
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b) Selbst wenn vom Sicherheitsrat ein 
zur Beteiligung an militärischen Maß­
nahmen verpflichtender Beschluß gefaßt 
worden wäre, hätte er nur Gültigkeit ha­
ben können, wenn der Sicherheitsrat sel­
ber die militärischen Maßnahmen 
„durchgeführt“ hätte. Dies hätte vor­
ausgesetzt, daß ihm nach Art. 47 ein 
„Generalstabsausschuß“ zur Beratung 
und Unterstützung zur Verfügung ge­
stellt worden und ihm damit seine Regie 
über die gesamten Militäraktionen er­
halten geblieben wäre.

c) Selbst wenn sowohl die Verpflich­
tung der Staaten zur militärischen Unter­
stützung als auch die Durchführung der 
militärischen Maßnahmen unter der Re­
gie des UNO-Sicherheitsrats beschlos­
sen worden wären, hätte dies noch keine 
verpflichtende Wirkung in bezug z.B. 
auf die Bundesrepublik haben können. 
Denn die Verpflichtung, Streitkräfte zur 
Verfügung zu stellen, oder auch nur die 
Verpflichtung, militärische Maßnahmen 
zu unterstützen, setzt nach Art. 43 der 
UNO-Charta zweierlei voraus:

aa) das Vorhandensein eines „Sonder­
abkommens“ über die in solchen Fällen 
zu leistenden Unterstützungen (Unter­
stützung nur nach „Maßgabe eines oder 
mehrerer Sonderabkommen“ zwischen 
der UNO und dem betreffenden Staat, 
Art. 43 I) und

bb) eine ausdrückliche Anforderung 
des Sicherheitsrats, gemäß jenem Son­
derabkommen Beistand zu leisten bzw. 
Streitkräfte zur Verfügung zu stellen.

Freilich ist jedes Mitglied, das wird 
oft hervorgehoben, prinzipiell an Be­
schlüsse des UNO-Sicherheitsrats ge­
bunden, wie es der Art. 25 der Charta in 
deren Kap. V festgelegt; aber Art. 43 in 
Kap. VII ist eindeutig eine lex specialis, 
eine Spezialregelung gegenüber jenem 
allgemeinen Prinzip und daher eine vor­
rangig geltende abschließende Regelung 
für jene militärischen Maßnahmen.

Sonderabkommen im Sinne des Art. 
43 der UNO-Charta sind bisher noch mit 
keinem Staat abgeschlossen worden, 
auch nicht mit der Bundesrepublik. In 
bezug auf militärische Maßnahmen ist 
also jeder Staat frei in seiner politischen 
Entscheidung darüber, ob und in wel­
chem Umfang er sie unterstützt.

Die NATO ist ein Bündnis mit Grund­
strukturen, die durch Offenheit und be­
sondere Rücksichtnahme auf die Souve­
ränität ihrer Mitgliedsstaaten gekenn­
zeichnet ist. Darin unterscheidet sie sich 
grundlegend von der WEU. Der Vertrag 
über die Westeuropäische Union sieht in 
Art. V für den Fall eines bewaffneten 
Angriffs auf einen ihrer Vertragsstaaten 
die Verpflichtung vor, „alle in ihrer 
Macht stehende militärische und sonsti­
ge Hilfe und Unterstützung“ zu leisten. 
Eine solche sowohl umfassende als auch 
automatische Verpflichtung sieht der 
NATO-Vertrag nicht vor.

a) Zum einen bedarf es hier einer Fest­
steilung des Angriffs durch den NATO- 
Rat; dieser NATO-Rat beschließt ein­
stimmig. Teilt also ein Mitglied nicht die 
Einschätzung eines Vorganges als eines 
„bewaffneten Angriffs auf einen oder 
mehrere der Parteien“ im Sinne des Art. 
6 des Vertrags (darunter können auch 
Angriffe auf Streitkräfte oder Militär­
material außerhalb des eigenen Mutter­
lands fallen) nicht, so kommt jener Fest­
stellungsbeschluß nicht zustande.

b) Selbst nach einstimmiger Feststel­
lung des bewaffneten Angriffs ist jeder 

Mitgliedsstaat, ist jede der Vertragspar­
teien nur insoweit zum Beistand ver­
pflichtet, als sie selbst zu entscheiden 
hat, (nicht ob, aber) in welchem Umfang 
sie „Maßnahmen, einschließlich der 
Anwendung von Waffengewalt trifft, 
die sie für erforderlich erachtet, um die 
Sicherheit des nordatlantischen Gebiets 
wiederherzustellen und zu erhalten“ 
(Art. 5 I). Es ist also ihrem „Erachten“ 
überlassen, in welchem Umfang und mit 
welchem Charakter (insbesondere „ein­
schließlich der Anwendung von Waffen­
gewalt“) sie ihren Beistand leistet.

Diese Struktur der NATO spiegelt das 
originäre Interesse der USA bei Ab­
schluß des Vertrags 1949 wider, nicht 
gegen ihren Willen in innereuropäische 
Querelen einbezogen zu werden. Seitdem 
hat sich die daraus resultierende Struk­
tur des NATO-Vertrags nicht geändert.

Das Grundgesetz legt in Art. 87a II in 
einer strikten Formulierung folgendes 
fest: „Außer zur Verteidigung dürfen 
die Streitkräfte nur eingesetzt werden, 
soweit dieses Grundgesetz es ausdrück­
lich zuläßt.“ Im unmittelbar darauffol­
genden Satz ist vom „Vertcidigungsfal- 
le“ die Rede, für dessen Zustandekom­
men der Art. 115a Festlegungen trifft.

Dennoch wird von einer zunehmen­
den Zahl von Staatsrechtlern der Bun­
desrepublik, die sich wohl anschicken, 
eine herrschende Lehre zu etablieren, 
die Position vertreten, außer im Vertei­
digungsfall und in den im Grundgesetz 
ausdrücklich zugelassenen Fällen (eines 
Einsatzes im Innern) sei die Bundeswehr 
auch im „Bündnisfall“ einzusetzen. Die­
ser „Bündnisfall“ sei, so wird argumen­
tiert, in dem Begriff der „Verteidigung“ 
in Art. 87 Abs. 2 enthalten, mit der frei­
lich merkwürdigen Folge, daß diese 
„Verteidigung“ dann etwas ganz ande­
res bedeutet als in dem im folgenden 
Satz genannten „Verteidigungsfall“.

In der Tat setzt Art. 115a des Grund­
gesetzes für den „Verteidigungsfall“ 
strenge Maßstäbe und Begrenzungen: 
Es wird nicht nur die Zustimmung von 
Bundestag und Bundesrat vorausgesetzt, 
sondern auch die objektive Bedingung, 
„daß das Bundesgebiet mit Waffenge­
walt angegriffen wird oder ein solcher 
Angriff unmittelbar droht (Verteidi­
gungsfall)“. Aus dem NATO-Vertrags- 
recht wird hier also weder der aus­
schließliche Angriff auf Bündnispartner 
noch der Angriff auf im Ausland statio­
nierte Streitkräfte und Militärmateria­
lien abgedeckt. Freilich geht Verfas­
sungsrecht einem solchen Völkerver­
tragsrecht vor — und dies ist im NATO- 
Vertrag in Art. 11 Satz 1 am Ende sogar 
ausdrücklich hervorgehoben. Wie ist 
dieser Widerspruch zu verstehen, zumal 
die Regelungen der Notstandsverfas­
sung, also auch die Art. 87a und 115a 
des Grundgesetzes, im Jahre 1968 nach 
besonders intensiven, z.T. jahrelangen 
Debatten und Vorklärungen zustande 
gekommen, also keineswegs nachlässige 
Gesetzgebungsprodukte sind?

Historisch läßt sich dieser Wider­
spruch leicht auflösen: Die NATO wur­
de 1949 als Militärbündnis gegen die 
nicht-kapitalistischen osteuropäischen 
Staaten gegründet, mit eindeutiger 
West-Ost-Frontstellung. Keinesfalls 
sollte die NATO für den Kampf gegen 
die Entkolonialisierungsbewegungen 
instrumentalisiert werden; vor allem die 
USA hatten ein Interesse daran, nicht in 
solche (nach heutigen Kriterien „Nord­

Süd-“)Konflikte hineingezogen zu wer­
den. Dies hat zu jener Struktur der 
NATO geführt, nach der die souveränen 
Entscheidungskompetenzen in beiden 
o.g. Hinsichten den Staaten überlassen 
bleiben. Und innerhalb der somit reinen 
West-Ost-Orientierung der NATO war 
es auch 1968 undenkbar, daß ein Angriff 
auf Westeuropa nicht zugleich ein An­
griff auf das Bundesgebiet sein würde. 
Nach der Eliminierung des „Ost-West- 
Gegensatzes“ im Laufe der 80er Jahre 
hat sich der Charakter der NATO not­
wendigerweise geändert. Freilich hat sie 
sich auch jetzt nicht auf den schon immer 
mit ihr zugleich verbundenen Charakter 
beschränkt, den Charakter eines 
Systems kollektiver Sicherheit zwecks 
Verhinderung militärischer Austrags 
der scharfen Rivalitäten zwischen den 
Mitgliedsstaaten selbst. Im Gegenteil. 
Sie wurde nunmehr zur Nord-Süd-Ope­
rationsbasis umgewandelt, für die Bun­
desrepublik beginnend mit dem o.g. 
Wartime-Host-N ation-Support-Treaty 
von 1982, abgeschlossen noch unter der 
sozialliberalen Koalition. Mit der neuen 
Ausrichtung der NATO aber ist nun etli­
ches schwer mehr zu vereinbaren. An­
statt die völkerrechtlichen Strukturen 
dieser Nord-Süd-Ausrichtung anzupas­
sen — was freilich zu vieles vielleicht of­
fenlegen würde —, soll nun, per Umin­
terpretation, das herrschende Verständ­
nis des Verfassungsrechts der BRD ge­
ändert werden!

Allerdings ist das Ergebnis einer sol­
che Uminterpretation, wonach der Be­
griff der „Verteidigung“ (,,... außer 
zur Verteidigung“ — Art. 87a Abs. 2 
GG) sowohl den „Verteidigungsfall“ 
erfasse, als auch den (nirgends im 
Grundgesetz erwähnten) „Bündnis­
fall“, auch wenn sie sich anschickt zur 
„herrschenden Lehre“ zu werden, so 
extrem undemokratisch wie kurios:

Im „Bündnisfall“ könnten dann die 
Streitkräfte ohne jede Beteiligung eines 
parlamentarischen Organs durch bloßen 
Beschluß der Bundesregierung einge­
setzt werden; dies gilt sowohl für die 
ganze Zeit des Streitkräfteeinsatzes als 
auch für seine Beendigung. — In diesem 
Fall hätte das Parlament also nicht ein­
mal die Möglichkeit, eine Beendigung 
der Maßnahmen durchzusetzen, wäh­
rend in dem weniger eingreifenden 
„Spannungsfall“ (Art. 80a Abs. 3), der 
selbst schon in höchst problematischer 
Weise ausdrücklich von NATO-Rat und 
Bundesregierung gemeinsam festgestellt 
werden kann, der Bundestag wenigstens 
noch das Recht besitzt, den Spannungs­
fall aufzuheben. Je gravierender die 
Maßnahme sein soll, desto geringer also 
die parlamentarische Beteiligung? Und 
desgleichen wäre nach dieser Interpreta­
tion ein Einsatz „fern in der Türkei“ oh­
ne jede Beteiligung des Bundestags mög­
lich, während im Falle des unmittelba­
ren Angriffs auf das Bundesgebiet nor­
malerweise erst Bundestag und Bundes­
rat, auch noch mit qualifizierten Mehr­
heiten, den entsprechenden Verteidi­
gungsfall festzustellen hätten. Nach de­
mokratischen Maßstäben äußerst skurri­
le Ergebnisse! Zwei kurze Bemerkun­
gen seien schließlich zu Art. 24 Abs. 2 
des Grundgesetzes gemacht, auf den 
ebenfalls in diesem Zusammenhang häu­
figer hingewiesen wird.

Es wird behauptet, diese Bestimmung 
zum „System gegenseitiger kollektiver 
Sicherheit“ habe z.B. durch Abschluß

des NATO-Vertrages automatisch eine 
Übertragung entsprechender Hoheits­
rechte auf die NATO selbst bewirkt mit 
der Folge, daß im „Bündnisfall“ das 
Parlament ohnehin nichts mehr mitzure­
den habe. Selbst wenn man die Frage 
außer acht läßt, ob die NATO wirklich 
den Charakter eines „Systems gegensei­
tiger kollektiver Sicherheit“ habe, so 
geht aus der ganzen Struktur der NATO 
hervor, daß diese kein Bündnis mit Ab­
tretung von „Hoheitsrechten“ ist. Zu 
schonend geht der NATO-Vertrag eindeu­
tig mit den Souveräniten seiner Staaten 
um (s. Tomuschat, in: Bonner Kommentar 
zu Art. 24 — Zweitkommentierung).

Anderes mag für den Beitritt der BRD 
zur UNO 1973 gelten. Nur müssen hier 
eben im Hinblick auf den Streitkräfte­
einsatz die oben genannten besonderen 
Voraussetzungen der Art. 43 und 44 
UNO-Charta erst einmal erfüllt sein, das 
ist längst nicht der Fall.

m.

Alle Interpretationskünste und ebenso 
die geforderten Grundgesetzänderungen 
zielen auf zweierlei:

a) Auf die Ausweitung möglicher An­
lässe für den Einsatz von Bundeswehr­
streitkräften einschließlich der Auswei­
tung regionaler Begrenzungen, die bis­
her für ihren Einsatz vorausgesetzt wur­
den, bis hin zur Globalisierung, also 
Grenzenlosigkeit.

b) Auf die weitestgehende Befreiung 
solcher Einsätze von jeglichen parla­
mentarischen Kontrollen, am deutlich­
sten in der Konstruktion des „Bündnis­
falls“. Auf welchem Niveau eine dem­
entsprechende Praxis läge, auf welchem 
Niveau insbesondere der Formierung im 
Hinblick auf eine der wichtigsten politi­
schen Entscheidungen, die in einem 
Staat überhaupt zu treffen sind, das zeigt 
der historische Rückblick: Nicht nur in 
der Weimarer Republik, sondern bereits 
in der Schlußphase des Deutschen Kai­
serreichs hatte über Krieg oder Frieden 
das Parlament selber zu entscheiden. Es 
wäre also gleichsam ein Rückfall hinter 
das noch im Kaiserreich erreichte Ver­
fassungsniveau.

Genutzt wird dabei oft der Nebel, der 
um den Begriff „UNO-Friedenstruppe“ 
verbreitet wird. Zwei völlig unter­
schiedliche Arten von Einsätzen haben 
sich im Rahmen der UNO herausgebil­
det: zum einen die unter der Führung des 
Sicherheitsrats gemäß Art. 42 ff (Kapitel 
VII) der UNO-Charta operierenden 
Truppen, eingesetzt frontal gegen z. B. 
einen Okkupanten, zum anderen die 
„Blauhelme“, in freier Vereinbarung 
von Staaten zur Verfügung gestellt für 
den schlichtenden, Widersprüche dämp­
fenden Einsatz prinzipiell zwischen den 
Fronten, z.T. auch verbunden mit poli­
zeiähnlichen Aufgaben. Dieser Einsatz 
ist nirgends in der Charta geregelt; er 
stellt eine Form frei vereinbarter Koope­
ration zwischen den Staaten unter dem 
Dach der Vereinten Nationen dar.

So können wir verschiedene Ebenen 
von projektierten Strukturen für Einsät­
ze der Bundeswehr außerhalb der Gren­
zen der BRD unterscheiden:

1. (am wenigsten aggressiv) der Ein­
satz in der Form der UN-Blauhelme; 
dies ist die zurückhaltendste Forderung 
innerhalb der SPD — und dennoch eine 
hervorragende Einstiegsebene für weite­
rreichende Formen des militärischen

Einsatzes,
2. der Einsatz als Teil förmlKher UN 

Truppen, wie sie nach Art. 42 ff der IN- 
Charta vorgesehen sind: freilich siefe 
das Gewicht dieser Forderung innert^ 
der gegenwärtigen Debatte in verrüen- 
schem Gegensatz zu der Tatsache, dtf 
eine solche Truppe in der bisherigen Ge­
schichte der UNO noch niemals aufee 
steift worden ist. eben auch nicht vor bbö 
im Golfkrieg, wo die alliierten Oberbe 
fehlshaber, insbesondere die der USA, 
sich niemals vom Sicherheitsrat die poli­
tische und militärische Führung haben 
aus der Hand nehmen lassen.

3. der Einsatz innerhalb eines kombi­
niert NATO-vertraglichen und europär 
sehen „Sicherheitssystems“, z.B. m 
den Strukturen der Westeuropäischen 
Union (WEU). von dieser wissen wir 
bereits, daß sie — völlig anders als die 
NATO — eine umfassende und automa­
tische militärische Beistandsverpflkh- 
tung für ihre gegenwärtig sieben Mit­
gliedsstaaten vorsieht.

Würde dies verwirklicht und würde 
über eine Grundgesetz-Änderung der 
grenzenlose Bundeswehreinsatz prin­
zipiell ermöglicht, dann wäre die Bun­
desrepublik in eine hochdifferenzierte 
Einsatzstruktur eingebunden.
— in die UNO, deren Friedensordnung 
in eine „Neue Friedensordnung“ über­
führt werden soll, in welcher Einsätze 
wie im Golfkrieg erleichtert werden sol­
len (Volker Rühe zu der „glücklichen“ 
Konstellation zwischen den großen 
Mächten kurz vor dem Golfkrieg: „Die 
Wiederholung — einer solchen Konstel­
lation — ist nicht wahrscheinlich“);
— in die NATO als Bündnis- und Ein­
satz-Organisation der Mehrzahl der 
mächtigsten imperialistischen Staaten 
der Erde, ein Vorherrschafts-Organisa­
tion, deren Stärke gerade in ihren flexib­
len, rivalitätsdämpfenden inneren Struk­
turen liegt;
— in die spezifisch europäische „Sicher­
heitsorganisation“, z.B. die WEU. als 
rechtlichen Rahmen und militärische 
Struktur, die für militärische Einsätze 
die Souveränität der Bündnisstaaten auf­
hebt.

Dieses differenzierte System soll in­
nerhalb des sich zuspitzenden „Nord- 
Süd-Gegensatzes“ die Vorherrschaft 
der reichsten Staaten — auch innerhalb 
der UNO — auf Dauer zur Geltung brin­
gen. In diesem Rahmen will die BRD 
„Deutschland wieder handlungsfähig 
machen“ (Volker Rühe), d.h. entspre­
chend den weltweiten imperialistischen 
Engagements den weltweiten militäri­
schen Einsatz ermöglichen — nur eben 
nicht isoliert und allein; davor warnt die 
deutsche Geschichte der ersten Hälfte 
dieses Jahrhunderts auch die forschesten 
Militärpolitiker. Sollte es ein Zufall 
sein, daß zeitgleich nicht nur die deut­
sche, sondern auch die japanische Ver­
fassung, beide mit ihren jeweiligen anti­
militaristischen Reststrukturen, die sie 
den Kriegsertährungen und Niederlagen 
ihrer Länder ab 1945 verdanken, mit 
heftigen Uminterpretations- und Ände 
rungsdebatten überzogen werden?

Wie hat doch Wyle in dem o.g. Arti­
kel das Interesse an weltweitem militäri­
schem Einsatz so schön begründet: „Ei­
ne Lebensader ist eben eine Lebens­
ader“ und, so sei hinzugefügt, deren 
wirkungsvollste Verteidigung eben der 
Angriff. — Darum geht es.

Martin Bennhoki

DKP-Parteitag ...
zunehmen, der vor allem den forcierten 
Aufbau der DKP in der ehemaligen 
DDR forderte.

Drittens wurde als Entwurf ein Be­
schäftigungspolitisches Programm ver­
abschiedet, das nach weiterer Diskus­
sion in der Partei endgültig auf einer 
Pärteikonferenz zu Fragen der Betriebs­
und Gewerkschaftsarbeit angenommen 
werden soll.

Viertens hat der Parteitag einen sehr 
differenzierten und nachdenklichen Be­
richt der nach dem 10. Parteitag gebilde­
ten Untersuchungskommission über fi­
nanzielle Abhängigkeit der DKP von der 
früheren SED entgegengenommen, be­
funden, daß „die wesentlichen struktu­
rellen Fragen . . . mit diesem Bericht 
aufgeworfen und thesenartig beantwor­
tet“ sind, und beschlossen, die Unterla­
gen der Kommission, deren Arbeit damit 
beendet ist, der Geschichtskommission 
und dem Parteivorstand zu übergeben.

Fünftens haben die Delegierten zur 
Aufarbeitung der Geschichte ebenfalls 
einen Antrag der Geschichtskommission 
des Partei Vorstandes angenommen, der 
folgenden Passus enthält: „Wir schämen 
uns dafür, daß wir in der Geschichte un­
serer Partei immer wieder zugelassen 

und auch selbst mitgemacht haben, not­
wendigen Meinungsstreit mit disziplina­
rischen Mitteln zu unterbinden und so 
die Diskussion möglicher und notwendi­
ger Alternativen zu verhindern. Diese 
negative Traditionslinie reicht von der 
KPD der 20er Jahre, in Inhalt und Form 
der damaligen Auseinandersetzung mit 
„Abweichlern“ in ihren Auswirkungen 
bis in die jüngste DKP-Geschichte.“

Mit klarer Mehrheit lehnte es der Par­
teitag ab, den letzten Satz dieser Passage 
aus dem Beschluß zu streichen.

Sechstens wurden die ohne Gegenkan­
didatinnen gebliebenen Sprecherinnen 
mit Stimmenergebnissen zwischen 82 % 
(Heinz Stehr) und 63 % (Helga Rosen­
berg) wiedergewählt.

Siebtens wählten die Delegierten ei­
nen neuen Partei vorstand, in dem so­
wohl ausgewiesene Vertreterinnen der 
Gedankenführung des Antrages 1-09 
vertreten sind, als auch (mit besseren 
Stimmenergebnissen) erklärte Gegner 
dieser Richtung.

Achtens wurde das vorläufige Statut 
der DKP bis zum nächsten Parteitag zur 
weiteren Erprobung bestätigt.

Starke Belastungen
Der Parteitag stand im Zeichen der Aus­

einandersetzung mit einer Richtung, die 
vom Parteitag verlangt hatte,

1. die soziale Interessensvertretung 
der „kleinen Leute“ zu einer Hauptach­
se für die Politik der DKP zu erklären,
2. die DKP „programmatisch wie orga­
nisatorisch auf Men Weg zu einer wieder 
gesamtnationale handelnden Partei jetzt 
von Aachen bis Frankfurt / Oder und von 
Rostock bis Lindau“ zu führen,

3. zur Eigenkandidatur bei den näch­
sten anstehenden Wahlen zu orientieren,

4. in den Mittelpunkt des Denkens und 
Handelns „die erfolgreiche Eigenent­
wicklung der DKP“ zu rücken,

5. eine Parteiführung zu wählen, „die 
tatsächlich in der Lage und Willens ist, 
die Partei zu führen“ (UZ-Anzeige aus 
Nordbayem, UZ 3.5. 1991).

Es ging dieser Richtung um die Fest­
schreibung der bisherigen kommunisti­
schen Parteiform „ohne zeitliche Ein­
schränkungen“, wie Helga Rosenberg 
ausführte. Die Sprecherin erklärte „das 
Harmoniebedürfnis als Grundbedürfnis 
des Zentrismus“ für „schuldig an der 
Lähmung der Partei“, ging von „Wider­
sprüchen, die nicht vereinbar sind“, in 
der Partei aus und verlangte die Erarbei­
tung „weltanschaulicher Überzeugun­
gen, die außerhalb jeden Zweifels ste­

hen“. Von H. P. Brenner wurde die PDS 
als „Partei neuen sozialdemokratischen 
Typus“ qualifiziert und vor allem der 
Aufbau der DKP in der ehemaligen 
DDR verlangt. Diese Richtung konnte 
ihre Forderungen auf dem Parteitag 
nicht durchsetzen, bleibt aber personell 
stark in der Parteiführung vertreten.

Am Morgen des 3. Tages erklärte der 
Sprecher der DKP Nürnberg, Reinhold 
Brunner, den Protest seiner Richtung 
gegen die Nichtbefassung des Antrages 
1-09, bezeichnete sie als „Ausgrenzung 
der Nordbayem“ und kündigte an, die­
ses Verhalten des Parteitages werden ei­
ne „entsprechende Würdigung in der 
Auswertung" erfahren.

Diese Richtung wurde in der Diskus­
sion als Richtung der „revolutionären 
Phrase“ charakterisiert. Dies bezog sich 
auf eine Einschätzung Lenins von 1918 
gegenüber einer Richtung, die in Zeiten 
der Schwäche einen revolutionären 
Krieg verlangt hatte: „Die revolutionäre 
Phrase besteht in der Wiederholung re­
volutionärer Losungen ohne Berück­
sichtigung der objektiven Umstände bei 
der jeweiligen Wende der Ereignisse 
und beim gegebenen Stand der Dinge, 
wie sie gerade zu verzeichnen sind 

Wunderbare, hinreißende, berauschen­
de Losungen, denen der reale Boden 
fehlt — das ist das Wesen der revolutio- 
nären Phrase.“

Umgekehrt empfanden vor allem De­
legierte aus Rheinland-Westfalen und 
Hessen die Annahme des zitierten Satze> 
aus der Präambel zum Programmantng 
als organisationspolitische Festschrei 
bung und Richtungsbeschluß, was für 
manche den weiteren Verbleib in der 
Partei zeitweise in Frage stellte undert« 
Marita Salm und Rudi Maurer aus Hes­
sen bewog, nicht wieder für den Parte, 
vorstand zu kandidieren

Dieser Parteitag war also starken Bc 
lastungen ausgesetzt und stand mehrtkr« 
an kritischen Punkten. Daß er dennoch 
mit den genannten Ergebnissen ab« 
schlossen werden konnte, verdankt dr 
Partei der Mehrheit der Delegierten, dk 
eindeutig gemeinsam als DKP dec 
schwierigen Prozeß der programnafc- 
schen Erarbeitung kommunistischer fr- 
litik. des Eingreifens in politische Prr 
zesse. der Aufarbeitung der Vorganges 
heit und. wie Heinz Stehr in seiner 
Schlußwort sagte, des „Eingreifens • 
linke Debatten und AktionseinheäKf 
angehen wollten.

Jürgen Köster, DK?
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krant erscheint Kaum eine Informa 
casbroschüre für Klein Mittel-, 
jftdgewerbetreibende, eben für ..Un 
^mefemer oder solche, die es werden 
oöca. ohne Hinweis auf die Segnun- 

pec des geplanten EG-Binncnmarkies. 
•aam eine ihrer verbandstagungen ohne 
Rdträgt zur neuen Zukunft im Europa- 
92 Auch die IG-Metall konnte cs sich 
akfa verkneifen, zu ihrer 100-Jahres 
(«er neben Kanzler Kohl auch gleich 
den EG-Kommissionspräsidenten De 
ior> und den Kanzler des noch-nicht EG- 
andes Österreich cmzuiaden. Die tat 
achikhen Entscheidungen für die Orga­
nisation der geplanten europäischen 
Großraumwirtschaft verlaufen dagegen 
weitgehend abgeschirmt vom Parlament 
und dem was gemeinhin als Öffentlich­
keit bezeichnet wird. Die statt findenden 
Verlautbarungen von Regierung. Ver­
banden und Parteien aber haben groß 
lenteils Propagandaftmktionen. Damit 
entsteht um die ganze Europafrage eine 
seltsame Mischung von hauptsächlich 
ideologiebildender öffentlicher Stamm- 
üschdebatte und brutal wirksamer, weit­
gehend verborgener Konferenzpolitik 
von Konzernen. EG-Kommission und 
Regierungsspitzen.

Da eine auch nur annähernd zutref­
fend Übersicht über den tatsächlichen 
Stand der Dinge nur reichlich mühsam 
zu erhalten ist, herrschen ,,Eindrücke“ 
vor. die sodann bei x-beliebigen Anläs­
sen Staatsbesuch hier. Firmengrün­
dung dort, internationale Konferenz da 
und dort — durch die Medien nach Be 
darf mal hierhin, mal dorthin verstärkt 
werden können Meist sollen damit neue 
Maßnahmen begründet werden, um pro­
pagierte „Versäumnisse europäischer 
Politik“ abzustellen. Die Propaganda 
vom angeblichen Verfall Europas berei­
tete die Beschlüsse zum Binnenmarkt 92 
vor. das ..mangelnde Eingreifen im Na­
hen Osten“ ruft nach gemeinsamen Ein 
greiftruppen usw.

Einer dieser „Eindrücke“ ist, die gan­
ze Europa frage sei reiner Propaganda­
rummel. und die Bildung z.B. eines 
„geschäftsführenden Ausschusses“ (F. 
Engels) für besondere, gemeinsame In­
teressen des europäischen Kapitals gar 
nicht möglich.

Ein anderer .,Eindruck“ ist, Europa 
sei unaufhaltsam auf dem Vormarsch, 
die USA eine absteigende Weltmacht 
und die wirtschaftlichen Aussichten für 
das BRD-Kapital und alle, die daran mit­
profitieren, nichts als glänzend.

Ein weiterer ,,Eindruck“ ist, die EG 
sei im europäischen Maßstab, was die al­
te und neue BRD angeblich immer war: 
wirtschaftlich riesig, politisch zwergen­
haft, also außenpolitisch, militärisch 
und überhaupt reine Friedensmacht.

Wir möchten mit dem folgenden Bei­
trag einige Hinweise auf den aktuellen 
Stand der Dinge geben und die Auf­
merksamkeit auf absehbare Entwick­
lungstendenzen und Folgen lenken, die 
sich aus der geplanten, bereits in voller
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EG-Binnenmarkt ’92: Grenzenloser Markt 
oder eher die Grenzen der Marktwirtschaft?

Kapitalkonzentration als Quelle des Fortschritts?

Umstrukturierung befindlichen hoch­
konzentrierten EG-Großraum-Markt­
wirtschaft ergeben.

Der EG-Binnenmarkt, der „größte 
einheitliche Markt der Welt“ (mit 324 
Mio. Einwohnern in den 12 EG-Staaten 
vor USA mit 244 Mio. und Japan mit 
122 Mio. Einwohnern) erfordert die Zu­
sammenballung von Kapital an der 
einen, durch Vernichtung von Kapital an 
anderer Steile. Eine gleichmäßige wirt­
schaftliche Entwicklung kann die kapita­
listische Marktwirtschaft nicht errei­
chen. Die Entwicklung auf dem Gebiet 
der annektierten DDR. also in den sog. 
neuen Bundesländern, deutet an, was in 
der EG samt dem EG-Anschlußgebiet — 
also in den EG-, den EFTA-Ländern und 
in Osteuropa — entstehen kann: riesige 
Gebiete wirtschaftlicher Stagnation, 
Armut und Verelendung durchzogen 
von einer „Schneise“ hochkonzentrier­
ter, wirtschaftlich vereinseitigter, mo­
nopolisierter krisenhafter Kapitalanhäu- 
fung.

Konzern- und Regierungsprojekt 
Binnenmarkt 1992

Zum 25. Jahrestag der EG erschien die 
Zeitschrift ,,The Economist“ 1982 mit 
einem Grabstein. 1983 veröffentlichten 
die Vertreter europäischer halbamtli­
cher politischer Forschungsinstitute eine 
Studie, in der es u.a. hieß: „Die Exi­
stenz der Europäischen Gemeinschaft ist 
bedroht. Die Position Westeuropas 
scheint von allen Seiten in Frage ge­
stellt. Falls nichts geschieht, sehen wir 
uns der Auflösung einer der wichtigsten 
europäischen Errungenschaften seit dem 
Zweiten Weltkrieg gegenüber.“ (Kaiser 
u.a., 1983) 1984 einigten sich die BRD, 
Frankreich und Großbritannien nach 
verschiedenen Verhandlungen über die 
Richtlinien einer sog. „gemeinsamen 
Agrarpolitik“. Anschließend bereiste 
der inzwischen zum Präsidenten der EG- 
Kommission bestimmte Delors ver­
schiedene europäische Ländern, hielt 
ausführliche Beratungen mit Konzern- 
und Regierungsvertretern in diesen Län­
dern und legte als Ergebnis im Sommer 
1984 auf dem Treffen der Regierungs­
chefs vier Vorschläge vor, die im Ver­
lauf der kommenden Jahre weiter abge­
stimmt, ausgebaut und schließlich 1989 
als sog. „Delors-Plan“ von den EG-Re­
gierungen verabschiedet wurden.

Diese vier Vorschläge sahen vor:
— eine „institutionelle Reform“ der 
EG,
— einen Umbau der Zuständigkeiten 
der EG, die nichts geringeres als eine
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Lohnes eingreift, aber keinerlei Rechte 
der Lohnabhängigen gegen diese Politik 
beinhaltet. Ein bereits jetzt feststehen­
des Ergebnis dieser „Konvergenz“ der 
Wirtschaftspolitik ist die inzwischen 
konstant hohe Arbeitslosigkeit in den 
EG-Ländem. Nach den statistischen — 
sicherlich noch beschönigenden — Wer­
ten des Jahreswirtschaftsberichtes der 
EG betrug 1988 der Prozentsatz der Ar­
beitslosen an der „zivilen Erwerbsbe­
völkerung“ in der EG 10 %, in den USA 
5% und in Japan 2,5%. (1989: 10,9% 
zu 5,5% zu 2,6%) Hinter der Durch­
schnittszahl von 10% verbergen sich 
aber wiederum nationale Durchschnitts­
zahlen in einer Bandbreite zwischen 
19,6 % in Spanien und 6,4 % in der 
BRD.

3. Organisatorische Änderungen der 
EG: Der dritte Bestandteil der Einheit­
lichen Europäischen Akte besteht aus 
Bestimmungen über die Organe der EG. 
Diese Bestimmungen zielen auf eine 
weitere Beschleunigung des bereits jetzt 
durch und durch „unparlamentari- 
schen“ Entscheidungsverfahrens in der 
EG. Mit den Beschlüssen zur Einheit­
lichen Europäischen Akte wurde erst­
mals das Mehrheitsprinzip durchge­
setzt. Die wirtschaftlich vorherrschen­
den Staaten, die im Vorfeld wichtiger 
Entscheidungen ihre Interessen „bila­
teral“ abstimmen — z. B. BRD, Frank­
reich, Großbritannien, Italien — setzen 
also ihre Interessen durch wirtschaft­
lichen Druck gegenüber den wirtschaft­
lich schwächeren Ländern durch und 
verhindern auf der Ebene des Minister­
rates die Möglichkeit eines Vetos dieser 
Staaten. Weiterhin wurde der vorherr­
schende Einfluß der EG-Kommission 
weiter gestärkt. Bereits jetzt hat be­
kanntlich das Europaparlament nur be­
ratende Funktion gegenüber der Kom­
mission und dem Ministerrat. Der Mini­
sterrat wiederum tagt in wechselnder 
Zusammensetzung — je nach dem anlie­
genden Thema — als Abstimmungsgre­
mium der beteiligten Regierungen bzw. 
ihrer Ministerien. Jetzt heißt es zu den 
Vollmachten der Kommission bereits: 
„Wird der Rat kraft dieses Vertrages auf 
Vorschlag der Kommission tätig, so 
kann er Änderungen dieses Vorschlages 
nur einstimmig beschließen.“ Dazu muß 
man berücksichtigen, daß alleiniges In­
itiativrecht für bindende Entscheidun­
gen sowieso die Kommission hat.

Nach dieser Beschlußfassung wurde 
ein aufwendiges, wissenschaftlich auf­
gezogenes Propagandamachwerk in 
Auftrag gegeben. Unter der Verantwor­
tung des Vizepräsidenten der EG-Kom­
mission Lord Cockfield und unter Fe­
derführung von Paolo Cecchini entstand 
mit Millionenaufwand — die Millionen 
wurden an verschiedenste Forschungs­
einrichtungen verstreut — der sog. 
„Cecchini-Bericht“ über den „Vorteil 
des EG-Binnenmarktes“. Mit wissen­
schaftlich mehr als fragwürdigen Me­
thoden und u.a. deshalb auch kritisiert 
von nicht wenigen Forschungseinrich­
tungen und Wissenschaftlern (die wahr­
scheinlich keine Gelder bekommen hat­
ten) wurden darin die Vorteile des Bin­
nenmarktes und die Nachteile seiner 
N icht-Verw irkl ichung „ berechnet4 *.
Tenor und Machart dieses Berichtes las­
sen sich bereits aus einer losen Aneinan­
derreihung von Zwischenüberschriften 
erkennen: „Der ,Angebotsschock* und 
seine Folgen“, „Schranken, die ver­
schwinden müssen“, „Je kleiner das 
Unternehmen, desto größer die Belas­
tung“, „Protektionismus im öffentli­
chen Auftragswesen, ein Schuß in den 
Ofen“ usw. usf. Der Bericht rührt die 
Trommel für den „Angebotsschock“ 
und die sog. „Deregulierung“ in der EG 
und über die EG hinaus. Wie auch im­
mer geartete staatliche Schutzmaßnah­
men für besondere Kapitalinteressen 
und schon gar für kommunale und erst 
Recht für Lohnabhängigeninteressen 
sollen fallen. Alle Industrien müssen 
dem „freien Markt“ ausgesetzt werden, 
um ihre Produktivität zu „beweisen“ 
oder um vom Markt zu verschwinden. 
Das Ganze endet mit dem Aufruf: „Es 
liegt jetzt an den Unternehmern und Po­
litikern, das Ziel des einheitlichen euro­
päischen Binnenmarktes konsequent an­
zusteuern, damit seine Vorteile voll zur 
Geltung kommen können.“ (S. 136)

Über mehrere Gipfeltreffen von 1987,

gemeinsame „europäische Verteidi- 
gungs- und Sicherheitspolitik“ zum Ziel 
hatten,
— die Bildung einer europäischen 
„Währungsunion“ und schließlich
— die Bildung eines „internen Mark­
tes“.

So wie die europäischen Parlamente 
aus diesem Abstimmungsprozeß der 
Regierungen ausgeschlossen waren, so 
waren die Konzemvertretungen von An­
fang an eingeschlossen. Das alleinige In­
itiativrecht für Entscheidungen, die zu 
quasi-europäischen Gesetzen werden 
sollen (näheres s. u.) hat die EG-Kom­
mission. Die Kommission hat wiederum 
Ausschüsse, die alle Vorlagen mit sog. 
„Experten“ beraten. Zu diesen Exper­
ten gehören zuallererst die in Brüssel an­
sässigen Konzemvertretungen und Lob­
bies.

Neben der Einflußnahme auf die 
Kommissionspolitik traten die Konzem­
vertretungen aber auch mit einem eige­
nen Binnenmarktprojekt auf den Plan. 
Ebenfalls 1984 veröffentlichte Wisse 
Dekker, Vorstandsvorsitzender der Fir­
ma Philips, den sog. „Dekker-Plan“, 
der die Schaffung eines europäischen 
Binnenmarktes bereits 1990 vorsah.

Am 14.6.85 legte die EG-Kommis- 
sion dem Ministerrat — dem Gremium 
zur Abstimmung der Kommissionspoli­
tik mit den Regierungen — das soge­
nannte „Weißbuch“ über die Vollen­
dung des Binnenmarktes vor. Bis Ende 
92 soll danach durch Abbau der Grenz­
formalitäten, durch Beseitigung von 
steuerlichen Hindernissen ein einheitli­
cher Wirtschaftsraum entstehen, in dem 
die „Freizügigkeit von Personen, Gü­
tern, Dienstleistungen und Kapital“ 
herrschen soll.

Zur Umsetzung der darin geplanten 
Maßnahmen war aber eine Änderung 
der Römischen Verträge, also der ver­
traglichen Grundlage der EG, nötig. 
Dies geschah im Februar 1986 mit der 
„Einheitlichen Europäischen Akte“ 
(EEA). Diese Einheitliche Europäische 
Akte enthält drei grundlegende Zielset­
zungen mit einer Reihe dazu gehörender 
Maßnahmen.

1. Der gemeinsame Binnenmarkt: 
Als allgemeines Ziel wird in der Akte 
festgeschrieben, die Europäische Ge­
meinschaft durch einen Berg von Einzel­
maßnahmen (die Rede ist von ca. 300 
Einzelbeschlüssen und Regelungen) zu 
einer Europäischen Union zu entwik- 
keln. Diese Union soll sich durch zwei 
Dinge auszeichnen, erstens eine Wirt­
schafts- und Währungsunion und zwei­
tens eine politische Union, also insbe­
sondere eine gemeinsame Außenpolitik. 
Der Binnenmarkt ist definiert als: 
„Raum ohne Binnengrenzen, in dem der 
freie Verkehr von Waren, Personen, 
Dienstleistungen und Kapital gemäß den 
Bestimmungen dieses Vertrages ge­
währleistet ist.“ Um die Fortschritte zu 
kontrollieren, ist die Kommission ver­
pflichtet worden, 1988 und 1990 dem 
Ministerrat zu berichten. Zur Vollen­
dung des Binnenmarktes sind Rechts­
und Verwaltungsvorschriften der Mit­
gliedsstaaten anzugleichen und Steuern 
und Abgaben zu harmonisieren. Für die 
Festlegung von Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften reicht eine Beschluß­
fassung des Ministerrates mit qualifi­
zierter Mehrheit, während bei der Steu­
erharmonisierung eine einstimmige Be­
schlußfassung notwendig ist.

2. Die Wirtschafts- und Währungs­
union: Wie der Tagespresse zu entneh­
men ist, finden auf diesem Gebiet derzeit 
heftige Auseinandersetzungen zwischen 
den EG-Regierungen statt. Mit der EEA 
wurde das Ziel einer „Konvergenz“ der 
Wirtschafts- und Währungspolitik unter 
der „. . . Berücksichtigung der Erfah­
rungen mit dem Europäischen Wäh­
rungssystem (EWS) und der Europä­
ischen Währungseinheit (ECU)“ festge­
schrieben. Diese Formulierungen zei­
gen, daß mit fortbestehenden Wider­
sprüchen gerechnet wurde, deren Klä­
rung der weiteren Auseinandersetzung 
der unterschiedlichen wirtschaftlichen 
Interessen zwischen den einzelnen Staa­
ten bzw. in diesen Staaten überlassen ist.

An dieser Stelle ist darauf hinzuwei­
sen, daß das ganze EG-Vertragswerk 
den Kapital- und Warenverkehr regelt 
und damit tief in die Arbeits-, Lebens­
verhältnisse und die Bestimmung des 

1988 und 1989 wurden die Modalitäten 
der seit 1984 Zug um Zug festgeschrie­
benen Zielsetzungen weiter ausgehan­
delt und präzisiert und 1989 mit dem 
„Delors-Plan“ verabschiedet.

Mit der Annexion der DDR durch die 
BRD, der Krise der realsozialistischen 
Staaten, dem Vormarsch des westdeut­
schen und europäischen Kapitals nach 
Osten in den Jahren 1989 / 90 ergab sich 
aus der Berichterstattung der bürgerli­
chen Presse wieder ein neuer, vager 
„Eindruck“ in Sachen Europa, nämlich 
der, es gäbe ernstlichen Widerspruch in 
den herrschenden Klassen der europä­
ischen Länder gegen die immer über­
mächtigere Vormachtstellung der BRD. 
Tatsächlich aber wurde die Führungs­
rolle der BRD bestätigt. Als im April 
1990 der EG-Krisengipfel in Dublin ta­
gen und über den Anschluß der DDR be­
raten sollte, hatte die Regierung Kohl 
die DDR-Annexion bereits vollzogen. 
Merklichen Widerstand innerhalb der 
BRD gegen die Anschlußpolitik gab es 
kaum. Kohl konnte sich zum Initiator 
der weiteren europäischen Einigung auf­
spielen. Gemeinsam mit Mitterand 
schrieb er einen Brief an die übrigen Re­
gierungen, in dem die EG ermahnt wur­
de, sich jetzt aber der Europäischen 
Union anzunehmen und die europäische 
Währungsunion einzurichten. Die briti­
sche Regierung opponierte, Premiermi­
nisterin Thatcher wurde abgesetzt, und 
unter dem neuen Premier Major war 
auch die britische Regierung auf EG- 
Kurs.

Bereits kurz nach der „Öffnung“ der 
Mauer waren US-amerikanische Zeit­
schriften mit der Schlagzeile von der 
„Supermacht Deutschland** erschienen. 
(Herald Tribüne: „Supermachtstatus für 
Bonn“, Newsweek drei Monate später: 
„Ein geeintes Deutschland, die neue 
Supermacht“). Die BRD war nach dem 
Anschluß der DDR nicht nur das Land 
mit dem größten Inlandsprodukt, den 
größten Außenhandelsüberschüssen, 
den größten Devisenreserven, der größ­
ten Militärmacht, sondern auch mit der 
größten Bevölkerungszahl in der EG. 
Diese Rolle nutzte die BRD jetzt auch als 
Vorreiter für die Ostexpansion und die 
Entwicklung der EG-Infiltrations-, 
Spaltungs-, Einmischungs- und Vor­
herrschaftspolitik über die Länder Ost­
europas.

Ein integraler Bestandteil der Europa­
pläne von Konzernen und Regierung seit 
Mitte der 80er Jahre ist die Entwicklung 
von Einrichtungen und Instrumenten zur 
Durchsetzung gemeinsamer außenpoli­
tischer und militärischer Interessen. Die 
Durchsetzung außenpolitischer und mi­
litärischer Interessen der EG-Staaten im 
Rahmen der NATO und unter Vorherr­
schaft der USA soll ersetzt werden durch 
eine EG-Außen- und Militärpolitik in 
Konkurrenz und Abstimmung mit den 
USA. Hierzu werden gegenwärtig haup­
tsächlich zwei „europäische** Einrich­
tungen weiterentwickelt: die Westeuro­
päische Union (WEU) als Einrichtung 
gemeinsamer Militärpolitik der EG und 
die KSZE-Konferenz, verbunden mit 
der Forderung nach „Volksgruppen­
rechten“ für Deutsche überall im Osten 
als Legitimationseinrichtung für Einmi­
schung und Eingreifen in den Ländern 
des östlichen Europas.

Parallel dazu findet der „innenpoliti­
sche“ Ausbau eines europaweiten staat­
lichen Unterdrückungsapparates statt. 
Die „Eurocops“ laufen nicht nur als Se­
rie im Fernsehen, der Aufbau EG-weit 
operierender Fahnungstruppen, Polizei­
netze, Datenbanken ist auch in der Wirk­
lichkeit in vollem Gange. BKA und 
GSG 9 stehen Pate beim Aufbau von in­
nenpolitischen Eingreiftruppen in Euro­
pa. Mit dem Ausbau des Bundesgrenz­
schutzes zur Bundespolizei in der BRD 
nach „Wegfall“ der Grenzen zur DDR 
steht bereits das Modell für die „Kom­
pensation“ des geplanten Wegfalls der 
Grenzkontrollen in der EG.

Die Annexion der DDR durch die 
BRD hat aber noch in anderer Hinsicht 
„Vorbildcharakter“ für den weiteren 
„Ausbau“ der EG: nämlich für einen — 
jetzt aber konferenzmäßig abgewickel­
ten — Anschluß der EFTA-Länder 
(Finnland, Island, Liechtenstein, Nor­
wegen, Österreich, Schweiz, Schwe­
den) an die EG. Seit 1989 verhandeln 
EG und EFTA über die Bildung eines 
„Europäischen Wirtschaftsraumes“ 
(EWR). Diese Verhandlungen finden 
nicht mehr zwischen den Regierungen 
der beteiligten Länder statt, sondern 
zwischen der EG-Kommission und der 
Vertretung der EFTA. Der von der EG- 
Kommission ausgekochte Plan des EWR 
besteht darin, den EFTA-Ländern die 
„Alternative“ zu stellen, entweder zu 
den bestehenden Bedingungen der EG
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beizutreten oder als gesamtes EFTA- 
Gebiet angeschlossen zu werden. Die 
Bildung des EWR soll darin bestehen, 
daß die beteiligten Länder ohne irgend­
welche Mitsprache auch nur der Regie­
rungen — also ohne Vertretung im Mini­
sterrat — das ganze Gesetzes- und Maß­
nahmenpaket für den Binnenmarkt 1992 
pauschal übernehmen sollen. Streitig­
keiten sollen vor dem EG-Gerichtshof 
geklärt werden. Am 24. Juni finden in 
Salzburg die nächsten EWR-Verhand- 
lungen statt, auf denen auch das entspre­
chende Vertragswerk zwischen EG und 
EFTA unterzeichnet werden müßte, 
wenn der Anschluß zeitgerccht für den 
Binnenmarkt 1992 gelingen soll.

Zu einigen Rahmenbedingungen 
des Projektes „Binnenmarkt ’92 
Die Forcierung des europäischen Bin­
nenmarktes, der Entwicklung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion, der 
Herausbildung einer gemeinsamen Au­
ßen- und Militärpolitik und die Um­
strukturierung der EG zu einer neuen 
Form von übernationalem Exekutivstaat 
seit M itte der 80er Jahre findet unter dra­
stischen Umbrüchen der Kräfteverhält­
nisse zwischen den imperialistischen 
Staaten und auf der Basis beschleunigter 
Monopolisierung und Kapitalkonzentra- 
tion statt. Hierzu stichpunktartig einige 
Hinweise:

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
haben sich wesentliche Änderungen der 
imperialistischen Kräfteverhältnisse 
vollzogen. Die BRD steht ökonomisch, 
geographisch und politisch im „Mittel­
punkt“ dieser Veränderungen. Die wirt­
schaftlichen Kräfteverhältnisse zwi­
schen USA, Europa und Japan haben 
sich verschoben. Die USÄ ist zur 
Schuldnernation geworden, die BRD 
und Japan zu den wichtigsten Gläubi­
gern und Finanziers. Die Salden der 
Handelsbilanz entwickelten sich zwi­
schen 1981 und 1989 wie folgt: der jähr­
liche Saldo der USA fiel von 
-27,98 Mrd. Dollar weiter auf
-114,90 Mrd. Dollar, der jährliche Sal­
do der BRD stieg von +17,43 Mrd Dol­
lar auf +77 Mrd. Dollar, der Japans 
von +19,97 Mrd. Dollar auf 76,91 
Mrd. Dollar. Die USA verzeichneten al­
so eine beständige Verschlechterung ih­
rer Konkurrenzposition auf dem Welt­
markt, die BRD und Japan eine beständi­
ge Verbesserung.

Drei große imperialistische Einfluß­

zonen bilden sich heraus — von den im­
perialistischen Publizisten „Triade“ 
genannt — jeweils unter der Vorherr­
schaft einer imperialistischen Welt­
macht: Nord- und Südamerika unter der 
Vorherrschaft der USA, Europa unter 
der Vorherrschaft der BRD, der Pazifik 
unter der Vorherrschaft Japans.

Die Verlängerung des — wenn inzwi­
schen auch verlangsamten — „Wirt­
schaftswachstums“ der imperialisti­
schen Staaten seit Anfang der 80er Jahre 
in diesen Zentren vollzieht sich auf den 
Grundlagen:
— einer drastischen Senkung der Roh­
stoffpreise, insbesondere der Ölpreise 
seit etwa 1986 (zwischen dem 1. Viertel­
jahr 1984 und dem 1. Vierteljahr 1990 
fiel der Importpreis für ein Barrel Rohöl 
von 29,22 US-Dollar auf 19,45 US-Dol­
lar),
— der Krise der realsozialistischen 
Staaten und des Vordringens der impe­
rialistischen Wirtschaft in diesen Län­
dern,
— der gewaltsamen Öffnung von neuen 
„Absatzmärkten“ im Osten und der An­
nexion der DDR.

Seit dieser Zeit verstärken die führen­
den westeuropäischen Staaten ihre Poli­
tik der Schaffung einer europäischen 
Großraumwirtschaft. Motor dieser 
staatlich organisierten Großraumpolitik 
sind die imperialistischen Konzerne, 
was den ehemaligen EG-Bevollmächti- 
gen in Washington, Ray Denman, gleich 
zu der politischen Prognose beflügelte: 
„Der Grund, warum 1992 Erfolg haben 
wird, während jedes andere europäische 
Integrationsschema bisher gescheitert 
ist, liegt darin, daß dieses Mal die Ge­
schäftswelt den Prozeß vorantreibt. Sie 
ist Brüssel mindestens einen Schritt vor­
aus. Sie muß nicht ermahnt werden, ei­
nen gemeinsamen Markt zu errichten; 
sie tut es bereits.“ Die Sorte „Integra­
tion“, die die Konzerne betreiben, sind 
Übernahmen, Kooperation und Neuor­
ganisationen ganzer Industriebranchen 
durch wenige Konzerne.

Die Zentralisation des Kapitals und 
die Fortschreitende Beherrschung dieser 
Großwirtschafts räume vollzieht sich 
aber nicht nur innerhalb der drei impe­
rialistischen Zentren. Vielmehr versu­
chen die großen Konzerne, über welt­
umspannende Kooperationen vorzuge­
hen, wobei die Grundlage der Vorherr­
schaft in einer der drei oder in allen drei 
Wirtschaftsräumen offensichtlich die 

Vorherrschaft auf dem heimischen 
Markt ist. So erzielen viele US-amerika­
nische Firmen inzwischen in Europa 
größere Umsätze als in den USA. Die 
japanischen Direktinvestionen in Euro­
pa stiegen sprunghaft: bis 1985 / 86 ca. 2 
bis 3 Mrd. Dollar pro Jahr, 1988 bereits 
9 Mrd. Dollar, 1989 14 Mrd. Dollar. 
Wcltkooperationen wie zwischen IBM 
und Siemens (Chip-Produktion) und 
Daimler-Benz und Mitsubishi (beides 
die führenden Kampfflugzeughersteller 
des 2. Weltkrieges mit Messerschmitt 
und Mitsubishi) werden getroffen. Die 
beiden letzteren Konzerne haben sich 
nichts geringeres als die Bestimmung 
der „Zukunft der Automobil, Raum­
fahrt und Elektronikindustrie der Welt“ 
vorgenommen.

Die BRD liegt im Zentrum des geplan­
ten europäischen Wirtschaftsgroß rau­
mes und seines Ausbaus zum weltbe­
herrschenden, bereits jetzt weltgrößten 
(an Bevölkerung, Produktion etc.) 
Marktes. Bereits jetzt ist die BRD die 
vorherrschende Macht in diesem Markt, 
jedes EG-Land ist z.B. im Handelsbi­
lanzdefizit mit der BRD. Dank der fort­
gesetzten, auflaufenden Kapitalüber­
schüsse aus ihrer Handelsbilanz ist die 
BRD in der Lage, ihre Kanonenbootpo­
litik von gestern durch die moderne Ka­
pitalexportpolitik von heute zu ersetzen.

Schaut man sich die Karte der Indu­
striezentren, der sog. „wirtschaftlichen 
Ballungsräume“ in Europa an, so zieht 
sich eine Kette dieser Ballungsräume 
von Südengland und dem Großraum 
London über die Zentren Hollands, der 
Beneluxstaaten weiter über die gesamte 
BRD bis zur Industrieregion Nordita­
liens. Ein zweiter „Industriegürtel“ ver­
läuft am Nordrand des Mittelmeeres 
über Norditalien, Südfrankreich mit 
dem Großraum Marseille und der Re­
gion Barcelona in Spanien. Ohne die 
BRD kein europäischer Markt, ohne eu­
ropäischen Markt keine Vorherrschaft 
auf den anderen Weltmärkten. Das dürf­
te eine wesentliche Basis für die Bereit­
schaft der anderen imperialistischen 
Staaten sein, der „Lokomotive“ BRD 
nach Ost und West und überhaupt zu fol­
gen.

Der entstehende, neue EG-Staat: 
ko nzern kontrolliert, gefährlich

Während innerhalb der Linken und zwi­
schen Mitgliedern verschiedener linker 
und sozialistischer Organisationen da

zum nationalen Recht grundsätzlichen 
Vorrang.“ (Wege zum EG-Binnez 
markt. S. 19)

Die „Richtlinie“ ist das Rahmens 
setz der EG. Mit Richtlinien wird kew 
unmittelbar innerhalb der beteiligter. 
Staaten wirkendes Recht gesetzt, viel­
mehr werden die beteiligten Staaten a 
eigenen Maßnahmen im Rahmen dieser 
Richtlinie verpflichtet. Dabei wird ihnen 
aufgetragen, innerhalb einer bestimmter. 
Frist bestimmte Schritte zu unterneh­
men. Gesetze zu verabschieden. Ver­
ordnungen zu erlassen, die diesen Richt­
linien genügen müssen. Die Richtlinie 
ist also das Instrument der RechLsangle.» 
chung im Unterschied zur unmittelbaren 
Rechtssetzung durch die Verordnung 
Keineswegs ist die Richtlinie als weni­
ger durchgreifendes Instrument der be­
sonderen, gemeinsamen Kapital-Inter­
essen gegenüber den Mitghedstaaten zu 
betrachten. Die nicht ausreichende oder 
nicht fristgemäße Ausführung einer 
Richtlinie kann vor dem Europäischen 
Gerichtshof eingeklagt werden.

Die dritte Form eines EG-Rechtsaktes 
ist die „Entscheidung“. „Die Entschei­
dung kann sowohl an die Mitglied Staaten 
als auch an einzelne gerichtet werden 
Im ersten Fall kommt sie der Richtlinie 
nahe, im zweiten Fall als konkrete Ein­
zelfallregelung dem nationalen Verwal 
lungsakt. Der einzelne, der sich gegen 
eine ihn betreffende Entscheidung weh­
ren will, kann unmittelbar den Gerichts­
hof an rufen.

Der unparlamentarische Exekutivcha­
rakter des entstehenden EG-Staates 
kommt auch im Verhältnis seiner Orga­
ne zum Ausdruck. Die wichtigsten die­
ser Organe sind die Kommission, der 
Ministerrat. der nach Bedarf in unter­
schiedlicher personeller Zusammenset­
zung von den beteiligten Regierungen 
beschickt werden kann, das Parlament 
und der Gerichtshof. Die Kommission 
besteht aus 17 EG-Kommissaren, von 
denen die „großen“ Mitgliedsstaaten 
jeweils zwei und die „kleinen“ jeweils 
einen stellen. Die Kommission ist keine 
Exekutive im herkömmlichen Sinne, 
vielmehr eine neue Art „Heerführung“, 
die ihre Aufgaben unmittelbar aus dem 
„Vertragswerk“ schöpft, praktisch aus 
den „ Expertenberatungen“, wobei die­
se Experten organisiert in verschieden­
sten Ausschüssen aus Konzernvertre­
tungen und Regierungsbeamten beste­
hen. Der Ministerrat ist das Abstim-

und dort diskutiert wird, ob mit der EG 
eine neue Form der Staatsbildung ent­
steht, ist die tatsächliche Staatsbildung 
bereits weit fortgeschritten.

Am deutlichsten zeigt sich dies an der 
Rechtsetzung, die durch EG-Organe 
vorgenommen wird. Dazu nur einige 
Hinweise, ohne deren Berücksichtigung 
aber jede Beurteilung der offenen und 
verdeckten EG-Konferenz- und Kom­
missionspolitik problematisch wird.

Es gibt drei Arten von Rechtsakten, 
mit denen EG-Behörden unmittelbar 
oder mittelbar in die Rechte, damit die 
Interessen nationaler Kapitale und vor 
allem der Lohnabhängigen, Bauern und 
kleinen Selbständigen eingreifen: die 
„Verordnung“, die ,, Entscheidung“
und die „Richtlinie“. Schon der Begriff 
„Verordnung“ deutet die besondere Art 
von Exekutivstaat an, die mit der EG 
herausgebildet wird. Die „Verord­
nung“ — im landläufigen Sinne eine 
Ausführungsbestimmung auf Grund ei­
nes Gesetzes — ist im EG Sprach- und 
vor allem Rechtsgebrauch das Gesetz 
der EG. Nach dem „Verordnungsver­
fahren“ der EG kann sie nur auf Initiati­
ve der EG-Kommission zustande kom­
men. Sie wird vom Ministerrat — also 
der Regierungsvertretung der beteilig­
ten Länder — verabschiedet, das EG- 
Parlament hat dabei lediglich beratende 
Funktion. Es gibt auch Sachgebiete und 
in Verträgen geregelte Durchführungs­
vorgänge, bei denen die Kommission 
eine eigene Verordnungskompetenz hat. 
Was in der Entwicklung des bürgerli­
chen Parlamentarismus sich zunehmend 
durchsetzt — die Entmachtung des Par­
laments durch die Regierung — und was 
ein wesentlicher Kritikpunkt der Bewe­
gung der 68er-Jahre war (ein wichtiger 
Bezugspunkt dieser Kritik das Buch von 
Brückner/Agnoli „Transformation der 
Demokratie“) ist für den neuen EG- 
Staat von Anfang an das grundlegende 
Konstruktionselement. Gesetze werden 
von Regierungen verordnet und dem 
Parlament zur Akklamation vorgelegt. 
Die EG-Verordnung ist ein unmittelba­
rer und vorrangiger Rechtsakt des „Ge­
meinschaftsrechts“. „Die Verordnung 
ist in allen ihren Teilen verbindlich und 
gilt ohne weiteren nationalen Akt der 
Zustimmung oder Publikation in den 
Mitgliedstaaten unmittelbar. In ihrem 
Anwendungsbereich setzt sie früheres 
entgegenstehendes nationales Recht au­
ßer Kraft, denn sie genießt im Verhältnis

„Präsident Bush hat uns eingeladen, 
„Partners in leadership“ zu sein. Wir 
sind dazu bereit. Wir sind bereit, den 
Teil der innerwestlichen Lastenteilung 
(bürden sharing) zu übernehmen, den 
wir entsprechend unserer Leistungskraft 
erbringen können — wirtschaftlich und 
politisch.
Drei große Aufgabenfelder gilt es, in 
den neunziger Jahren zu gestalten: 
Erstens: Wir wollen die beiden über vier 
Jahrzehnte lang getrennten Teile meines 
Landes jetzt auch wirtschaftlich, sozial 
und kulturell zusammenführen.
Zweitens: Wir wollen mitwirken am 
Bau einer dauerhaften und gerechten 
Friedensordnung für Europa . . .
Drittens: Wir wollen unseren Beitrag 
leisten zu einer Weltfriedensordnung

(Helmut Kohl in Washington, 20. Mai 
1991, Bulletin, 22. Mai 1991, S. 441 f.)

*
„Europa bleibt zentraler Schwerpunkt 
der amerikanischen Außenpolitik . . . 
Die amerikanische Politik bleibt also eu­
rozentrisch . . . Niemand erwartet die 
Wiederbelebung des Stalinismus. Das 
schiere Machtpotential der Sowjetunion 
ist jedoch eine zentrale Tatsache der 
Geopolitik . . . Ein militärisches Gegen­
gewicht im Westen wird deshalb benö­
tigt. Dies gilt noch mehr, wenn die Re­
formen in Osteuropa scheitern . . . (Die 
KSZE) kann jedoch die NATO nicht er­
setzen. Das durch die tatsächliche Auf­
lösung des Warschauer Pakts entstehen­
de Sicherheitsvakuum kann nicht durch 
einen Stammtisch von 34 Nationen aus­
gefüllt werden. Wenn kritische Sicher­
heitsentscheidungen mit globalen Aus­
wirkungen getroffen werden, sollten 
Länder vom Kaliber der Vereinigten 
Staaten nicht genauso behandelt werden 
wie beispielsweise Malta oder Bulgarien

Die Vereinigten Staaten und 
Deutschland müssen die Grundlagen der 
europäischen Stabilität erhalten, auch 
während sie versuchen, die Herausfor­
derungen und Probleme in den Griff zu 
bekommen, die über diesen Kontinent 
hinausgehen . .. Unsere beiden Länder 
üben Führungsrollen aus ...“ 
(US-Botschafter Walters im November

Großraum EG: Politische Zielbestimmungen
1990 vor der Gesellschaft für Auswärti­
ge Politik in Bonn, zitiert nach Europa- 
Archiv 22/90, S. 655 f.)

♦
,,. .. Frankreich hat dem Souveränitäts­
denken keineswegs abgeschworen. Das 
ist schon daran erkennbar, daß es ent­
schieden an seiner Autonomie im Be­
reich der Verteidigung festhält, also 
dort, wo es als Nuklearmacht überlegen 
bleibt. Gleichzeitig sucht es den deut­
schen Partner fester in die Gemeinschaft 
einzubinden, und zwar dort, wo dessen 
Überlegenheit besonders fühlbar ist, in 
der Währungspolitik . . . Anders wieder 
Großbritannien: Seiner europapoliti­
schen Tradition folgend, will es die Ge­
meinschaft zugleich auflockern und er­
weitern . . . Welchem dieser beiden 
Wege soll man folgen? Mit gewissen 
Vorbehalten wohl dem französischen 
. .. Die französische Forderung nach 
einer festgefügten Währungsunion ist 
daher logisch. Ihre Begründung ist auch 
politisch unwiderlegbar. Es wäre eine 
politische Illusion zu glauben, die ande­
ren EG-Mitgliedsstaaten könnten auf die 
Dauer bereit sein, sich einer deutschen 
Währungshegemonie zu beugen. Hier 
geht es um nicht mehr und nicht weniger 
als die Zukunft der deutsch-f anzösi- 
schen Partnerschaft und damit der euro­
päischen Integration. Eine Schwäche 
des französischen Ansatzes könnte darin 
liegen, daß er zu einseitig bleibt. Um das 
nachzuweisen, braucht man nicht einmal 
die enttäuschende französische Haltung 
in den Fragen der gemeinsamen Sicher­
heit und Verteidigung anzuführen . . .“ 
(von Staden, ehemaliger Staatssekretär 
im Auswärtigen Amt, in Europa-Archiv 
23/90, S. 685 f.)

*
„. . . Am Ende des Weges — als End­
stufe von Wirtschafts- und Währungs­
union — muß eine solche Zentralbank 
stehen. Und, meine Damen und Herren, 
wir Deutsche sollten den Ehrgeiz haben, 
daß sie ihren Sitz in Deutschland hat.“ 
(Kohl am 13. März 1991 in Berlin, zit. 

nach Bulletin der Bundesregierung, 
22.3.91, S. 241 f.) *
„Frage: Am 4. Februar 1991 haben Sie, 
Herr Minister Genscher, und Ihr franzö­
sischer Amtskollege, Roland Dumas, in 
Brüssel einen deutsch-französischen 
Vorschlag zur Einführung einer gemein­
samen Außen- und Sicherheitspolitik 
der Zwölf im Rahmen der Politischen 
Union vorgelegt. Warum gerade jetzt 
eine solche Initiative? . . . Genscher: 
. . . Die zwölf Märkte der EG vereinigen 
sich zu einem Mega-Markt mit 340 Mil­
lionen Verbrauchern — mit einer lei­
stungsfähigen Industrie — alles in allem 
zu einer Volkswirtschaft, mit der an Lei­
stungsfähigkeit weltweit nur noch der 
amerikanische Binnenmarkt vergleich­
bar ist. Ein Europa ohne Grenzen ent­
steht. Wie ist es vorstellbar, daß dieses 
wirtschaftlich eine Europa außen- und 
sicherheitspolitisch mit zwölf Stimmen 
spricht? Ich jedenfalls kann es mir nicht 
vorstellen . . . Was die EFTA-Länder 
angeht, so bin ich überzeugt, daß die 
meisten oder alle EFTA-Länder der 
Gemeinschaft über längere Frist beitre­
ten werden . . .“
(zit. nach: EG-Magazin 3/91, S. 28 f.)*
„Ich wünsche mir, daß wir im Dezem­
ber dieses Jahres auf dem Europäischen 
Gipfel in Maastricht die Vertragsent­
würfe zur Politischen Union sowie zur 
Wirtschafts- und Währungsunion unter­
zeichnen. Dann könnten sie im Jahre 
1992 von den nationalen Parlamenten 
ratifiziert werden und — eventuell stu­
fenweise — in diesem Jahrzehnt in Kraft 
treten . . . Die europäische Gemein­
schaft ist nicht das ganze Europa. Sie 
muß grundsätzlich für andere europä­
ische Länder offen sein . . . Dies gilt in 
erster Linie für die Länder der EFTA. 
von denen sich einige bereits heute auf 
eine Mitgliedschaft in der Gemeinschaft 
vorbereiten, wie zum Beispiel Öster­
reich und Schweden. Zur politischen

Verantwortung der Gemeinschaft gehört 
aber auch, daß wir jenen Ländern in Mit­
tel- und Südosteuropa, die die entspre­
chenden Voraussetzungen erfüllen, 
nicht den Weg in die Gemeinschaft ver­
sperren . . .“
(Kohl am 20. Mai 1991 in Washington, 
zit. nach Bulletin der Bundesregierung, 
22. Mai 1991, S. 441 f.)*
„Im Bereich der Sicherheit wird die Be­
deutung der Atlantischen Allianz und 
der WEU für die Stabilität in Europa an­
erkannt und bestätigt. Sie müssen sich an 
die neuen Gegebenheiten anpassen . . . 
Die Zeit ist herangereift, um nach neuen 
Lösungen für die Sicherheitsprobleme in 
Europa zu suchen und um insbesondere 
einen kooperativen Ansatz zu entwik- 
keln . . . daß ein Mechanismus für 
dringliche Situationen geschaffen wer­
den muß. der schnelle Reaktionen im 
Krisenfall erlaubt. Das mit der Charta 
von Paris geschaffene Konfl iktverhü- 
tungszentrum (Sitz: Wien, Anm. d. 
Red.) muß außerdem in den Stand ge­
setzt werden, die von ihm erwarteten 
Aufgaben wirksam zu erfüllen . . .“ 
(Schlußfolgerungen der deutsch-franzö­
sischen Botschafterkonferenz in Wei­
mar, aus: Bulletin der Bundesregierung, 
22. Mai 1991, S. 447 f)*
....... Zugleich stellen sich uns neue, 
gemeinsame Aufgaben. Die Sicherung 
politischer und wirtschaftlicher, sozialer 
und ökologischer Stabilität in jenem Teil 
Europas, der sich nach Jahrzehnten vom 
Joch der kommunistischen Zwangsherr­
schaft befreit hat . . .“
(Kohl in Washington, nach Bulletin der 
Bundesregierung, 22.5. 1991, a.a.O.)

*
„. . . Sie (die EG. d. Red.) muß sich in­
stand setzen, ihren vollen Beitrag zur 
Konsolidierung und Stabilisierung der 
neu errungenen Freiheiten in Osteuropa 
zu leisten.

Dort ist im Ringen um die Freiheit ja 
zunächst nur die erste Runde gewonnen. 

Ob auch die nächsten an die Freiheit ge­
hen. wird davon abhängen, daß es ge­
lingt, den wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenbruch abzuwenden . . wäre 
es vermessen, die Demokratie selbst in 
Ländern wie der Tschechoslowakei, ft>- 
len oder Ungarn als endgültig stabilisiert 
anzusehen. Hier bedarf es der gesam­
melten Kraft der Gemeinschaft als Kem 
Europas . Auf die Gemeinschaft 
kommt . . . nicht nur eine formidable 
Bewährungsprobe im Innern zu, son­
dern auch die Frage ihrer Erweiterung 
Österreich, Malta. Zypern, vielleicht 
Norwegen und Schweden stehen schon 
vor der Tür. Und wenn es einmal so uni 
sein sollte, wird man auch die verbünde 
te Türkei kaum schlechter behandeln 
können als Polen, die Tschechoslowakei 
und Ungarn . . .“
(von Staden, a.a.O.)

*
„Bis jetzt haben sich die Umrisse der 
neuen Gestalt internationaler Beziehun­
gen nach dem Ende des Ost-West-Kon- 
flikts in der Großregion Europa bemer 
kenswert friedlich herausgebildet. Arr 
gesichts der tief in die Strukturen der fr 
litik in und zwischen Gesellschaften und 
Staaten eingreifenden Veränderungen 
war dies nicht unbedingt zu erwarten

(von Bredow und T Jäger in ..Eurvpc 
ische Wehrkunde“ 5/91, S. 261 f. )

♦
....... So werden die Mmderheitsspr 
nungen in Osteuropa sicherlich noch fe 
Jahrzehnte potentielle Getahrenheni 
sein . .“
iB. Heuser. Institut der Geschichte dr 
Internationalen Politischen Beziehe 
gen. Paris, zit. nach Europa-Arv» 
23/91. S. 50 f)

*
„Was ist die Zukunft der Rdormec 
Wo werden sich Gleichgewichte etspr 
dein9 Kann Europas östlicher Tal ei» 
Fragmentierung entgehen“ Wir wisse 
es nicht . . Auf die Beo-ilkerung de 
neuen Demokratien kommen SptM» 
gen und Belastungen zu “ 
Generalsekretär Wömer. zit- *** 
Europa-Archiv 3 91. S. 61 f.)
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mungsgremium zwischen den Regierun­
gen. im Rahmen der EG-Gesetzgebung 
aber die eigentliche „Legislative44. also 
die gesetzgebende Gewalt in der EG. 
Eine besondere Ratseinrichtung ist seit 
der Einheitlichen Europäischen Akte der 
..Europäische Rat“, der aus den Regie- 
rungsschefs besteht. Das EG-Parla- 
ment. 1979 erstmals gewählt, „wirkt“ 
bei der Gesetzgebung mit. hat beraten­
de. höchstens vereinzelt „kontrollieren­
de*1 Funktion.

EG-Binnenmarkt: Zielsetzungen
Interessen und Grenzen der 

Konzentration und Expansion 
Die Durchsetzung des Binnenmarkts 92 
besieht aus mehreren hundert Einzel­
maßnahmen, die dem Ziel des „freien 
Verkehrs“ von Gütern, Dienstleistun­
gen und Kapital dienen sollen. Zu diesen 
Maßnahmen gehören so unterschiedli­
che Bestimmungen wie die über Produk- 
tions-, Marken- und Verpackungsbe- 
stimmungen, Produktionsnormen, die 
einerseits einheitliche Qualitätsanforde- 
rungen sicherstellen, andererseits euro­
paweite öffentliche Ausschreibungen 
ermöglichen sollen, Bestimmungen über 
den freien Kapital verkehr, Bilanzie- 
rungsrichtlinen. Steuerbestimmungen 
usw. usf. Worin besteht die gemeinsame 
Zielsetzung dieser Bestimmungen, Ver­
ordnungen, Richtlinien, „Harmonisie­
rungsmaßnahmen“ ?

Eine der unzähligen Ratgeberbro­
schüren für Kapitalisten stellt dazu fest: 
..Der größere Markt bietet die Möglich­
keit. die Stückkosten durch Umsatzstei­
gerung zu verringern. Diese Größenvor- 
teile sind mit einer erwarteten Speziali­
sierung verbunden. Harmonisierte euro­
päische Normen vermindern die Kosten, 
die bisher entstanden sind, um Produkte 
an die nationalen Anforderungen anzu­
passen ... Die neue Strategie der Euro­
päischen Kommission soll dazu führen, 
daß die Produkte wirklich auf den euro­
päischen Markt abgestimmt werden 
können. Die größeren Stückzahlen sol­
len die Stückkosten verringern und die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit er­
höhen.“ („Unternehmenspraxis in der 
EG“, S. 39) Die bereits durchgeführten 
und noch geplanten „Europanormen“ 
beziehen sich aber nicht nur auf die Pro­
duktion von Waren und Dienstleistun­
gen, sondern auch auf deren Transport 
zum Bestimmungsort, auf das Bestel­

lungswesen, den erforderlichen Kom­
munikationsaufwand und den mit der 
Produktion verbundenen Geld- und Ka­
pitalverkehr. Die Beseitigung der Grenz­
kontrollen verkürzt den Warentrans­
port, einheitliche Netze genormter Te­
lefon- und Datenverbindungen verbilli­
gen die Kommunikationskosten, euro­
paweite genormte Transportsysteme be­
schleunigen und verbilligen den Trans­
port.

Alle diese Maßnahmen ermöglichen 
einerseits wachsende Massenproduk­
tion, setzen andererseits aber auch 
wachsenden Kapitaleinsatz voraus, um 
sie zu nutzen. Den Hauptnutzen dieser 
Entwicklung haben also die großen Kon­
zerne, die tatsächlich europa- und welt­
weit agieren, die aber (s. oben) gleich­
zeitig direkten Einfluß auf diesen euro­
päischen Normungsprozeß ausüben, so 
daß diese Beeinflussung der EG-Ent­
scheidungen zu einem unmittelbaren In­
strument der Konzerne untereinander 
wird. Derjenige Hersteller, dessen eige­
ne Industrienormen — z. B. im Maschi­
nenbau, in der Computerindustrie, in 
der Telekommunikation — zu EG-Nor­
men werden, hat den größten Kosten­
vorteil, erhält die Zuschläge bei öffentli­
chen Ausschreibungen, erhält durch 
EG- und nationale Staatsmaßnahmen ge­
sicherte Marktpositionen. Gleichzeitig 
eröffnen sich diese Konzerne Zugang zu 
bisher national geschützten Märkten.

Gegenwärtig sind die großen Konzer­
ne z. B. der Automobilindustrie die Vor­
reiter einer europaweiten Produktions­
strategie, die aus einer Mischung von 
Firmenübernahmen bei gleichzeitiger 
Neustrukturierung der Produktion be­
steht. „Seit Mitte der siebziger Jahre 
sind bei führenden Unternehmen typi­
sche Veränderungen der Konzentrati­
onspolitik festzustellen. Diversifikation 
als Strategie: Stärkung der Kerngeschäf­
te durch Rationalisierung und Abspal­
tung von Unternehmensbereichen sowie 
die Erweiterung des Leistungspro­
gramms durch Diversifikation in ver­
wandte Bereiche, insbesondere Hoch­
technologie. Kooperation als Struktur: 
Veränderte organisatorische Umsetzung 
der neuen strategischen Ausrichtung 
von Unternehmenszusammenschlüssen 
durch lockere Untemehmensverbin- 
dungen.“ („Marktaufteilung und Stand­
ortpoker in Europa“, S. 70)

Ford-Europa z.B. steuert ein europa­
weites Beschaffungs-, Produktions- und 

Verteilungsnetz an, in das die Zuliefer­
industrien ganzer Länder einbezogen 
ist, wobei dann z.B. die Kabelbäume 
und Heizungsschläuche aus Spanien, die 
Zylinderköpfe aus Italien, der Unterbo­
denschutz aus der Schweiz und der An­
lasser aus Japan kommt. Ähnliche Ent­
wicklungen bestehen bei den inzwischen 
noch verbliebenen großen Automobil­
konzernen in Europa, nämlich VW, 
Fiat, Peugeot, Renault. Die Tendenz zur 
kapitalintensiven Massenproduktion 
und Marktaufteilung hat in den letzten 
Jahren die Fusionen, Übernahmen und 
Kooperationen auf dem Automobil­
markt beschleunigt. Ford übernahm Ja­
guar, Fiat übernahm die noch verbliebe­
nen italienischen Automobilproduzen­
ten, General Motors erwarb eine 50 %- 
Beteiligung an Saab, VW übernahm be­
reits 1986 den staatlichen spanischen 
Automobilkonzern SEAT. Ähnliche 
Entwicklungen finden in anderen Indu­
striezweigen statt. Bereits 1986 erreich­
ten die 40 größten europäischen Kon­
zerngruppen 23 % des Gesamtumsatzes 
des verarbeitenden Gewerbes in Europa.

Keine Entwicklungsperspektive 
für „Rand- und Armutsgebiete“ 
Diese durch das Programm „Binnen­
markt“ noch zusätzlich vorangepeitsch­
te Kapitalkonzentration und -Zentralisa­
tion in den Händen weniger, riesenhaf­
ter EG-Monopole und in von diesen kon­
trollierten „Zentren“ der EG stößt an­
scheinend bereits vor Vollendung des 
„Binnenmarktes“ zunehmend auf ob­
jektive Schranken. Es mehren sich die 
Krisen- und Stagnationserscheinungen. 
Krassestes Beispiel ist derzeit die annek­
tierte DDR, in der Produktivkräfte nur 
noch vernichtet werden, um Platz zu 
schaffen für den Absatz westdeutscher 
und anderer EG-Waren, die in schon be- 
stehenden Werken gefertigt wurden. 
Aber auch für die anderen Staaten Ost­
europas, Polen etwa, die CSFR, Ungarn 
oder gar Jugoslawien, Bulgarien, Rumä­
nien bietet die EG, bieten die EG-Kon­
zerne keinerlei Entwicklungsperspekti­
ve.

Ganz im Gegenteil, die verbilligte 
Produktion der industriellen Ballungs­
räume „versorgt“ diese „Randgebie­
te“, ja sie braucht sie als Absatzgebiet. 
Genau diese Entwicklung ließe sich an 
Hand des Zahlenmaterials sogar der EG 
als Folge der sogenannten „Süderweite­
rung“ (Portugal, Spanien, Griechen­
land) belegen. Die propagierten segens­

reichen Wirkungen des grenzenlosen 
Binnenmarktes 92 stellen sich so — zu­
mindest für die Regionen Osteuropas, 
vermutlich aber auch für zahlreiche, in 
der veröffentlichten Meinung sowieso 
verdrängte „Randgebiete“ der EG wie 
Schottland, Nordirland, die belgischen 
Kohlegebiete u.ä. — ebenso wie die 
Versprechungen über die „Entwick­
lung“ der DDR nach ihrer Annexion 
durch die BRD als europaweite Grenzen 
der kapitalistischen Marktwirtschaft 
heraus. Diese objektiven Schranken, 
Wachstumsgrenzen, auf die die EG- 
Großraum-Marktwirtschaft bereits jetzt 
stößt, dürften auch der Grund sein, wa­
rum auf bürgerlicher Seite die Diskus­
sion über Militär- und Polizeikoopera­
tion, also über den Ausbau des EG-Ge­
waltapparats, immer mehr in den Vor­
dergrund der Diskussion gedrängt wird.

Auch in den Reihen der Gewerkschaf­
ten, der SPD und unter Kommunalpoli­
tikern aller bürgerlichen Parteirichtun­
gen entwickelt sich inzwischen Kritik an 
der wachsenden Differenzierung zwi­
schen ganzen Regionen in Europa. Die­
se Kritik geht aber noch weitgehend da­
von aus, daß die „Vorteile“ des EG- 
Marktes „ungleich“ sind, sie fordert ei­
ne „Umverteilung“ durch staatliche 
Maßnahmen, aber sie basiert immer 
noch auf der Hoffnung, daß per Saldo 
die EG sich doch als „Zugewinngemein­
schaft“ herausstellen wird. Sie beruht 
also auf der Hoffnung, daß zumindest in 
den Industriezentren wirtschaftliches 
Wachstum stattfmdet.

Aber die erhoffte Sorte „Wachstum“ 
dieser Art Großraumwirtschaft steht 
auch in den Zentren und Inseln der kapi­
talintensiven Produktion auf wackeligen 
Füßen, denn:
— Jede kapitalistische Produktion und 
schon gar jede wachsende Massenpro­
duktion braucht zur „Räumung“ der 
Überproduktion zahlungsfähige Nach­
frage. Diese Nachfrage kann aber letzt­
lich nicht durch Umverteilung entste­
hen, sondern nur als Ergebnis arbeitstei­
liger Produktion. Die immer krassere 
Trennung zwischen kapitalintensiven 
„Produktionsgebieten“ und verarmen­
den Absatzgebieten untergräbt also auch 
die Entwicklung der industriellen Bal­
lungsräume.
— Jedes nur auf einseitiger, hochmono­
polisierter Produktion beruhende Wirt­
schaftswachstum ist äußerst instabil. 
Marginale Änderungen von Konkur­
renzvorteilen durch technische, gesell­

schaftliche, politische Veränderungen 
und Entwicklungen können ganze Re­
gionen und Industriestandorte in kürze­
ster Zeit ruinieren.
— Schließlich gelten nach wie vor die 
Gesetze der kapitalistischen Produktion, 
ihrer Krisen und ihrer weltweiten un­
gleichmäßigen Entwicklung. Bisher ha­
ben z.B. die europäischen und japani­
schen Konzerne vom Absatz auf dem 
US-Markt profitiert. Dem wird das 
wachsende ÜS-Handels- und Leistungs­
bilanzdefizit Grenzen setzen. Bereits 
seit der zweiten Hälfte der 80er Jahre 
verlangsamt sich der Zuwachs des Brut­
tosozialproduktes in den meisten kapita­
listischen Staaten. Auch das gewaltsame 
Aufbrechen immer neuer Märkte — in 
Europa, in den osteuropäischen Ländern
— ist dagegen kein dauerhaftes Allheil­
mittel.

Die „Grenzen des Wachstums“ der 
kapitalistischen Großraum-Marktwirt­
schaft EG scheinen also bereits erreicht, 
bevor das Programm „Binnenmarkt“ 
vollendet ist. Damit zeichnet sich ab, 
daß auf die EG-Konzern-Wirtschaft 
schwere ideologische und auch materiel­
le Erschütterungen zukommen. Die 
Konzerne und EG-Regierungen rüsten 
bereits dafür — Schengener Abkom­
men, Euro-BKA, WEU-Ausbau und 
ähnliches sind Anzeichen dafür. Die 
Entwicklung einheitlicher, sich unter­
stützender Widerstandspositionen gegen 
diesen sich scheinbar unaufhaltsam voll­
ziehenden Militär- und Polizeiausbau 
der EG wird damit noch dringender.

Quellenhinweise: Paolo Cecchini, „Europa 92 
— der Vorteil des Binnenmarktes“, Baden-Ba­
den 1988; Karl-Werner Hansmann „Europa 
1992“, Schriften zur Unternehmensführung, 
Wiesbaden 1990; Franz Steinkühler (Hrsg.), 
„Europa 92 — Industriestandort oder sozialer 
Lebensraum“, Hamburg 1989; Rudofl Welz­
müller, „Marktaufteilung und Standortpoker in 
Europa“, Europahandbuch für Arbeitnehmer, 
Bund-Verlag, Köln 1990; Brindlmayer u.a., 
„Unternehmenspraxis in der EG — Wege zum 
EG-Binnenmarkt 1992“, Bonn 1989; Bundes­
drucksache, „Jahresgutachten 1990/91 des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der ge­
samtwirtschaftlichen Entwicklung; Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften, „Per­
spektive 92“, Monatlicher Brief zum Europa 
ohne Binnengrenzen, Brüssel, div. Ausgaben; 
Presse und Informationsamt der Bundesregie­
rung, „Bulletin“, div. Ausgaben; Erwin Dichtl 
(Hrsg.), „Schritte zum Europäischen Binnen­
markt“, dtv-Taschenbuch, München 1990

ehe, rül, BWK

Die Fragestellung greift zu kurz. Der 
Zusammenhang ist komplexer und fun­
damentaler. Bezeichnenderweise ist er 
zuerst von Europas Erzkonservativen, 
der „Brügge-Gruppe“, ausgesprochen 
und auf die treffende wie griffige Formel 
gebracht worden: „Wir sind wieder vor 
1914.“ Bezeichnend einmal für die Blut­
hunde der Rechten, die ebensowenig wie 
der Fuchs je zu Vegetariern werden und 
die Beute sofort wittern, auch wenn sie 
lange Jahre nur wenig Gelegenheit dazu 
hatten; bezeichnend aber auch für die 
Linke, die noch nirgendwo erkennbar 
auf der Höhe der Zeit zu sein scheint, 
sondern ausfasert in tollkühne Vergan­
genheitsbewältiger am irakischen Volk, 
ängstliche Pazifisten, Supraimperialis­
muspropheten, „Ami go home“-Wun-
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Golfkrieg und Neue Weltordnung
Einführende Bemerkungen zu einer Diskussionsveranstaltung des Roten Tischs Köln 
am 11. April 1991 zum Thema: „Nach dem Golfkrieg, Weltordnung ,Made in USA1?“

derheiler oder Anhänger des 3. Welt-Er­
lösers Saddam — allesamt tatsächlich 
Opfer eines Krieges, eines Propaganda­
krieges.

Dabei ließe sich die Formel für linke 
Politik, wüßte man auch sonst nichts, 
ohne viel Mühe aus der von rechts vor­
gegebenen herleiten: „Wir sind wieder 
bei Lenin.“ (Nebenbei, für alle, die sich 
alleine oder zu wenigen nicht wohlfüh­
len: Immerhin sind Lenins Schriften die 
zwar nach der Bibel, aber noch vor Aga­
tha Christies Krimis weltweit meistgele­
sene Literatur, also nichts weniger als 
elitär oder abseitig; und für alle, denen 
die Qualitäten „modern“ und „span­
nend“ wichtig geworden sind, nichts ist 
moderner, nichts spannender.)

Was will das sagen?
Das will sagen: Nicht der Golfkrieg ist 

das entscheidende Ereignis dieser Jahre. 
Das entscheidende Ereignis dieser Jah­
re, der Jahre, die wir jetzt erleben, ist 
vielmehr die Rückgängigmachung der 
universalhistorischen Zäsur, des weltge­
schichtlichen Einschnitts von 1917, der 
Rückschritt von der bipolaren Welt des 
Systemgegensatzes zwischen der staat­
lich organisierten Macht des Kapitals 
auf der einen und der staatlich organi­
sierten Macht der Arbeiterklasse auf der 
anderen Seite zu einer wieder monopola­
ren Welt, zu einer wieder alleine von den 
Staaten des Imperialismus dominierten 
Weltordnung. Insofern kommt solchen 
Ereignissen wie z. B. der Bonner KSZE- 
Konferenz von 1990, die auf den Tag 
heute vor einem Jahr zu Ende ging, auf 
dieser schiefen Ebene hin zu einer impe­
rialistischen Vorkriegsordnung eine 
mindestens ebensogroße Bedeutung zu 
wie dem Krieg am Golf: Der neuerli­
chen, feierlichen Inthronisierung der 
„Marktwirtschaft“ als weltweit allein­
gültiger Ordnung in Bonn folgen die 
neuerliche, feierliche Rehabilitierung 

des Krieges als Mittel der Politik und auf 
dem Fuße der Krieg selbst als Ausdruck 
der nunmehr von der Existenz eines so­
zialistischen Weltsystems und einer auf 
die Systemrivalität gestützten Befrei­
ungsbewegung der Länder der Dritten 
Welt nicht mehr gehemmten, ungebrem­
sten innerimperialistischen Rivalität. 
Die Vorgänge, die zu diesem Krieg führ­
ten, das Verhalten der Beteiligten, sein 
Ablauf, der Umgang mit den Ergebnis­
sen, lassen sich am besten vom Gedan­
ken der sich dort austobenden innerim­
perialistischen Rivalität aus verstehen, 
am wenigsten aber von der Annahme 
einer Verschwörung des Nordens gegen 
den Süden aus.

Die Frage also greift zu kurz. Wohin 
sie aber greift, das ist keineswegs zufal- 
lig-

Es existiert in der deutschen Protest­
bewegung, und damit meine ich das ge­
samte nichtintegrierte Potential von 
links und rechts, ein antiamerikanischer 
Affekt als Teil der bewußt produzierten 
und abrufbaren Dispositionsmasse im­
perialistischer Politik, als Teil cks Na­
tionalismussyndroms.

Dieser antiamerikanische Affekt er­
schien und erscheint in den verschieden­
sten Masken, immer aber mit dem einen 
Ergebnis: Er formiert die Nation — ge­
gen die USA. Von Kurt Schumachers 
Attacken auf Adenauer als den „Kanzler 
der Alliierten“ und der KPD-Parole 
„Ami go home“ samt dem Aufruf zum 
, ,antikolonialistischen Befreiungskampf 
Deutschlands gegen die USA“ über den 
Schlachtruf der 68er „Amis raus aus 
Vietnam“ und der Schreckensvision der 
80er von „Euroshima“ bis zu Mechters- 
heimers nationalbolschewistischen Sot­
tisen (in der UZ der DKP. So schlösse 
sich der Kreis, wäre da nicht noch einer) 
und Johannes Groß’ geschmäckleri- 
schen Unappetitlichkeiten spiegelt sich

immer nur eines: Die objektive Konkur­
renz der deutschen Monopole zünden 
US-amerikanischen Großkonzernen.

Wilson und Wilhelm, Roosevelt und 
Hitler, Kohl und Bush hießen und heißen 
die Exponenten: Seit der Jahrhundert­
wende begreifen sich ihre Auftraggeber 
als schärfste Konkurrenten und beneh­
men sich auch so.

Sowenig wir uns von der Propaganda 
gegen einen Popanz „Hitler-Saddam“ in 
den Krieg treiben ließen, sowenig soll­
ten wir uns von der Propaganda gegen 
die USA in den Krieg treiben lassen, der 
mit der monopolaren Weltordnung von 
den Wirtschaftsseiten („Stahlkrieg“, 
,, Spaghettikrieg4 ,, Dollarkrieg4 4,
„Bilderkrieg“, „Datenkrieg44) zuneh­
mend wieder auf die ersten Seiten der 
Gazetten zu rücken droht. Die Fragen, 
denen wir uns stellen müssen, schließen 
die ursprüngliche Frage ein, lauten aber 
also anders:
— Welche Bedeutung hat die weltweite 
Niederlage des Sozialismus als System?
— Was entsteht da mit der Restauration 
der monopolaren Weltordnung?
— Welche Protagonisten sind beteiligt?
— Welche Strategien werden obsolet 
(z. B. alle, die in der 3. Welt den System­
gegensatz unterlaufen sollten, wie z. B. 
LIC)?
— Welches Kräfteverhältnis besteht 
zwischen den Hauptmächten? — Gibt 
es noch eine dominierende imperialisti­
sche Macht? Wie ist die Tendenz? Wie 
verlaufen die Konfliktlinien?
— Wie verhalten sich die innereuropä­
ischen Konflikte zwischen Frankreich, 
England und Deutschland und ihr bilate­
rales Verhältnis zu den USA zum ge­
meinsamen EG-Interesse?
— In welchem Verhältnis steht die in­
nerimperialistische Konkurrenz zum 
Nord-Süd-Konflikt ?
— Was bedeutet das Ausgreifen der EG

durch Portugal auf Afrika, durch Spa­
nien auf den Maghreb und durch die 
Türkei auf Kurdistan für die globale 
Strategie der USA?
— Welche Qualität haben Regional­
mächte und regionale Konflikte im inter­
nationalen Kräftefeld?

Es steht zu vermuten, daß bei der Be­
antwortung dieser Fragen das Bild einer 
von konkurrierenden imperialistischen 
Mächten dominierten, unfriedlichen 
Welt entsteht, in den Strukturelementen 
gleich der Welt vor 1914.

Lesen wir Lenin. Und Aragons 
„Glocken von Basel“. Und vergessen 
wir nicht Karl Liebknecht: „Der Feind 
steht im eigenen Land.“ Mit allen Kon­
sequenzen. Selbst auf die Gefahr hin, 
wieder politikfähig zu werden.

Hans Peter Bordien, DKP
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Ein wichtiger Aspekt der Politik der 
Bundesregierung zum Anschluß der 
neuen Bundesländer an Westdeutsch­
land ist in der Verkehrspolitik zu sehen. 
Diese hat in jüngster Zeit zu heftigen 
Protesten gegen den Bonner Zentralis­
mus und gegen die fortgesetzte und be­
schleunigte Umweltzerstörung, die die 
konkreten verkehrspolitischen Vorha­
ben Bonns auf dem Gebiet der ehemali­
gen DDR mit sich bringen, geführt.

Der Bonner Zentralismus fand 1991 
seinen Niederschlag in verkehrspoliti­
schen Beschlüssen der Bundesregierung 
zur Beschleunigung des Baus neuer Ver­
kehrswege. Mit diesen sollen die neuen 
Bundesländer auch verkehrspolitisch 
„angeschlossen“ werden. Gleichzeitig 
wurde ein neues Gesetz als Entwurf er­
arbeitet, das mal mit „Maßnahmege- 
setz“, mal mit „Beschlcunigungsge- 
setz“ oder auch mit „Investitionsmaß- 
nahmegesetz“ umschrieben wurde und 
im Amtsdeutsch den Titel trägt: „Gesetz 
zur Beschleunigung der Planungen für 
Verkehrswege des Bundes in den neuen 
Ländern sowie im Land Berlin“. (1)

Im Zusammenhang mit dieser Ver­
kehrspolitik kam es zu heftigen Vorwür­
fen gegen die Kohl-Regerung im allge­
meinen und Bundesverkehrsminister 
Krause im besonderen, wobei vielfach 
Bezüge zur NS-Vergangenheit Deutsch­
lands gezogen wurden. In Österreich 
wurde der deutsche Verkehrsminister 
von SPÖ-Seite als „Reichsverkehrs­
minister“ tituliert. Anläßlich des Ge­
schwindigkeitswahns auch auf Autobah­
nen im Wilden Osten erinnerten Um­
weltverbände an eine der ersten Maß­
nahmen im NSDAP-Staat, die Aufhe­
bung der Tempolimits mit den Ergebnis, 
daß 1938 ebenso viele Straßenverkehrs­
tote gezählt wurden wie heute, obwohl 
es nur fünf Prozent so viele Autos gab. 
Bundesverkehrsminister Zimmermann 
ließ bereits im März 1990 erklären: „Ich 
gehe davon aus, daß sich unser bewähr­
tes Verkehrs recht durchsetzen wird. 
Dann wird es auch auf dem Gebiet der 
heutigen DDR kein Tempolimit 100 
mehr auf Autobahnen geben.“ (2) Der 
Verkehrsclub Deutschland (VCD) be­
zeichnete Justizminister Klaus Kinkel, 
der das neue Gesetz ausarbeiten ließ, als 
einen „Autobahn-Stalinisten“. (3) Der 
BUND bezeichnete das neue ,, Maßnah- 
megesetz“ als ein „verkehrspolitisches 
Ermächtigungsgesetz“. Die am 7. April 
1991 in Leipzig durchgeführte 1. Ta­
gung der Verkehrs-Bürgerinitiativen 
und -Verbände der neuen Bundesländer 
schloß sich diesem Tenor an; in der 
Schlußerklärung heißt es: „Es ist be­
zeichnend für die Verkehrspolitik der 
Bundesregierung, daß durch ein Er­
mächtigungsgesetz, so wie es unsere 
Bürgerinnen und Bürger 40 Jahre lang 
erlebt haben, wieder über unsere Köpfe 
hinweg Entscheidungen getroffen wer­
den sollen, mit ungeahnten Folgen für 
Mensch und Natur. Die erhofften demo­
kratischen Rechte sollen sogleich wie­
der, wie in alter SED-Manier, einge­
schränkt werden“ (4)

Alle diese Vergleiche, so problema­
tisch sie sein mögen, müssen gerade 
auch deshalb ernst genommen werden, 
weil sie von Seiten derjenigen vorge­
bracht werden, die von der Autowahn- 
Politik der Bonner Regierung und ihres 
Bundesverkehrsministers konkret be­
troffen sind und weil sich oft die War­
nungen aus dem Kreis derjenigen, die 
sich für Umwelt und Lebensqualität en­
gagierten, im Nachhinein mehr als be­
stätigt haben.

Tatsächlich tut die Bonner Regierung 
und die hinter ihr stehende Auto- und 
Betonlobby bei ihrer verkehrspoliti­
schen Fahrt in Deutschlands Wilden 
Osten so, als hätten wir eine zweite Welt 
im Kofferraum. Der Bau von Autobah­
nen und Straßen soll im Gebiet der ehe­
maligen DDR, aber auch in West­
deutschland, beschleunigt vorangetrie­
ben werden. Viele der zuvor erreichten 
und zuvor noch von christdemokrati­
schen und liberalen Politikerinnen und 
Politikern als „zukunftsweisend“ ge­
priesenen Bestimmungen und Gesetze 
zum Schutz der Umwelt sollen per Fe­
derstrich — mit „Maßnahmen“ und Ge­
setzen — beseitigt. Begründet wird die­
ses Verfahren, an dessen Spitze sich 
nicht nur das Verkehrs-, sondern para­
doxerweise auch noch das Umweltmini­
sterium gestellt hat, mit einem „ver­
kehrspolitischer Notstand“. Dieser 
wurde jedoch nachweisbar erst durch die 
konkrete Verkehrspolitik geschaffen.

Rückblick: Verkehr in der DDR
Die Durchsetzung der Autogesellschäft 
— der absoluten Dominanz von Pkw, 
Lkw und Bussen im Verkehrssektor, die 
Reduktion des nichtmotorisierten Ver­

Deutschland, einig Autoland
Es war einer jener unschönen Momente im Leben eines 
Autofahrers, der Adrenalin unvermittelt und heftigst durch 
die Adern treibt: eine grüne Ampel, auf die ein Trabi zu­
tuckerte, dahinter wurde der Range Rover beschleunigt, 
um die Ampel noch bei grün passieren zu können. Da brem­
ste der Trabi kurz, aber heftig — und stand. Die fast 2000 
Kilogramm Kampfgewicht des Range Rovers schoben sich

kehrs (zu Fuß und per Rad) und der mas­
sive Abbau des öffentlichen Verkehrs 
(Bahnen und Busse) — wurde in den fünf 
neuen Bundesländern bereits von der 
Regierung der DDR und deren Ver­
kehrspolitik vorbereitet. Zwar konnte 
im Güterverkehr bis 1989 erreicht bzw. 
verteidigt werden, daß rund 80 Prozent 
aller Güter auf Schienen transportiert 
wurden (in der Bundesrepublik ist es 
umgekehrt — ein fast ebenso großer 
Anteil der Gesamttransportleistungen 
kommt dem Lkw-Verkehr zu). Dies war 
jedoch bei der Reichsbahn in den letzten 
zehn Jahren mit einer Deinvestition ver­
bunden; nicht einmal die Investitionen 
zur einfachen Reproduktion von Schie­
nenwegen und Fahrzeugen wurden auf­
gebracht. Hier wie in der Wirtschaft ins­
gesamt wurde von der Substanz gelebt.

So klar die volkswirtschaftlichen Vor­
gaben der DDR-Regierung im Güterver­
kehr waren, hinsichtlich des Individual­
verkehrs wurde eine Entwicklung gefah­
ren, die weitgehend dem „westlichen 
Modell“ entsprach: Der private Besitz 
von Pkw nahm in großem Umfang zu; 
grundsätzlich wurde dem Tenor zuge­
stimmt, daß der Straße im Personenver­
kehr die Zukunft gehöre. Gleichzeitig 
fand auch in der DDR eine im Grundsatz 
mit dem Westen vergleichbare Struktur­
politik statt, deren Resultat die „Produk­
tion von künstlichem Verkehr“ ist, die 
zu „verkehrtem Verkehr“ zwingt: Die­
se Strukturpolitik läuft, zusammenge­
faßt, auf eine Trennung der Funktionen 
von Wohnen/Schlafen, Arbeiten und 
Freizeit hinaus und wurde erstmals am 
Beginn des Autozeitalters in der be­
rühmten „Charta von Athen“ im Jahr 
1933 propagiert: Anlage von neuen 
(Schlaf-) Städten im Grünen, Abriß hi­
storischer Viertel oder Nich-Wiederauf- 
bau nach dem Krieg. Le Cobusier, pro­
minenter Vertreter dieser Richtung: 
„Überall dort, wo die Bomben zerstör­
ten, zieht Grün ein, erheben sich Gebäu­
de in freier Natur. Straßenzüge und Hin­
terhöfe werden abgeschafft ... (Es gibt) 
Autobahnen, die die Stadt in ihrer gan­
zen Länge durchkreuzen“. (5) Im We­
sten entstanden die Modelle für die „au­
togerechte Stadt“ — zunächst noch vor 
dem Zweiten Weltkrieg in den USA, in 
Westeuropa nach dem Zweiten Welt­
krieg. Die dadurch bewirkten Struktur­
zerstörungen und die Zunahme der je­
weiligen Entfernungen in den Verkeh­
ren des Alltagslebens (Berufs-, Ausbil­
dung-, Einkaufs- und Freizeitverkehr) 
erreichten im Westen Rekorde.

Die parallelen Vorgänge in der DDR 
(und in den Ländern Osteuropas) nah­
men nie das Ausmaß an, das sie im We­
sten erreichten. Ein Faktor, der dies ver­
hinderte, war die weit niedrigere indivi­
duelle Motorisierung. Doch grundsätz­
lich fanden ähnliche Strukturverände­
rungen statt: — Neubau von reinen 
Wohn- und Schlafstädten weit außer­
halb, auf der „Grünen Wiese“
— In den Innenstädten wurden Ein­
kaufszentren, Erholung und Vergnügen 
(Kinos z.B.) konzentriert
— Die neuen Wohnsiedlungen entbehr­
ten oft elementarer Einrichtungen wie 
Einkaufsmöglichkeiten, Kneipen
— Die Städte wurden in großem Um­
fang für den Autoverkehr erschlossen, 
die Schneisen, die die Bomben des 
Zweiten Weltkriegs geschlagen hatten, 
vielfach nicht wieder mit den histori­
schen Bauten geschlossen, sondern für 
breite Straßen, Parkplätze usw. genutzt.

Infolgedessen wurden auch hier die 
Wegelängen im Berufs-, Einkaufs- und 
Freizeitverkehr in drei Jahrzehnten je­
weils mehr als verdoppelt — im Freizeit­
verkehr u.a. auch dadurch, daß die Le­
bensqualität in den Städten, u.a. durch 
den Autoverkehr, so eingeschränkt wur­
de, daß Bert Brecht posthum auch für die 
DDR Recht bekam:

Die Schwärmerei für die Natur 
kommt von der Unbewohnbarkeit 
der Städte.

Für diese verlängerten Wege wurden je­
doch zunehmend Pkw auch objektiv er­
forderlich (zur massenpsychologischen

beängstigend schnell auf das Plastikheck des Ost-Gefährts 
zu.

Doch das servounterstützte Zweikreis-Bremssystem mit 
Scheibenbremsen an allen Rädern brachten den Wuchtigen 
aus Großbritannien rechtzeitig zum stehen.

(Aus einem Fahrtbericht über ein neues Range Rover- 
Modell in der Welt am Sonntag vom 14. Januar 1990)

Seiten siehe unten). Diese Wege waren 
nicht mehr zu Fuß und per Fahrrad 
zurücklegbar. Teilweise übte auch der 
unzureichende Zustand der öffentlichen 
Verkehrsmittel und deren Verschlechte­
rung in den achtziger Jahren einen ent­
sprechenden Druck aus.

Entsprechend stieg die Zahl der priva­
ten Pkw auch in der DDR steil an: von 
600000 1966 auf 2,6 Millionen 1980 
und 3,8 Millionen im Wendejahr 1989. 
Damit lag der Motorisierungsgrad der 
DDR 1989 ungefähr auf dem westdeut­
schen Niveau von 1970, als — am Ende 
der Adenauer und Erhandt-Ära — durch­
aus bereits von einer „Vollmotorisie­
rung“ die Rede war. Der Motorisie­
rungsgrad der DDR entsprach 1989 im 
übrigen fast dem Motorisierungsgrad, 
der in Japan zum gleichen Zeitpunkt er­
reicht wurde.

Wenn sich mit Fug und Recht sagen 
läßt, die SED-Führung habe auf dem 
Sektor des Individualverkehrs grund­
sätzlich denselben Weg beschritten wie 
der Westen — so wie sie in vielem das 
westliche Konsummodell propagierte 
und die westliche Art und Weise, mit der 
Natur umzuspringen, praktizierte — 
dann stellt sich die Frage, warum ver­
folgte sie gerade hier diesen Weg? Die­
ser läßt sich mit keinen volkswirtschaft­
lichen Argumenten verteidigen. Der 
Straßenverkehr ist diejenige Verkehrs­
art, die — zusammen mit der Luftfahrt 
— der Gesellschaft die größten ökono­
mischen und ökologischen Kosten ver­
ursacht. Dies hat die DDR-Regierung, 
wie erwähnt, im Fall des Güterverkehrs 
durchaus erkannt; gerade nach 1973 und 
mit dem Anstieg der Ölpreise propagier­
te sie das Zurück des Güterverkehrs auf 
die Schiene mit gesamtgesellschaftlich­
ökonomischen Argumenten (und später 
terilweise auch mit ökologischen). 
Wenn die DDR-Regierung im Gegen­
satz zu diesen Einsichten ausgerechnet 
im nochmals „unproduktiveren“, teure­
ren, ökologisch problematischeren Indi­
vidualverkehr dennoch einen entgegen­
gesetzten Weg, das westliche Modell, 
wählte, dann hat dies in starkem Maß 
etwas zu tun mit der massenpsychologi­
schen Wirkung des Individualverkehrs: 
Der Besitz eines eigenen Autos und die 
„freie Fahrt“ im eigenen Pkw hat Sub- 
stitutcharakter. Wenn das westliche und 
östliche Gesellschaftsmodell die Mehr­
heit der Menschen von den großen Ent­
scheidungen in Politik und Wirtschaft 
ausschließt, wenn das Produkt, das in 
diesen Gesellschaften in Betrieben und 
Büros erstellt wird, ein diesen arbeiten­
den Menschen weitgehend fremdes ist, 
wenn daher in Ost wie West Entfrem­
dung, Entsolidarisierung und Unter­
drückung — wenn auch in sehr unter­
schiedlichen Formen — vorherrschen, 
dann stellt das Auto in beiden Gesell­
schaftssystemen ein ideales Mittel dar, 
die dadurch bewirkten Frustrationen 
teilweise zu kompensieren, anstelle der 
großen Freiheiten wenigstens kleine 
Freiheiten — und im Westen sogar die 
große Tempo-Freiheit — wahrzuneh­
men.

Die Kohl-Regierung und ihr — mit 
einem geschickten Schachzug aus den 
neuen Bundesländern importierter — 
Verkehrsminister können also durchaus 
an v chtigen Vorgaben, die die voraus- 
gega genen DDR-Regierungen in Sa­
chen Individualverkehr materiell und 
ideell geschaffen hatten, anknüpfen. Es 
ist auch kein Wunder, daß der heutige 
Rektor der renommierten Dresdener 
Hochschule für Verkehr „Friedrich 
List“ einerseits in den achtziger Jahren 
die SED-Verkehrspolitik an entschei­
dender Stelle mitbestimmte und sich 
heute als ein engagierter und aggressiver 
Vertreter der westlicher Autoideologie 
präsentiert.

Allerdings ist das, was sich in der 
DDR im Verkehrssektor bis 1989 ent­
wickelte, in keiner Weise mit dem ver­
gleichbar, was dort seit der „Wende“ 
stattfindet: eine Verkehrspolitik, bei der 
binnen weniger Jahre all die Fehler wie­
derholt werden, die in Westdeutschland 
in den vergangenen vier Jahrzehnten be­
gangen wurden.

Bonns verkehrspolftischer 
Zentralismus

Die neuen Bonner Maßnahmen zum Ab­
bau des Umweltschutzes und von ele­
mentaren Rechten von Betroffenen, die 
1991 erfolgen, kommen keineswegs aus 
heiterem Himmel. Sie zeichneten sich 
bereits vor dem Anschluß der DDR an 
die BRD ab. Die Wiedervereinigung 
war in erster Linie Vorwand für die neue 
Offensive der Auto- und Betonlobby. So 
wurde 1990 von der Öffentlichkeit fast 
unbemerkt das sogenannte — mit dem 
Titel bereits mißtrauisch machende — 
„Dritte Rechtsbereinigungsgesetz“ be­
schlossen. Bereits damals warnte der 
„Arbeitskreis Verkehr“ in Berlin, die­
ses Gesetz „dürfte erheblichen Einfluß 
auf die zukünftigen gerichtlichen Aus­
einandersetzungen um den Neu- und 
Ausbau von Bundesfernstraßen haben.“ 
U. a. war es „in der Vergangenheit noch 
möglich, vor Gericht den Bedarf einer 
neuen Autobahn oder eines Ausbaus 
über fachliche Gutachten in Zweifel zu 
ziehen . . (Dies) ist seit dem 1.7.1990 
nicht mehr möglich.“ (6)

Der Inhalt der 1991 anliegenden 
„Maßnahmegesetze“ und des „Be­
schleunigungsgesetzes“ lautet zusam­
mengefaßt:

Erstens: Über „die Linienführung“ 
wichtiger Verkehrswege in den fünf 
neuen Bundesländern entscheidet der 
Bundestag und nicht wie in der Verfas­
sung vorgesehen die Länder bei Auto­
bahnen bzw. die Bundesbahn bei Schie­
nenwegen.

Zweitens. Wichtige Errungenschaften 
wie Anhörung betroffener Bürger und 
Bürgerinitiati ven, Umweltverträglich- 
keitsprüfungen usw. werden abgeschafft 
oder massiv eingeschränkt. Klagen sind 
nur noch beim Bundesverwaltungsge­
richt oder Bundesverfassungsgericht 
möglich. Vor allem haben diese keine 
aufschiebende Wirkung — wenn ein Ur­
teil zugunsten der Kläger gefallt wird, 
gilt: Operation gelungen, Patient tot.

Drittens Das Gesetz wird nicht nur für 
das Gebiet der ehemaligen DDR gelten, 
sondern auch für angrenzende Regionen 
in Westdeutschland mit der Begrün­
dung, es handle sich um Verkehrspro­
jekte eben zum verkehrspolitischen An­
schluß der neuen Bundesländer. Damit 
besteht die Gefahr, daß eine Reihe heftig 
und teilweise bisher erfolgreich be­
kämpfter Straßenbauprojekte in West­
deutschland jetzt mit Hilfe dieses neuen 
Gesetzes in die Landschaft betoniert und 
gleichzeitig der Protest von Umwelt­
schutzorganisationen und Bürgerinitiati­
ven übergangen werden kann.

Im übrigen reicht die Bedeutung die­
ser verkehrspolitischen Maßnahmen 
und des Beschleunigungsgesetzes weit 
über das Gebiet der früheren DDR und 
über den — bereits zentralen — Ver­
kehrssektor hinaus. Verkehrsminister 
Kause war so frei, offen im „Spiegel“ 
zu formulieren, daß mehr oder weniger 
jeder Verkehrsweg in Westdeutschland 
mit dem Hinweis, er diene dem ver­
kehrspolitischen Anschluß der neue 
Bundesländer, unter diese neuen Geset­
ze fallen kann. Auf die Feststellung des 
Nachrichtenmagazins: „Nach dem Be­
schleunigungsgesetz können auch im 
Westen neue Autobahnen gebaut wer­
den, die durch Proteste jahrelang blok- 
kiert worden sind.“ antwortet der Ver­
kehrsminister vage mit: „Das Gesetz ist 
in Westdeutschland nur auf Bauvorha­
ben anzuwenden, die in unnmittelbarer 
Verbindug zum Beitrittsgebiet stehen.“ 
Da es sich um ein Straßennetz handelt, 
steht bei entsprechender Interpretation 
jeder Ausbau im Westen in unmittelba­
rer Verbindung zum Beitrittsgebiet. 
Dies gilt im besonderem Maß für so heiß 
umkämpfte Projekte wie die Autobahn 
durchs Rothaargebirge.

Im gleichen „Spiegel“-Gespräch äu­
ßerte der Verkehrsminister: „Ich will 
nicht verschweigen, daß wir die Erfah­
rungen mit einem beschleunigten Pla­
nungsrecht, die wir jetzt machen wer­
den. später auch für die Planung in den 
alten Bundesländern auswerten wol­
len“ Und er fügte zu Recht hinzu: ... .

da bin ich mir mit allen Wrkehrsnüs- 
stem einig. (7)

Tatsächlich haben alle Verkehrn»- 
ster der Bundesländer - auch die samj 
demokratischen und auch die der grm- 
sozialdemokratischen Koalitionsrepe 
rungeD in Hessen und Niedersachsen - 
zugestimmt, eine solche ..Beschtew- 
gung“ der verkehrspolitischen Pfasm- 
gen realisieren zu wollen und das beA 
die errungenen Rechte der Anhörung 
und Umweltverträglichkeitspfüfiingeij 
zu unterhöhlen Darüberhinaus handeh 
es sich bei den neuen Maßnahmen un 
Verkehrssektor um ein Pilotuntemeä- 
men für alle Sektoren von Wirtschaft 
und Gesellschaft ist dieses auf Basis der 
altvertrauten Großen Autokoalition we 
FDP. CSU. CDU und SPD durch die 
parlamentarischen Instanzen gepeitscht, 
dann werden auf anderen Sektoren wie 
der Energiepolitik — neue .AKW braucht 
das Land — ähnliche „Maßnahmen“ er­
folgen.

Doppeiinvestitionen 
und Autoiobby

Parallel zum Autobahnbau wird der 
Ausbau der Binnenschiffahrt betrieben, 
so mit dem 1991 beschlossenen Ausbau 
des Mitteiandkanal und des Elbe-Havel- 
Kanals; allein hierfür sieht die Bundes 
regierung 1991 Investitionen in Höhe 
von vier Milliarden Mark — oder in Hö­
he eines Jahresetats der Bundesbahn-In­
vestitionen — vor. Damit wird wieder 
ein altbekannter Fehler begangen (wenn 
es sich nicht gar um eine Strategie han 
delt. den Schienenverkehr zu zerstören): 
Indem parallel in Straßen. Binnenschif­
fahrt und Schiene investiert wird, wird 
die Konkurrenz vor allem im Güterver­
kehrssektor erhöht, erfolgt ein Preis­
dumping, profitiert letzten Endes der la­
chende Dritte, die private Industne. 
Wenn hier Verkehrsminister Krause im 
selben „SpiegeL-Gespräch anführt: 
„Wir wissen nur. daß die Eisenbahnlinie 
nach Berlin hoffnungslos überlastet ist 
Deshalb ist es wichtig, daß wir vor allem 
im Massengutbereich . . die Binnea- 
schiffahrtsstraßen nutzen können“, so 
zielt dies harrscharf an der Realität vor­
bei: Die Schienenwege könnten mit 
einem Viertel des Aufwands, der für den 
Ausbau der Binnenschiffahrtsstraßen 
betrieben wird, derart optimiert werden. 
daß die entsprechende Güterverkehrslei­
stung übernommen werden könnte. 
Auch zeitlich lassen sich viel schneller 
bereits vorhandene Schienenwege opti­
mal ausbauen, als neue Straßen und Ka­
näle in die Landschaft fräsen.

In dieses Gesamtbild paßt, daß die be­
reits flächendeckend vorhandene und 
daher optimal für einen Ausbau geeigne­
te Reichsbahn massiv abgebaut werden 
soll. Von den bisherigen über 20000 
Bahnkilometern der Reichsbahn soll nur 
ein „Kernnetz“, das 6000 Schienenkilo- 
meter umfassen soll, ausersehen sein für 
umfassende Modernisierungsinvestitio­
nen. Das heißt, „der Rest“ verkommt zu 
einem gigantischen Abstellgleis. Allein 
in den kommenden drei Jahren soll die 
Reichsbahnbelegschaft um 50000 Mann 
und Frau abgebaut werden.

Schließlich und endlich wunde im Zu­
ge der Vereinigung die Magnetbahn 
„Transrapid“ aus der Wundertüte Bon­
ner Verkehrspolitiker geholt. Dieses 
Projekt, das vor allem von der deutschen 
Rüstungsindustrie um Krupp. Thyssen. 
Siemens gepuscht wird, konnte weder in 
der Praxis (Versuchsstrecke Emsland), 
noch in der kritischen wissenschaftli­
chen Diskussion überzeugen. Gegen ge­
plante erste Pilotstrecken wie Hamburg- 
Hannover und Düsseldorf-Köln-Frank- 
furt/M. entwickelte sich massiver Pro­
test von Bürgerinitiativen. Grünen. 
VCD. BUND u.a.. so daß zumindest 
diese Strecken nicht mehr in der ernsten 
Debatte waren. Dennoch wurde das Pro­
jekt weiter gefordert — bisher mit 1,4 
Milliarden Mark Steuergeldem Nun 
plötzlich im Rahmen des Anschlusses 
entdeckte der techniggläubige Wrkehrs- 
mmister diese krause Technologie und 
macht sich selbst daran, aus ihr eine 
neue Riesenhuberei zu machen: Eine 
Strecke Berlin-Leipzig-Bonn wurde ins 
Gespräch gebracht. Sollte sie zustande 
kommen, dürfte sie ideal verkauft wer­
den können, um die Doppelhauptstadt 
Bonn-Berlin verkehrspolitisch zu er­
möglichen. Der neue Haushalt ieder- 
falls sieht eine weitere Förderung u® 
400 Millionen Mark vor . laut „Spiegel“ 
sollen im Bonner Verkehrsmimsteriue 
bereits weitere 800 Millionen Mark für 
dieses neue Subventionsgrab vom TVp 
Kalkar veranschlagt worden sein.

Nicht zu übersehen ist. daß diese Mer- 
kehrspolitik keineswegs der pure .Aus­
fluß von Borniertheit oder Technikghw 
bigkeit ist. Hinter ihr stehen rrrkhöge
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[nieressec: die der entscheidenden Indu­
strien und Finanzgruppen dieses Lan­
des, der Autoindustrie, der Mineralöl- 
konzeme und der chemischen Industrie, 
der Bauindustrie und der hinter allen ste­
henden Banken, allen voran die Deut­
sche Bank, die hinter dem führenden 
iulokonzem und hinter den führenden 
Baugruppen steht.

Der ..Spiegel“ verweist hier den Ver- 
kehrsmmister Krause süffisant auf die 
Koalition, in der er sich befindet: „Der 
Daimkr-Benz-Vorstandsvorsitzende 
Edzard Reuter hat Sie ja schon ermun­
tert, auf diesem Weg weiterzugehen.“ 
Und bei der Untersuchung der EG-wei­
ten Pläne, den Straßengüterverkehr zu 
inflationieren, stellt sich heraus, daß ein 
Gremium hochkarätiger westeuropä­
ischer Unternehmer installiert wurde, 
das den Ausbau der grenzüberschreiten­
den Autobahnund Tunnelprojekte „be­
gleitet4'; wenn nicht realiter maßgeblich 
bestimmt. Andere EG-Großprojekte, 
die derzeit in Planung oder in Bau be­
findlich sind, und die die verbliebenen 
..Lücken“ im Verkehr schließen und 
den EG-Binnenmarkt mit seiner Ver­
kehrsinflation vorbereiten sollen, sind: 
.,Scanlink“-Verbindungen von Däne­
mark nach Schweden, Autobahnen und 
Normalspur-Höchstgeschwindigkeit- 
sirecken über die Pyrenäen, Alpentun­
nel in Österreich („Brennerbasistunnel) 
und Schweiz („NEAT — Neue Alpen- 
traversale44), Ausbau des jugoslawi­
schen „Autoput“ Zagbreb-Belgrad 
(-Tessaloniki).

Drei Voraussetzungen
für den neuen Autowahn

Unter den gegenwärtigen Bedingungen 
und vor allem unter Bedingungen, wie 
sie, dem jetzigen Trend folgend, in rund 
eineinhalb bis zwei Jahren vorherr­
schen, erscheint eine Straßenbauorgie, 
wie sie das Bonner Verkehrsministerium 
plant, für das Gebiet der früheren DDR 
unausweichlich. Doch diese Bedingun­
gen „reifen“ nicht „natürlich“ heran; 
sie sind auch keineswegs allein dem 
Wirken der „Marktkräfte“ geschuldet. 
Dahinter verbirgt sich eine konkrete Po­
litik, die hier konkrete Voraussetzungen 
schafft. Drei davon seien hier aufge­
führt.

Die erste — entscheidende — Voraus­
setzung für diese ausschließliche Orien­
tierung auf den Individualverkehr be­
steht in einer umfassenden Politik der 
vollendeten Tatsachen. Spätestens seit 
Anfang 1990 wurde eine Verkehrspoli­
tik verfolgt, die abzielt auf die massen­
hafte Neuzulassung von Pkw aus West­
produktion, die gleichzeitig gezielt den 
öffentlichen Verkehr ruiniert. Und die 
vor allem jegliche alternative Verkehrs­
planung ignoriert. Sie ignoriert sogar 
die Kritik der Autogcscllschaft, wie sie 
von aufgeklärten bürgerlichen Wissen­
schaftlern, einschließlich von Vertretern 
der Autolobby wie Peehr Gyllenhamn- 
mar von Volvo, Goeudevert von VW 
oder Professor Frederic Vester in Talk 
shows vorgetragen wird, und die auf 
eine Art Reform der Autogesellschaft 
abzielt, um deren totalen Kollaps hin- 
auszuzögem.

Die Aussage von Verkehrsminister 
Krause, „Es lagen weder im Westen 
noch im Osten Projekte für eine soforti­
ge Verknüpfung (der Schienenwege)“ 
vor, ist schlicht die Unwahrheit: Solche 
detaillierten Pläne waren von Umwelt­
verbänden und Fachleuten (siehe An­
dreas Klebers Vorschläge in der von mir 
herausgegebenen Arbeit im Frühjahr 
1990) erarbeitet und — noch zu Zeiten 
der letzten Modrow-Regierung und dort 
an dem zentralen Runden Tisch — prä­
sentiert worden. Sie wurden schlicht ig­
noriert. (8)

Eine zweite Voraussetzung zur opti­
malen Durchsetzung von Deutschland 
einig Autoland bestand in der gezielten 
Schwächung des Eisenbahnverkehrs 
und in dem gezielt betriebenen Ruin des 
öffentlichen Personennahverkehrs auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR.

Entscheidend hierbei war, daß eine 
Vereinigung von Reichsbahn und Bun­
desbahn verweigert wurde. Während 
überall großdeutsche Politik betrieben 
wurde, damit zusammenwuchert, was 
zusammen Profite bringt, wurde und 
wird auf dem Gebiet der Eisenbahnen 
Kleinstaaterei betrieben. Dies kann in 
keiner Weise damit begründet werden, 
was offiziell angeführt wird: Es existier­
ten unterschiedliche Standards, unter­
schiedliches Arbeitsrecht etc. Schließ­
lich erfolgte eine Fusion der noch größe­
ren Deutschen Post der DDR mit der 
Bundespost ebenfalls ohne Verzögerun­
gen. Der entscheidende Grund dafür, 
daß Reichsbahn und Bundesbahn weiter 
getrennte Gesellschaften darstellen, 

liegt in der Anwendung des Prinzips 
„getrennt fahren, vereint geschwächt 
werden“. Nur bei einem sofortigen Zu­
sammengehen der beiden Staatsbahnen, 
bei der schnellen Wiedereröffnung 
wichtiger Ost-West-Eisenbahnverbin­
dungen und bei Vorlage eines klaren po­
litisches Verkehrskonzepts, das vor 
allem den Güterverkehr auf die Schienen 
zieht bzw. dort hält, hätten der staatliche 
Eisenbahnverkehr eine Zukunft gehabt. 
Jetzt erfolgt allerdings das Gegenteil: 
der Bahnverkehr auf dem Gebiet der frü­
heren DDR geht rapide zurück; im Gü­
terverkehr hat die Reichsbahn binnen 
zweier Jahre bereits zwei Drittel ihres 
Transportvolumens verloren. Stattdes­
sen rollt die Lkw-Walze durch die Lan­
de. (9)

Parallel erfolgt die Zerstörung des 
öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV). Denn so richtig es war und ist, 
auf den schlechten qualitativen Zustand 
von ÖPNV-Fahrzeugen und Fahrwegen 
in den neuen Bundesländern hinzuwei­
sen, ebenso richtig ist, wenn — wie hier 
in einem Bericht der „Frankfurter Rund­
schau“ — die flächendeckende Präsenz 
und die teilweise Tag- und Nacht-Prä­
senz des ÖPNV, wie sie Mitte 1991 in 
diesem Gebiet noch vorlagen, unterstri­
chen wird: „Die Strukturen sind derzeit 
noch vorbildlich. Von einem Nahver­
kehrsangebot, wie es heute vielerorts in 
den neuen Bundesländern noch besteht, 
träumt man in den alten Bundesländern 
nur. In Erfurt beispielsweise fahren die 
Straßenbahnen auch nachts durch die 
Stadt. Zwölf Pfennig mußte man früher 
pro Fahrt zahlen — jetzt werden 60 Pfen­
nig kassiert.“

Zum gleichen Zeitpunkt ist allerdings 
bereits vorgegeben, daß ein ebenso flä­
chendeckender Abbau des ÖPNV in die­
sem Gebiet erfolgt. Die Betriebe des öf­
fentlichen Nahverkehrs in den neuen 
Bundesländern, die, ähnlich den west­
deutschen, defizitär betrieben werden 
und darüberhinaus umfassende Investi­
tionen in die Grundausstattung nötig ha­
ben, werden 1991 von der Treuhandan­
stalt den Kommunen — gegen deren 
Willen — übertragen. Auch wenn die 
bescheidenen Subventionen, die den 
neuen Eigentümern von den Ländern zu­
fließen, eingerechnet werden, bleiben 
gewaltige Defizite, die die neuen Eigen­
tümer völlig überfordern. Beispielswei­
se rechnen die Erfurter Verkehrsbetrie­
be (EVAG) für 1991 mit einem Subven­
tionsbedarf von 58 Millionen (Vorjahr: 
knapp 80 Millionen), ihnen werden je­
doch nur rund 10 Millionen an direkten 
Zuschüssen zugebilligt. Der Betrieb 
wird also am Jahresende auf einem Fehl­
betrag von rund 48 Millionen Mark sit­
zen. In Jena liegt der entsprechende 
Fehlbetrag bei rund 20 Millionen. Auch 
wenn in manchen Fällen nachgebessert 
werden sollte, in der Gesamtbilanz 
bleibt, was der thüringische Landes- 
bauftragte der Gewerkschaft Öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV), 
Hartwig Oswald, dazu formulierte: 
„Hier werden Strukturen zerschlagen, 
die später so nicht wieder hergestellt 
werden können.“ Der Aufsichtsratsvor­
sitzende der EVAG, Franz Birkenfeld, 
spricht zum selben Zeitpunkt — Mitte 
1991 — von einer drohenden „Katastro­
phe“ und davon, daß „die Straßen in der 
Ex-DDR gar nicht für den massenhaften 
Individualverkehr ausgelegt“ worden 
sind. (10) Doch genau dies ist intendiert: 
das Unterbeweisstellen, daß das Land 
neue Straßen braucht und daß hierzu alte 
Strukturen abgerissen werden müssen, 
eben das, was vom Zweiten Weltkrieg 
und in der Ulbricht- und Honecker-Ära 
an gewachsenen Strukturen noch übrig­
gelassen wurde.

Dazu ist als dritte Vorausetzung die 
anarchisch anwachsende individuelle 
Motorisierung erforderlich. Wurden auf 
dem Gebiet der DDR 1989 noch 3,8 Mil­
lionen Pkw gezählt, so waren es 1990 
4,5 Millionen und sind es Ende 1991 be­
reits rund 5,8 Millionen; bis Ende 1993 
wird eine Verdopplung des Pkw-Be­
stand gegenüber 1989 erreicht worden 
sein. Zusammen mit der systematischen 
Verlagerung des Güterverkehrs von der 
Schiene auf die Straße muß eine solche, 
in der Welt wohl einmalige, Verdopp­
lung des Straßenverkehrs binnen vier bis 
fünf Jahren zu chaotischen Zuständen 
auf den Straßen führen — und die „Ar­
gumente“ der Auto- und Betonlobby 
„naturwüchsig“ stärken. (11)

Gründerboom 
und Privatisierung

Die Entwicklung in der gesamtdeut­
schen Ökonomie ähnelt in vielem einem 
Gründerboom, einer anarchisch gestei­
gerten Produktion, Schaffung von neuen 
Kapazitäten auf der letzten Bugwelle der 

Konjunktur, Anlage von spekulativem 
Kapital z. B. bei Immobilien, Schaffung 
hunderttausender windiger „Existen­
zen“, die mit Sonderkrediten und Staats­
knete Zeugnis für das freie Unterneh­
mertum ablegen sollen und zumeist im 
Dienstleistungsbereich angesiedelt sind. 
Und all dies vor dem Hintergrund einer 
gewaltigen Zunahme der Staatsver­
schuldung, die selbst den „Spiegel“ 
stöhnen läßt: „Die staatliche Pumpma­
schine sorgt für eine hochtourig laufen­
de Wirtschaft. Unfreiwillig betreibt 
Bonn das, was Ökonomen ,deficit spen- 
ding4 nennen: Geld, das der Staat sich 
kreditieren läßt, wird für Konsum und 
Investitionen ausgegeben. Die Rech­
nung, Zins und Tilgung, wird allerdings 
schon bald fällig. Optimistisch kann da 
nur gestimmt sein, wer nicht allzuweit in 
die Zukunft schaut.“ (Nr. 33/91)

In einem solchen Gründerboom-Kli­
ma, das an den frühen Kapitalismus erin­
nert, schießen auch Privatisierungskon­
zepte ins Kraut, wie weiland — bei einer 
früheren Reichsgründung — 1870 ff. 
Die größte dieser Privatisierungsaktio­
nen ist diejenige, die unter der Ägide der 
Treuhandgesellschaft betrieben wird. 
Aber auch in Bereichen, die zumindest 
in Westeuropa traditionell als Angele­
genheit des bürgerlichen Staates ver­
standen werden, soll massiv privatisiert 
werden. Auch hier ist die Verkehrspoli­
tik ein Beispiel. Bereits die Umorientie­
rung des Verkehrs in der früheren DDR 
von einem „modal split“ (anteilmäßige 
Aufteilung der verschiedenen Verkehrs­
arten), bei dem der Fußgängerund Fahr­
radverkehr und der öffentliche Verkehr 
noch einen relativ hohen Anteil auswie­
sen auf einen solchen, bei dem der moto­
risierte Individualverkehr völlig domi­
niert, kommt einer massiven Privatisie­
rungsaktion gleich. Der insgesamt auf 
diese Art und Weise bei der privaten In­
dustrie (Autoindustrie, Reparatur) und 
dem Finanzkapital (Banken durch Kauf­
kredite und Versicherungen) realisierte 
Mehrwert ist bedeutend größer als im 
Fall einer Ökonomie, in der — auch un­
ter rein kapitalistischen Bedingungen — 
der modal split im Verkehr wie bisher 
erhalten bliebe.

Das gilt auch für einzelne Privatisie­
rungsprojekte im Verkehrssektor, die 
von dem Dreigestim Krause (Verkehrs­
ministerium) — Dürr (Bundesbahn) — 
Zimmermann (Ex-Verkehrsminister; 
neuer Reichsbahn-Chef) bereits in ihren 
Personen und mit deren Programm ver­
körpert werden. Das Verkehrsministe­
rium hat bereits unter Minister Zimmer­
mann Pläne für einen privaten Auto­
bahnbau in Deutschlands Wildem Osten 
ins Gespräch gebracht; diese wurden 
von Verkehrsminister Krause übernom­
men und teilweise weiterentwickelt zu 
Modellen von privat betriebenen Auto­
bahnen. Der Bundesbahnvorstand 
brachte die Möglichkeit ins Gespräch, es 
auf lukrativen Bundesbahnstrecken ein­
zelnen Unternehmen zu. ermöglichen, 
den Fährbetrieb mit eigenen Fahrzeu­
gen, aber auf staatlich getragenen Schie­
nenwegen anzubieten. Vorbild ist dabei 
der von der Lufthansa betriebene und 
seit geraumer Zeit eingesetzte Lufthan- 
saexpreß zwischen Frankfurt/M.-Flug­
hafen und Düsseldorf-Flughafen und 
zwischen Stuttgart- und Frankfurt/M.- 
Flughafen. Dieses „Modell“ ist aber so 
neu nicht — dies gab es vor allem in der 
Gründerzeit der Eisenbahnen in ganz 
Europa und in Nordamerika. Dort ver­
kehrten Mitte des letzten Jahrhunderts 
auf ein und derselben Schienenstrecke 
oft unterschiedliche, konkurrierende 
private Unternehmen mit eigenen Zügen 
(was natürlich die Zahl von Unfällen 
enorm erhöhte).

Ebenfalls ins Gespräch gebracht wur­
de von dem neuen DB-Chef Dürr, daß 
die Bundesbahn insgesamt in eine Ak­
tiengesellschaft verwandelt werden solle 
und das Grundgesetz, das die Bundes­
bahn als Staatsuntemehmen definiert, 
entsprechend geändert werden solle. Be­
reits in diesem Jahr werden die bereits 
seit einigen Jahren ausgegliederten Ge­
sellschaften der Bahnbusse privatisiert. 
Die GdED hat gegen diese Entwicklung 
zur fortgesetzten Privatisierung heftigen 
Protest eingelegt.

Im Rahmen dieser Privatisierungspo­
litik entwickelt sich im übrigen die 
grundsätzlich sinnvolle Forderung nach 
einer Trennung von Fahrweg und Be­
trieb im Schienenverkehr zu einem Bu­
merang. Bisher wurde sie von fort­
schrittlichen Verkehrsverbänden wie 
dem VCD und von der GdED erhoben, 
um auf diese Weise die erdrückende 
Schuldenlast der Bahn dem zu Überan­
worten, der für sie gerade stehen muß: 
der bürgerliche Staat und auf diese Wei­
se nicht weiterhin den normalen DB- 

Kundinnen und -künden die jährlich bei 
über drei Milliarden Mark liegenden 
Zins- und Tilgungszahlungen aus dieser 
DB-Schuld aufzulasten. Im Rahmen die­
ser falschen Privatisierungs- und Dezen­
tralisierungspolitik im Bereich des öf­
fentlichen Verkehrs läuft die Trennung 
von Verkehrsweg und Schienenbetrieb 
jedoch auf etwas anderes, auf ein klassi­
sches Prinzip im Kapitalismus hinaus: 
auf die nochmals gesteigerte Vergesell­
schaftung von Verlusten beim Staat 
(dem die Kosten des Schienennetzes auf­
gebürdet werden) und auf eine entspre­
chende Privatisierung von Gewinnen bei 
den Privaten, die einzelne Strecken be­
treiben, oder Teile herausgliedern wie 
die DB-Ausbesserungswerke.

Im übrigen erfolgte just zum Zeit­
punkt dieser Privatisierungsdiskussion 
im fernen Japan ein schweres Eisen­
bahnunglück, bei dem die Folgen dieser 
Politik eine entscheidende Rolle spiel­
ten. Denn Japan ist in diesem Punkt der 
westdeutschen Gesellschaft voraus: dort 
wurde 1987 die staatliche Eisenbahnge­
sellschaft in 38 regionale und private 
Gesellschaften zerschlagen — auf massi­
ve Intervention der Autoindustrie, die 
nach der erfolgreichen, aber ins Stocken 
gekommenen Exportoffensive nun den 
Binnenmarkt zu erobern gedenkt. Seit­
her geht der Anteil des öffentlichen Ver­
kehrs — vor allem auf Schienen — mas­
siv zurück. Und es kommt zu schweren 
Unfällen.

In der Provinz Shiga kam es am 14. 
Mai 1991 zu einem Eisenbahnunglück 
mit 38 getöteten Reisenden; zwei Züge 
waren auf einer eingleisigen Strecke auf­
einander geprallt. Unter Verweis auf die 
1987 erfolgte Zerschlagung der einheit­
lichen staatlichen Bahngesellschaft und 
ihre teilweise Privatisierung heißt es in 
einem Bericht: „Die Polizei gab an, die 
private Gesellschaft Japan Railways 
West habe im Gegensatz zu den Zugfüh­
rern der halbstaatlichen Bahngesell­
schaft Shigaraki Kogen ihre Zugführer 
nicht mit Funk ausgestattet. Damit fehlte 
ihnen auch die Möglichkeit, gegenseitig 
Kontakt aufzunehmen.“ (12)

ÖkoDogöe und Tote
Was auf der Schiene als Gefahr existiert, 
ist auf den gesamtdeutschen Straßen 
längst Wirklichkeit. Sprunghaft stiegen 
die Unfälle und die Todeszahlen insbe­
sondere auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR an. Gab es 1988 hier noch „nur“ 
1441 Straßenverkehrstote, so waren es
1990 bereits 3 130 — mehr als doppelt so 
viel. Interessant ist hier eine Beobach­
tung, die auch andernorts gemacht wur­
de: Im besonders starkem Maß sind hier­
von die Schwächsten der Gesellschaft 
betroffen. So stieg beispielsweise die 
Zahl der Straßenverkehrstoten 1990 ge­
genüber 1989 auf dem Gebiet der Ex- 
DDR um rund 75 Prozent, die Zahl der 
im Straßenverkehr getöteten Kinder je­
doch um über 80 Prozent. Ingesamt wur­
den auf deutschem Boden 1990 11000 
Menschen im Straßenverkehr getötet.
1991 wird eine ähnlich hohe Zahl er­
reicht werden. Auch wenn es danach zu 
einer gewissen Reduktion kommen 
kann, so bleibt doch als Faustregel, daß 
rund 10000 Menschen in Deutschland 
jährlich im Straßenverkehr getötet wer­
den — oder in zehn Jahren rund 100000 
Straßenverkehrsopfer. Dazu kommt die 
Zahl von rund einer Million Menschen, 
die in zehn Jahren im Straßenverkehr 
derart schwer verletzt werden, daß sie 
davon ihr Leben lang gezeichnet sind. 
(13)

Abgesehen von solchen Folgen sind 
vor allem die ökologischen Folgen der 
beschriebenen Verkehrspolitik in einem 
Deutschland einig Autoland katastro­
phal. Ich schrieb Anfang 1990 hinsicht­
lich der sich abzeichnenden Automotori­
sierung der DDR: „Die Schadstoffemis­
sionen, die aus dem Personenverkehr re­
sultieren, werden sich bis zum Jahr 2000 
und gegenüber 1985 verdoppeln.“ (14) 
Ein gutes Jahr später berichtet der 
„Spiegel“ über eine noch unter Ver­
schluß gehaltene Studie des IFEU-Insti- 
tuts: „Die ökologischen Kosten der Au­
tomobilisierung in den neuen Ländern 
sind ... hochgerechnet. Zwar wird 
nach dem Ende der Trabi-Ära die Luft in 
den Ost-Städten weniger stinken — die 
Schadstoffbelastung wird jedoch den­
noch steigen. Trotz qualmender Trabis 
war die gesamte Schadstoffbelastung 
aus dem DDR-Autoverkehr pro Ein­
wohner im Ländervergleich ,deutlich 
niedriger4 (Ifeu-Studie) als in der Bun­
desrepublik. Die Werte für das Klima­
gas Kohlendioxid lagen — pro Perso­
nenkilometer — um mehr als ein Drittel 
unter dem westdeutschen Wert (158 g/ 
Pkm). Das Kohlendioxid in der verei­
nigten deutschen Luft ... wird um 26 

Prozent zunehnfen. Dem ostdeutschen 
Wald, bereits mehr als zur Hälfte ge­
schädigt, droht vor allem Gefahr durch 
den erhöhten Stickoxidausstoß aus den 
Viertakt-Motoren der massenhaft gefah­
renen Alt-Autos aus Westproduktion. 
Bis diese rollenden Luftverpester end­
lich schrottreif seien, so die Ifeu-Studie, 
ist ,eine beschleunigte Zunahme der 
Waldschäden neuer Art zu befürch­
ten4. “ (15)

Wir — VSP und Sozialistische Zei­
tung — haben seit 1989 einerseits die 
demokratischen und antibürokratischen 
Bewegungen dort unterstützt, wo sie 
sich gegen die SED-Herrschaft richteten 
und sich für demokratische Rechte enga­
gierten. Wir haben aber andererseits 
gleichzeitig immer argumentiert, der 
Anschluß der DDR an die BRD im allge­
meinen und die konkrete Form dieser 
Annexionspolitik im besonderen wären 
abzulehnen. Diesen käme ein reaktionä­
rer Charakter zu, sie stärkten aus­
schließlich das große Kapital im Westen 
und trügen zur Schwächung all derjeni­
gen bei, die sich für Emanzipation enga­
gierten. Diese Bilanz hat sich — leider — 
in vollem Umfang bestätigt. Das gilt für 
die wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
des Projekts Anschluß insgesamt, was in 
der Zahl von über fünf Millionen Er­
werbslosen in Gesamtdeutschland im 
Herbst dieses Jahres kulminiert. Dies 
gilt aber auch für eine Reihe von zentra­
len Bereichen, wofür die Verkehrspoli­
tik und die Autogesellschaft stehen.

Winfried Wolf, VSP
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Liebe Freundinnen und Freunde, liebe 
Genossinnen und Genossen,
wir möchten Euch im Namen der Natio­
nalen Befreiungsfront Kurdistans und im 
Namen des kämpfenden kurdischen Vol­
kes unsere herzlichsten Grüße ausspre­
chen und unseren Beitrag damit begin­
nen. unsere besten Wünsche für einen 
erfolgreichen und konstruktiven Verlauf 
dieses Kongresses zu übermitteln. 
Genossinnen und Genossen,
unser Volk und Land, wie auch unsere 
gesamte Region durchleben derzeit eine 
historische Epoche, die für die zukünfti­
ge Entwicklung in der gesamten Welt 
von immenser Bedeutung sein wird. Wir 
wollen Euch heute keine ausführlichen 
theoretischen Abhandlungen über die 
Gründe dieser Entwicklungen vortra­
gen. Der Golfkrieg und die späteren Ent­
wicklungen in Kurdistan haben noch 
einmal gezeigt, daß der Mittlere Osten 
für das imperialistische Lager und seine 
weitergehenden Ziele von großer, wenn 
nicht sogar bestimmender Bedeutung 
ist. Trotzdem gibt cs in der Bestimmung 
und der Definition der gesamten Situa­
tion derzeit viele Verwirrungen und vie­
le ungenügende Bewertungen. Viele ha­
ben die Auseinandersetzung im Golf auf 
eine Petro-Dollar-Auseinandersetzung 
reduziert, viele haben den Schnittpunkt 
dieser Auseinandersetzung zwischen der 
USA und dem Irak bestimmt. Aber diese 
Bestimmung reicht nicht aus, um die 
Entwicklungen am Golf und die mögli­
chen Perspektiven der Zukunft zu erklä­
ren, gerade die Ereignisse in unserem 
Land haben diese Tatsache noch einmal 
bewiesen. Die weltpolitischen Entwick­
lungen der letzten fünf Jahre haben in ei­
nem breiten Spektrum der fundamenta­
len Opposition zum imperialistischen 
System auf der gesamten Welt große 
Verwirrung und eine weitverbreitete Le­
thargie ausgelöst. Wir wollen nicht be­
haupten, daß die gesamte Lage leicht zu 
erklären ist, auch nicht, daß es einfache 
Lösungen gibt. Aber wir wollen hier 
noch einmal betonen, daß, wenn es über­
haupt eine Lösung gibt, diese nur über 
die richtige Analyse und die richtige 
Verbindung der fundamentalen Opposi­
tion und der antiimperialistischen Bewe­
gungen in der gesamten Welt führen 
kann.

In der Bewertung der Entwicklungen 
am Golf haben wir, die wir hier versam­
melt sind, weitgehend die gleichen An­
sätze. Im Detail jedoch lassen sich wich­
tige Unterschiede erkennen. Wir wider­
sprechen der Auffassung, daß der Golf­
krieg eine reine Petro-Dollar-Auseinan­
dersetzung gewesen ist. Wir widerspre­
chen der Aussage, daß die Position des 
Irak antiimperialistisch gewesen ist. 
Und wir widersprechen der Aussage, 
daß der Imperialismus diesen Krieg ge­
wonnen hat und seine neue „Weltord­
nung“ errichtet hat.

Die Widersprüche im Mittleren Osten 
sind eine Folge der Gestaltung dieser 
Region gemäß den Interessen des Impe­
rialismus und der daraus folgenden Un­
terdrückung der inneren Dynamiken im 
Nahen Osten. Die Intervention des Im­
perialismus in diese Region zu Anfang 
dieses Jahrhunderts hatte zur Folge, daß 
die gesellschaftlichen Entwicklungen in 
dieser Region entweder stagnierten, 
oder aber in einer gelenkten Bahn verlie­
fen. Das Eindringen von kapitalistischen 
Produktionsformen im Mittleren Osten 
war keine eigene innerdynamische Ent­
wicklung, sondern eine von außen auf­
gezwungene Entwicklung in Form von 
Fremdkapitalismus. Diese Form des 
Eindringens hat z. B. in vielen Ländern 
den Feudalismus nicht liquidiert, son­
dern kompensiert. Diese imperialisti­
sche Intervention hat unsere Region zu 
einem Knäuel von Widersprüchen und 
kontroversen Interessen verwandelt, die 
immer wieder aufeinanderprallen und 
diese Region in ein ständiges Schlacht­
feld verwandeln. Außerdem kann man 
die Wurzeln der Probleme unserer Re­
gion bis weit vor die Intervention des 
Imperialismus am Anfang dieses Jahr­
hunderts verfolgen. Der Kampf um die 
Vorherrschaft im Mittleren Osten hat 
eine historische Kontinuität. Seit dem 
zweiten Weltkrieg kommt hinzu, daß die 
Entstehung des sog. „Ost-West-Kon­
flikts“ zu einer Verschärfung der Wi­
dersprüche geführt hat, indem sie die 
Stagnation weiter festigte und die Kom­
pensation der bestehenden Verhältnisse 
weiter forderte. Kein anderes Volk hat 
die Folgen dieser Entwicklung so sehr 
zu spüren bekommen wie das kurdische 
Volk. Doch dazu etwas später.
Nun gibt es den „Ost-West-Konflikt“ in 
dieser Form nicht mehr. Niemand wird 
widersprechen, wenn heute gesagt wird, 
daß an seine Stelle der Nord-Süd-Kon­
flikt gerückt ist. Aber dieser Konflikt ist

„Unser Ziel ist ein neuer Oktober “
Redebeitrag der ERNK auf dem Internationalen Kongreß der Coordinamento nationale 

antinucleare antiimperialista (CNAA) in Venedig vom 7. bis 9.6.1991

nicht erst seit dem Zusammenbruch des 
sozialistischen Lagers entstanden. Kon­
flikte und Widersprüche von dieser Di­
mension entstehen nicht von heute auf 
morgen. Trotzdem steht der Ausbruch 
dieses Konfliktes in Form eines Krieges 
in direkter Verbindung mit dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes. Die Stagna­
tion im Ost-West-Konflikt ließ eine breit 
angelegte Veränderung des Kräfte­
gleichgewichts auch zwischem dem 
Norden und Süden nicht zu. Erst als die­
ses Hindernis weg war, brach der Kon­
flikt in Form eines Krieges aus. Bis hier­
her werden uns viele folgen und zustim­
men. Doch, Genossinnen und Genos­
sen, wir dürfen die Schärfe unserer An­
alyse hier nicht verlieren. In vielen Be­
wertungen des Golfkrieges durch Teile 
der antiimperialistische Bewegung ist zu 
beobachten, daß an die Stelle der not­
wendigen Differenzierung auch in die­
sem Konflikt, eine Fetischisierung des 
sog. „Südens“ tritt. Wenn wir davon 
ausgehen, daß es Klassen gibt, und nie­
mand mit Verstand wird dem widerspre­
chen können, dann müssen wir den Sü­
den genau definieren.

Ist der Irak antiimperialistisch, weil er 
gegen die USA und die anderen Imperia­
listen und Reaktionäre Krieg geführt 
hat? Die Genossinnen und Genossen, 
die diese Frage mit ja beantworten, wo­
bei die Begründung für ihre Feststellung 
variieren kann, müssen die Konsequenz 
ihrer Begründung genau überlegen. Sie 
müssen sich gefallen lassen, daß wir ih­
nen sagen, daß es im Wesen kein Unter­
schied zwischen ihrer Feststellung und 
der Abschlachtung und Massakrierung 
ganzer Völker in Amerika und Afrika 
unter dem Vorwand des Fortschritts und 
der Zivilisation gibt. Die native ameri- 
cans (Indianer) sind durch den Fort­
schritt und die Zivilisation (des weißen 
Mannes) vernichtet worden. Sie müssen 
sich sagen lassen, daß sie den Antiimpe­
rialismus des irakischen Regimes mit 
dem Blut von Tausenden von Kurden 
und Schiiten begründen.

Über Jahrzehnte hat das sog. „soziali­
stische Lager“ den Irak als antiimperia­
listischen Verbündeten betrachtet und 
gemäß der „Doktrin vom nichtkapitali­
stischen Weg“ unterstützt. Doch schon 
eine oberflächliche Betrachtung der 
wahren Verhältnisse des Irak zeigt, daß 
hier eine für die Region typische Wider­
spiegelung der historischen, sozialen 
und politischen Realitäten vorhanden 
ist. Die Baath-Ideologie und das Baath- 
Regime sind das typische Produkt einer 
unvollendeten national-demokratischen 
Revolution.

Es ist die Ideologie und das Machtin­
strument einer Mittelschicht, deren so­
ziale und materielle Basis im Grunde ge­
nommen schwach ist und deren Politik 
eine Vermischung aus sozialen Elemen­
ten mit offenen faschistischen Terror­
methoden darstellt, mit der sie ihre 
Macht konsolidiert und ihre Macht als 
ökonomisch stärkste unter den Schwa­
chen durchsetzt. Diese Schicht kann we­
der eine konsequente antiimperialisti­
sche Politik durchsetzen, noch durchhal­
ten. Ihr Widerspruch zum Imperialis­
mus ist abhängig von Umständen. Zur 
Zeit des Ost-West-Konfliktes war es der 
herrschenden Klasse im Irak sogar mög­
lich, sich auf das sozialistische Lager zu 
stützen, um seine eigene materielle Basis 
zu stärken. In den 80er Jahren folgte eine 
Annäherung an das imperialistische La­
ger, und heute ist der Widerspruch mit 
dem Imperialismus keinesfalls antagoni­
stisch, sondern lediglich umstandsbe­
dingt.

Es ist kein Zufall, daß Bush seine Lo­
sung von der „neuen Weltordnung“ im 
Rahmen der Golfkrise verkündet hat. 
Hierin sind die Ursachen zu suchen, die 
Besatzung Kuwaits war ein, wie inzwi­
schen bekannt, gewünschter Anlaß. In 
dem Augenblick, da dem Imperialismus 
klar wurde, daß er mit seinem Krieg 
Geister gerufen hat, deren er nicht mehr 
Herr wurde, als ihm klar wurde, daß es 
keine soziale Basis für eine ihm genehme 
Regimealtemative gibt, in dem Augen­
blick entschloß man sich dafür, das Sad­
dam-Regime für die neue Ordnung zu­
recht zu stutzen.

In der neuen Situation, die jetzt ent­
steht, ist eine scharfe Analyse und eine 
genaue Definition und Differenzierung 
sehr wichtig. Heißt die Tatsache, daß 
das Baath-Regime nicht antiimperiali­

stisch ist, daß dieser Krieg irgendwie zu 
rechtfertigen ist? Auch diese Frage muß 
mit einem entschiedenen NEIN beant­
wortet werden. Der Widerspruch ver­
läuft in dieser Auseinandersetzung zwi­
schen den Völkern der Region, den In­
teressen der werktätigen, unterdrückten 
und ausgebeuteten Völker und Klassen 
und dem Imperialismus. Wenn wir sa­
gen, daß die Okkupation des Kuwait le­
diglich ein Anlaß war, dann meinen wir 
damit, daß der Imperialismus in der neu­
en Phase nach dem Zerfall des sozialisti­
schen Lagers, nach dem Wegfall des 
Status Quo im Ost-West-Konflikt, der 
jede Veränderung im Mittleren Osten 
verhinderte, sehr wohl gemerkt hat, daß 
der Druck der tiefgehenden Widersprü­
che in dieser Region zu einer Explosion 
der inneren Dynamiken führen kann. 
Die Haltung des Baath-Regimes war ein 
Beispiel für die Wucht dieser Explosion, 
der von den Fesseln der Stagnation und 
des Status Quo befreiten inneren Dyna­
miken, auch wenn das Baath-Regime für 
sich genommen nur eine deformierte, 
inkonsequente und nicht antiimperiali­
stische Kraft unter den verschiedenen 
Kräften in der Region ist.

Deswegen haben wir als ERNK in die­
ser Auseinandersetzung eine Position 
eingenommen, die davon ausging, daß 
die eigentliche Gefahr von der imperiali­
stischen Intervention ausgeht und die für 
einen gemeinsamen Kampf der anti­
imperialistischen Kräfte der Region für 
die Interessen der Völker der Region 
eintritt. Wir sind davon ausgegangen, 
daß diese Haltung nur konsequent sein 
kann, wenn sie sich auf ihre eigene Kraft 
stützt, also nicht das eine Übel gegen das 
andere Übel austauscht. Diese Konse­
quenz erforderte nach unserer Meinung 
den Kampf gegen die imperialistische 
Intervention und die einheimischen re­
aktionären Regime ...

Wir müssen, so glauben wir, hier 
nicht auf die Flüchtlingstragödie einge­
hen, jeder hat die Bilder noch frisch in 
Erinnerung. Auch in diesen Bildern 
zeigt sich, daß die klassische Linie der 
kurdischen Organisationen, wie sie von 
der Kurdistan-Front vertreten wird, an­
gesichts der veränderten Lage versagt. 
Das fehlende Bewußtsein unter den 
Massen und die fehlenden modernen 
Organisationsformen, die Kurdistan- 
Front ist bis heute weitgehend auf der 
Basis des archaischen Stammeswesens 
organisiert, lassen noch nicht einmal zu, 
eine einigermaßen geordnete Verteilung 
der Hilfsgüter zu organisieren.

Heute bewegen die Weltöffentlichkeit 
die Verhandlungen, die zwischen der 
Kurdistan-Front und dem Saddam-Re­
gime geführt werden. Gerade in kurdi­
schen Kreisen wird diese Diskussion 
sehr emotional geführt. Wir gehen da­
von aus, daß diese Verhandlungen das 
konsequente Ende einer politischen For­
mation sind. Die geschlagenen kurdi­
sche Opposition begibt sich in die Höhle 
des Drachen, der zwar auch geschlagen 
ist, für den aber die Zeit arbeitet. Diese 
Verhandlungen können nach unserer 
Meinung zu keinem Ergebnis führen. 
Die Forderung nach Demokratie im Irak 
und Autonomie für Kurdistan können 
nur einheitlich erfüllt werden. Eine De­
mokratisierung der bestehenden Ver­
hältnisse im Irak jedoch wäre das Ende 
des Baath-Regimes. Das Saddam-Re­
gime versucht, mit diesen Verhandlun­
gen Zeit zu gewinnen. Zeit, bis das in­
ternationale Interesse an der Kurdenpro­
blematik abgeschwächt ist. Zeit, bis eine 
erneute Aufnahme in den Club der reak­
tionären Regierungen der Region erfolgt 
ist.

Ein weiteres Phänomen, daß in dieser 
Situation kurz erklärt werden muß, ist 
die „Einrichtung der Schutzzonen“. 
Unter dem Vorwand des Humanismus 
haben die Türkei und andere Reaktionä­
re die Errichtung einer Schutzzone vor­
geschlagen, die dann später von den US- 
Imperialisten in Zusammenarbeit mit ih­
ren Verbündeten durchgesetzt wurde. 
Wir wollen diese Schutzzone klar defi­
nieren. Die Schutzzone dient nicht zum 
Schutz der Menschen, sondern zum 
Schutz vor revolutionären Entwicklun­
gen. Denn bekanntermaßen birgt jede 
ausweglose Situation eine Lösung in 
sich. Die Ausweglosigkeit der Flüchtlin­
ge hätte in eine radikale Volksbewegung 
umschlagen können, die nie dagewesene 
Dimensionen erreicht hätte. Aufgrund

und ihren kollaborierenden cinheimi 
sehen Strukturen. Die Epoche, in der 
wir leben, läßt eine Befreiung xh 
kolonialen Ketten ohne eine Befreie^ 
von einheimischen reaktionären Kenr> 
nicht mehr zu.

Viele, insbesondere in der antiimpe­
rialistischen Bewegung auf der Welt, ja­
gen heule, daß die Befreiung, die natio­
nal beschränkt ist, keine Chance mehr 
hat und überholt ist. Sie begründen dies 
mit den internationalen Strukturen uao 
dem Diktat des Imperialismus. Wir wi­
dersprechen dieser Aussage Wir wider­
sprechen ihr aus unserer Situation her­
aus und sagen den Genossinnen uad 
Genossen, die diese Aussage treffen, 
daß sie uns von vomeherein aus dem re­
volutionären Prozeß herauswerten. 

Nein. Genossinnen und Genossen, 
wenn Ihr glaubt, daß die sozialen und an­
tiimperialistischen Bewegungen in den 
Metropolen alleine den Kampf gegen die 
Bestie bestehen werden können, dann 
täuscht ihr Euch. Es geht nicht nur dar­
um. daß dies eine Selbstüberschätzung 
der eigenen Kräfte ist. sondern auch dar­
um. daß übersehen wird, daß der anti­
imperialistische Kampf ein weltweiter 
Prozeß ist. Die Weit ist aber größer als 
die Nordhalbkugel.

Die revolutionäre Dynamik brauch« 
angesichts der gegenwärtigen Bedingun­
gen in der Welt eine Vernetzung und 
eine gemeinsame Diskussionsgrundla­
ge. Heute gibt es Widersprüche und 
Konflikte auf der Welt, die von univer­
seller Natur sind. Diese können nur in 
einem konsequenten antiimperialisti­
schen und befreierischen Kampf über­
wunden werden. Aus diesem Grund be­
trachten wir die neuen sozialen Bewe­
gungen. die Frauenbewegung, die Um­
weltbewegung, die Antikriegsbewegung 
und die anderen Bewegungen, als unsere 
natürlichen und strategischen Verbün­
deten.

Hinzukommt, daß unser Kampf in 
Kurdistan in besonderer Weise eine zen­
trale Rolle spielt im weltweiten Befrei­
ungskampf. Unsere besondere Situation 
der Vierteilung, die besondere Konzen­
tration der Widersprüche in unserer Re 
gion, führt dazu, daß jeder Kampf wn 
revolutionären Kräften, deren Basis die 
antagonistischen Kräfte zum Imperialis­
mus und zur Reaktion sind, nicht natio­
nal beschränkt bleibt, sondern sich auf 
die gesamte Region auswirkt. Es gibt 
keine Befreiung in Nordwest-Kurdistan, 
ohne daß sich auch die Verhältnisse in 
der Türkei und den anderen Teilen Kur­
distans verändern.

Dieser Charakter unserer Revolution 
verbindet uns mit den revolutionären so­
zialen Bewegungen in der gesamten 
Welt. Wir sagen, daß unser Ziel nicht 
nur die Befreiung unserer Heimat, nicht 
nur die Gründung eines neuen Staates 
ist. Ein freies Kurdistan ist eine Etappe 
auf dem Weg zu einem freien Nahen 
Osten. Deswegen ist unser Ziel ein neu­
er Oktober. Ein Oktober, der aus den 
Entwicklungen in den letzten 70 Jahren 
Lehren zieht, der sich nicht beschränkt 
auf die Errichtung einer nationale 
Volksdemokratie, sondern auf die Er­
richtung einer Menschheitsrepublik 
orientiert ist.

Liebe Genossinnen und Genossen,
Zum Ende unseres Vortrages mochten 

wir Euch noch sagen, daß wir in Kunii- 
stan an der Schwellen einer neuen Stufe 
des Kampfes sind. Unsere Menschen 
kämpfen in Form des Guerillakampfes 
und der Volksaufständc. Diese beiden 
Kämpfe sind bei uns organisch miteinan­
der verbunden. Wir sind eine neue revo­
lutionäre antiimperialistische Bewe­
gung. die im antagonistischen Wider­
spruch zu den Interessen des Imperialis­
mus steht. Dies wird heute konkret in 
den Schutzzonen, wo uns die US-lmpe 
rialisten derzeit immer mehr bedrängen 
und mit Hilfe ihrer Kollaborateure an­
greifen. Dies wird konkret in den Ex 
men des Spezialkrieges, die die türfc 
sehe Administration mit Hilfe ihrer im­
perialistischen Verbündeten und den 
Mitteln, die sich hier bewahrt habea. 
bekämpft. Um diesen Kampf zu beste­
hen und erfolgreich fortzusetzen, sehe? 
wir die Öffnung von notwendigen Luft­
röhren in die übrige Weit als lebens«*- 
wendig an. Um zu verhindern, daß sie 
uns ersticken, ist die Solidarität, dr 
Vernetzung und die Diskussion der 
Kämpfe auf der gesamten Welt für 
von immenser Bedeutung. Diese Fe« 
Stellung verstehen wir als Aufruf omi 
reichen Euch in diesem Sinne unsere 
Hand, auf das wir gemeinsam den hupe 
rialismus und sein System zerschlage» 

Venedig, den 7. Juni 1991

der besonderen Situation, mit dieser 
Flucht von einem Teil Kurdistans in 
einen anderen Teil Kurdistans, waren 
zum ersten Mal die künstlichen Barrie­
ren zwischen unserem Volk aufgeho­
ben. Die Internationalisierung der kurdi­
schen Frage drängte ihre Lösung auf. In 
dieser Situation waren die Staaten, die 
Kurdistan kolonialisieren und unter sich 
aufteilen, nicht mehr in der Lage, dieses 
Problem wie bisher zu lösen. Die Politik 
der Vernichtung, der Vertreibung, der 
Assimilation und der Verleugnung war 
gescheitert. Und aus diesem Grund ha­
ben die Imperialisten diesen Schritt zum 
Aufbau einer Schutzzone aufgenom­
men, um die Kontrolle selbst zu über­
nehmen.

Natürlich dient der Aufbau dieser Zo­
ne auch weiteren Zielen. Weiteren Zie­
len in Richtung des Kriegsziels, zum 
Aufbau einer neuen Weltordnung, die ja 
mit dem Ende des Golfkrieges nicht so­
fort erreicht worden war. Diese Schutz­
zone ist eine Art Geiselnahme des kurdi­
schen Volkes, um den Irak zu erpressen 
und die radikale antiimperialistische 
kurdische nationale Befreiungsbewe­
gung zu kontrollieren.

Was nun ist die Perspektive für unser 
Volk, was ist unsere Perspektive und 
welche Möglichkeiten der Verbindung 
gibt es mit der antiimperialistischen Be­
wegung, mit der fundamentalen Opposi­
tion, mit den neuen sozialen Bewegun­
gen auf der gesamten Welt? Viele Jahr­
zehnte haben unsere Situation, die Be­
dingungen, die bei uns herrschen, und 
insbesondere auch der Sozialchauvinis­
mus der linken Bewegung der uns be­
herrschenden Nationen eine Verbindung 
zwischen unserem Volk und der fort­
schrittlichen Menschheit auf der Welt 
verhindert. Zwischen den 20er und 70er 
Jahren haben die angeblich revolutionä­
ren Bewegungen in den Ländern, die uns 
kolonialisieren, die kurdische nationale 
Bewegung als reaktionär denunziert und 
die Massaker ihrer Regime an unserem 
Volk mit der Einführung von Fortschritt 
und Zivilisation gerechtfertigt.

Es mag sein, daß die Führungen der 
Aufstände in Kurdistan rückständig wa­
ren, vielleicht sogar reaktionär, aber die 
Aufstände einer unterdrückten Nation 
gegen koloniale Besatzung und Vernich­
tung sind gerecht.

Die Doktrin von der Opferung des 
kleinen Teil für die große Sache, wie sie 
in unserem Fall immer wieder benutzt 
wurde, hat der Dynamik des weltrevolu­
tionären Prozesses einen großen Scha­
den zugefügt und ist einer der Haupt 
gründe für die Stagnation und den Zer­
fall des sozialistischen und revolutionä­
ren Systems.

Wir, die ERNK, sind in den 70er Jah­
ren aus der Analyse und der Kritik an 
eben dieser sozial- bzw. metropolchau­
vinistischen Position entstanden. Wir 
sind das Produkt der gesellschaftlichen 
Veränderung, die der kapitalistische 
Akkumulationsprozeß für unser Land 
bedeutet hat. Das heißt aber auch, daß 
wir uns von der klassischen feudal-bür­
gerlichen Führung des kurdischen Wi­
derstandes unterscheiden. Wir kritisie­
ren ihre rückständige und kollaborieren­
de Haltung.

Unsere Basis sind nicht die bestehen­
den gesellschaftlichen Verhältnisse, 
d. h. nicht die feudalen Stammesstruktu- 
ren, sondern die neuen sozialen Schich­
ten. die im Laufe des Akkumulations­
prozesses entstanden sind. Unser« Basis 
sind die sozialen Unterschichten, die 
nichts mehr zu verlieren haben und die 
aufgrund ihrer Position in den Produk­
tionsverhältnissen als einzige in der La­
ge sind, eine konsequente revolutionäre, 
antiimperialistische Politik durchzuset­
zen und durchzuhalten.

Wir sind in Kurdistan und vielleicht 
auf der Welt eine der jüngsten revolutio­
nären Befreiungsbewegungen. Die 
Gründe für unsere sehr späte Entstehung 
sind vielschichtig. Aber heute führen 
wir seit sieben Jahren einen bewaffneten 
Befreiungskampf. Dieser Befreiungs­
kampfhat seit ungefähr zwei Jahren eine 
qualitative Entwicklung hinter sich 
gebracht, die die nationale Befreiungs­
bewegung in Kurdistan in 70 Jahren 
nicht erreicht hat. Für uns ist die Verbin­
dung zwischen nationaler und sozialer 
Frage untrennbar miteinander verbun­
den. Nationale Befreiung bedeutet für 
uns Befreiung von kolonialer Besatzung




